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Geltendes Recht Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Strafrechts – Umsetzung der Richtli-
nie (EU) 2024/1203 über den strafrechtli-
chen Schutz der Umwelt sowie zur Än-
derung der Zustellungspauschalen und 
Gebühren im Gesetz über Ordnungswid-
rigkeiten und in den Justizkostengeset-

zen 

Strafgesetzbuch Strafgesetzbuch 

§ 309 § 309 

Mißbrauch ionisierender Strahlen Mißbrauch ionisierender Strahlen 

(1) Wer in der Absicht, die Gesundheit 
eines anderen Menschen zu schädigen, es 
unternimmt, ihn einer ionisierenden Strah-
lung auszusetzen, die dessen Gesundheit 
zu schädigen geeignet ist, wird mit Frei-
heitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jah-
ren bestraft. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Unternimmt es der Täter, eine un-
übersehbare Zahl von Menschen einer sol-
chen Strahlung auszusetzen, so ist die 
Strafe Freiheitsstrafe nicht unter fünf Jah-
ren. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Verursacht der Täter in den Fällen 
des Absatzes 1 durch die Tat eine schwere 
Gesundheitsschädigung eines anderen 
Menschen oder eine Gesundheitsschädi-
gung einer großen Zahl von Menschen, so 
ist auf Freiheitsstrafe nicht unter zwei Jah-
ren zu erkennen. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Verursacht der Täter durch die Tat 
wenigstens leichtfertig den Tod eines ande-
ren Menschen, so ist die Strafe lebens-
lange Freiheitsstrafe oder Freiheitsstrafe 
nicht unter zehn Jahren. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) In minder schweren Fällen des Ab-
satzes 1 ist auf Freiheitsstrafe von sechs 
Monaten bis zu fünf Jahren, in minder 
schweren Fällen des Absatzes 3 auf Frei-
heitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jah-
ren zu erkennen. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(6) Wer in der Absicht,  (6) Wer in der Absicht,  
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1. die Brauchbarkeit einer fremden Sache 
von bedeutendem Wert zu beeinträch-
tigen, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. nachhaltig ein Gewässer, die Luft oder 
den Boden nachteilig zu verändern 
oder 

2. nachhaltig ein Gewässer, die Luft oder 
den Boden nachteilig zu verändern, 

3. ihm nicht gehörende Tiere oder Pflan-
zen von bedeutendem Wert zu schädi-
gen, 

3. ihm nicht gehörende Tiere oder Pflan-
zen von bedeutendem Wert zu schädi-
gen oder 

 4. ein Ökosystem (§ 330d Ab-
satz 1 Nummer 2) erheblich zu schä-
digen, 

die Sache, das Gewässer, die Luft, den Bo-
den, die Tiere oder Pflanzen einer ionisie-
renden Strahlung aussetzt, die geeignet ist, 
solche Beeinträchtigungen, Veränderungen 
oder Schäden hervorzurufen, wird mit Frei-
heitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft. Der Versuch ist straf-
bar. 

die Sache, das Gewässer, die Luft, den Bo-
den, die Tiere, die Pflanzen oder das 
Ökosystem einer ionisierenden Strahlung 
aussetzt, die geeignet ist, solche Beein-
trächtigungen, Veränderungen oder Schä-
den hervorzurufen, wird mit Freiheitsstrafe 
bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe be-
straft. Der Versuch ist strafbar. 

§ 311 § 311 

Freisetzen ionisierender Strahlen Freisetzen ionisierender Strahlen 

(1) Wer unter Verletzung verwaltungs-
rechtlicher Pflichten (§ 330d Absatz 1 Num-
mer 4, 5, Absatz 2)  

(1) Wer unter Verletzung verwaltungs-
rechtlicher Pflichten (§ 330d Absatz 1 Num-
mer 6, 7 und Absatz 2)  

1. ionisierende Strahlen freisetzt oder 1. u n v e r ä n d e r t  

2. Kernspaltungsvorgänge bewirkt, 2. u n v e r ä n d e r t  
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die geeignet sind, Leib oder Leben eines 
anderen Menschen, fremde Sachen von 
bedeutendem Wert zu schädigen oder er-
hebliche Schäden an Tieren oder Pflanzen, 
Gewässern, der Luft oder dem Boden her-
beizuführen, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

die geeignet sind, Leib oder Leben eines 
anderen Menschen oder fremde Sachen 
von bedeutendem Wert zu schädigen oder 
erhebliche Schäden an Tieren, Pflanzen, 
einem Gewässer, der Luft, dem Boden 
oder einem Ökosystem (§ 330d Absatz 1 
Nummer 2) herbeizuführen, wird mit Frei-
heitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. (2) u n v e r ä n d e r t  

 (3) Wer durch eine Tat nach Ab-
satz 1 

 1. ein Ökosystem (§ 330d Absatz 1 
Nummer 2) von beträchtlicher Größe 
oder beträchtlichem ökologischen 
Wert oder einen Lebensraum inner-
halb eines geschützten Gebiets (§ 
330d Absatz 1 Nummer 3) zerstört 
oder derart weitreichend und erheb-
lich schädigt, dass die Schädigung 
nicht oder erst nach einem mehrjäh-
rigen Zeitraum beseitigt werden 
kann, oder 

 2. ein Gewässer, den Boden oder die 
Luft derart weitreichend und erheb-
lich schädigt, dass die Schädigung 
nicht oder erst nach einem mehrjäh-
rigen Zeitraum beseitigt werden 
kann, 

 wird mit Freiheitsstrafe von einem Jahr 
bis zu zehn Jahren bestraft. 

 (4) In minder schweren Fällen des 
Absatzes 3 ist auf Freiheitsstrafe von 
sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu er-
kennen. 

(3) Wer fahrlässig  (5) Wer fahrlässig  
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1. beim Betrieb einer Anlage, insbeson-
dere einer Betriebsstätte, eine Hand-
lung im Sinne des Absatzes 1 in einer 
Weise begeht, die geeignet ist, eine 
Schädigung außerhalb des zur Anlage 
gehörenden Bereichs herbeizuführen 
oder 

1. beim Betrieb einer Anlage, insbeson-
dere einer Betriebsstätte, eine Hand-
lung im Sinne des Absatzes 1 in einer 
Weise begeht, die geeignet ist, eine 
Schädigung außerhalb des zur Anlage 
gehörenden Bereichs herbeizuführen, 
oder 

2. in sonstigen Fällen des Absatzes 1 un-
ter grober Verletzung verwaltungs-
rechtlicher Pflichten handelt, 

2. in den übrigen Fällen des Absatzes 1 
unter grober Verletzung verwaltungs-
rechtlicher Pflichten handelt, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren 
oder mit Geldstrafe bestraft. 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
oder mit Geldstrafe bestraft. 

§ 312 § 312 

Fehlerhafte Herstellung einer kerntech-
nischen Anlage 

Fehlerhafte Herstellung einer kerntech-
nischen Anlage 

(1) Wer eine kerntechnische Anlage 
(§ 330d Nr. 2) oder Gegenstände, die zur 
Errichtung oder zum Betrieb einer solchen 
Anlage bestimmt sind, fehlerhaft herstellt 
oder liefert und dadurch eine Gefahr für 
Leib oder Leben eines anderen Menschen 
oder für fremde Sachen von bedeutendem 
Wert herbeiführt, die mit der Wirkung eines 
Kernspaltungsvorgangs oder der Strahlung 
eines radioaktiven Stoffes zusammen-
hängt, wird mit Freiheitsstrafe von drei Mo-
naten bis zu fünf Jahren bestraft. 

(1) Wer eine kerntechnische Anlage 
(§ 330d Absatz 1 Nummer 4) oder Gegen-
stände, die zur Errichtung oder zum Betrieb 
einer solchen Anlage bestimmt sind, fehler-
haft herstellt oder liefert und dadurch eine 
Gefahr für Leib oder Leben eines anderen 
Menschen oder für fremde Sachen von be-
deutendem Wert herbeiführt, die mit der 
Wirkung eines Kernspaltungsvorgangs 
oder der Strahlung eines radioaktiven Stof-
fes zusammenhängt, wird mit Freiheits-
strafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren 
bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. (2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Verursacht der Täter durch die Tat 
eine schwere Gesundheitsschädigung ei-
nes anderen Menschen oder eine Gesund-
heitsschädigung einer großen Zahl von 
Menschen, so ist auf Freiheitsstrafe von ei-
nem Jahr bis zu zehn Jahren zu erkennen. 

(3) u n v e r ä n d e r t  
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(4) Verursacht der Täter durch die Tat 
den Tod eines anderen Menschen, so ist 
die Strafe Freiheitsstrafe nicht unter drei 
Jahren. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) In minder schweren Fällen des Ab-
satzes 3 ist auf Freiheitsstrafe von sechs 
Monaten bis zu fünf Jahren, in minder 
schweren Fällen des Absatzes 4 auf Frei-
heitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jah-
ren zu erkennen. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(6) Wer in den Fällen des Absatzes 1  (6) u n v e r ä n d e r t  

1. die Gefahr fahrlässig verursacht oder  

2. leichtfertig handelt und die Gefahr fahr-
lässig verursacht, 

 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
oder mit Geldstrafe bestraft. 

 

§ 314a § 314a 

Tätige Reue Tätige Reue 

(1) Das Gericht kann die Strafe in den 
Fällen des § 307 Abs. 1 und des § 309 
Abs. 2 nach seinem Ermessen mildern (§ 
49 Abs. 2), wenn der Täter freiwillig die 
weitere Ausführung der Tat aufgibt oder 
sonst die Gefahr abwendet. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Das Gericht kann die in den fol-
genden Vorschriften angedrohte Strafe 
nach seinem Ermessen mildern (§ 49 Abs. 
2) oder von Strafe nach diesen Vorschriften 
absehen, wenn der Täter  

(2) u n v e r ä n d e r t  

1. in den Fällen des § 309 Abs. 1 oder § 
314 Abs. 1 freiwillig die weitere Aus-
führung der Tat aufgibt oder sonst die 
Gefahr abwendet oder 

 

2. in den Fällen des  
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a) § 307 Abs. 2,  

b) § 308 Absatz 1 und 6,  

c) § 309 Abs. 6,  

d) § 311 Abs. 1,  

e) § 312 Abs. 1 und 6 Nr. 1,  

f) § 313, auch in Verbindung mit § 
308 Absatz 6, 

 

freiwillig die Gefahr abwendet, bevor 
ein erheblicher Schaden entsteht. 

 

(3) Nach den folgenden Vorschriften 
wird nicht bestraft, wer  

(3) Nach den folgenden Vorschriften 
wird nicht bestraft, wer  

1. in den Fällen des 1. in den Fällen des 

a) § 307 Abs. 4, a) u n v e r ä n d e r t  

b) § 308 Absatz 7, b) u n v e r ä n d e r t  

c) § 311 Abs. 3, c) § 311 Absatz 5, 

d) § 312 Abs. 6 Nr. 2, d) u n v e r ä n d e r t  

e) § 313 Abs. 2 in Verbindung mit § 
308 Absatz 7 

e) u n v e r ä n d e r t  

freiwillig die Gefahr abwendet, bevor 
ein erheblicher Schaden entsteht, oder 

freiwillig die Gefahr abwendet, bevor 
ein erheblicher Schaden entsteht, oder 

2. in den Fällen des § 310 freiwillig die 
weitere Ausführung der Tat aufgibt 
oder sonst die Gefahr abwendet. 

2. u n v e r ä n d e r t  

(4) Wird ohne Zutun des Täters die 
Gefahr abgewendet, so genügt sein freiwil-
liges und ernsthaftes Bemühen, dieses Ziel 
zu erreichen. 

(4) u n v e r ä n d e r t  
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§ 324 § 324 

Gewässerverunreinigung Gewässerverunreinigung 

(1) Wer unbefugt ein Gewässer ver-
unreinigt oder sonst dessen Eigenschaften 
nachteilig verändert, wird mit Freiheits-
strafe bis zu fünf Jahren oder mit Geld-
strafe bestraft. 

(1) Wer unbefugt ein Gewässer ver-
unreinigt oder sonst dessen Eigenschaften 
erheblich nachteilig verändert, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft. Ebenso wird bestraft, 
wer unbefugt Wasser aus einem Gewäs-
ser entnimmt und dadurch dessen Ei-
genschaften erheblich nachteilig verän-
dert. 

(2) Der Versuch ist strafbar. (2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Handelt der Täter fahrlässig, so ist 
die Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
oder Geldstrafe. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

§ 324a § 324a 

Bodenverunreinigung Bodenverunreinigung 

(1) Wer unter Verletzung verwaltungs-
rechtlicher Pflichten Stoffe in den Boden 
einbringt, eindringen läßt oder freisetzt und 
diesen dadurch  

(1) Wer unter Verletzung verwaltungs-
rechtlicher Pflichten Stoffe, Geräusche, Er-
schütterungen, thermische Energie oder 
nichtionisierende Strahlen in den Boden 
einbringt, eindringen lässt oder freisetzt 
und diesen dadurch 

1. in einer Weise, die geeignet ist, die 
Gesundheit eines anderen, Tiere, 
Pflanzen oder andere Sachen von be-
deutendem Wert oder ein Gewässer zu 
schädigen, oder 

1. in einer Weise, die geeignet ist, die Ge-
sundheit eines anderen oder Sachen 
von bedeutendem Wert zu schädigen 
oder erhebliche Schäden an Tieren, 
Pflanzen, einem Gewässer, der Luft 
oder einem Ökosystem herbeizufüh-
ren, oder 

2. in bedeutendem Umfang 2. u n v e r ä n d e r t  

verunreinigt oder sonst nachteilig verän-
dert, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf 
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

verunreinigt oder sonst nachteilig verän-
dert, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf 
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
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(2) Der Versuch ist strafbar. (2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Handelt der Täter fahrlässig, so ist 
die Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
oder Geldstrafe. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

§ 325 § 325 

Luftverunreinigung Luftverunreinigung 

(1) Wer beim Betrieb einer Anlage, 
insbesondere einer Betriebsstätte oder Ma-
schine, unter Verletzung verwaltungsrecht-
licher Pflichten Veränderungen der Luft 
verursacht, die geeignet sind, außerhalb 
des zur Anlage gehörenden Bereichs die 
Gesundheit eines anderen, Tiere, Pflanzen 
oder andere Sachen von bedeutendem 
Wert zu schädigen, wird mit Freiheitsstrafe 
bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe be-
straft. Der Versuch ist strafbar. 

(1) Wer unter Verletzung verwaltungs-
rechtlicher Pflichten durch Freisetzen 
oder Einbringen von Stoffen, thermi-
scher Energie oder nichtionisierenden 
Strahlen Veränderungen der Luft in be-
deutendem Umfang verursacht, die geeig-
net sind, 

 1. die Gesundheit eines anderen oder 
Sachen von bedeutendem Wert zu 
schädigen, 

 2. nachhaltig ein Gewässer, die Luft 
oder den Boden zu verunreinigen 
oder sonst nachteilig zu verändern 
oder 

 3. erhebliche Schäden an Tieren, 
Pflanzen oder einem Ökosystem 
herbeizuführen, 
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 wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jah-
ren oder mit Geldstrafe bestraft. Satz 1, 
auch in Verbindung mit den Absätzen 3 
und 4, gilt für Veränderungen der Luft 
durch das Freisetzen oder Einbringen 
von Stoffen beim Betrieb eines Kraft-, 
Schienen-, Luft- oder Wasserfahrzeuges 
nur, wenn beim Betrieb dieses Fahr-
zeugs eine erhebliche Menge von Stof-
fen freigesetzt oder eingebracht wird, 
die eine Luftveränderung im Sinne von 
Satz 1 verursacht. 

(2) Wer beim Betrieb einer Anlage, 
insbesondere einer Betriebsstätte oder Ma-
schine, unter Verletzung verwaltungsrecht-
licher Pflichten Schadstoffe in bedeuten-
dem Umfang in die Luft außerhalb des Be-
triebsgeländes freisetzt, wird mit Freiheits-
strafe bis zu fünf Jahren oder mit Geld-
strafe bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer unter 
Verletzung verwaltungsrechtlicher Pflichten 
eine Luftveränderung in bedeutendem 
Umfang, die geeignet ist, eine schwere 
Gesundheitsschädigung eines anderen 
oder eine Schädigung nach Absatz 1 
Nummer 2 oder 3 herbeizuführen, 
dadurch verursacht, dass er Erzeug-
nisse auf den Markt bringt und diese in 
größeren Umfang genutzt werden. 

(3) Wer unter Verletzung verwaltungs-
rechtlicher Pflichten Schadstoffe in bedeu-
tendem Umfang in die Luft freisetzt, wird 
mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 
mit Geldstrafe bestraft, wenn die Tat nicht 
nach Absatz 2 mit Strafe bedroht ist. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

(4) Handelt der Täter in den Fällen 
der Absätze 1 und 2 fahrlässig, so ist die 
Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
oder Geldstrafe. 

(4) Handelt der Täter leichtfertig, so 
ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jah-
ren oder Geldstrafe.  

(5) Handelt der Täter in den Fällen 
des Absatzes 3 leichtfertig, so ist die Strafe 
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder 
Geldstrafe. 

entfällt 

(6) Schadstoffe im Sinne der Absätze 
2 und 3 sind Stoffe, die geeignet sind,  

entfällt 

1. die Gesundheit eines anderen, Tiere, 
Pflanzen oder andere Sachen von be-
deutendem Wert zu schädigen oder 
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2. nachhaltig ein Gewässer, die Luft oder 
den Boden zu verunreinigen oder 
sonst nachteilig zu verändern. 

 

(7) Absatz 1, auch in Verbindung mit 
Absatz 4, gilt nicht für Kraftfahrzeuge, 
Schienen-, Luft- oder Wasserfahrzeuge. 

entfällt 

§ 325a § 325a 

Verursachen von Lärm, Erschütterun-
gen und nichtionisierenden Strahlen 

Verursachen von Geräuschen, Erschüt-
terungen, thermischer Energie und 

nichtionisierenden Strahlen 

(1) Wer beim Betrieb einer Anlage, 
insbesondere einer Betriebsstätte oder Ma-
schine, unter Verletzung verwaltungsrecht-
licher Pflichten Lärm verursacht, der geeig-
net ist, außerhalb des zur Anlage gehören-
den Bereichs die Gesundheit eines ande-
ren zu schädigen, wird mit Freiheitsstrafe 
bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe be-
straft. 

(1) Wer beim Betrieb einer An-
lage, insbesondere einer Betriebsstätte 
oder Maschine, unter Verletzung verwal-
tungsrechtlicher Pflichten Geräusche verur-
sacht, die geeignet sind, außerhalb des zur 
Anlage gehörenden Bereichs die Gesund-
heit eines anderen zu schädigen, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft. 

(2) Wer beim Betrieb einer Anlage, 
insbesondere einer Betriebsstätte oder Ma-
schine, unter Verletzung verwaltungsrecht-
licher Pflichten, die dem Schutz vor Lärm, 
Erschütterungen oder nichtionisierenden 
Strahlen dienen, die Gesundheit eines an-
deren, ihm nicht gehörende Tiere oder 
fremde Sachen von bedeutendem Wert ge-
fährdet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf 
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Wer eine Anlage, insbeson-
dere eine Betriebsstätte oder Maschine, un-
ter Verletzung verwaltungsrechtlicher Pflich-
ten, die dem Schutz vor Geräuschen, Er-
schütterungen, thermischer Energie oder 
nichtionisierenden Strahlen dienen, in einer 
Weise betreibt, die geeignet ist,  

 1. die Gesundheit eines anderen oder 
fremde Sachen von bedeutendem 
Wert zu schädigen oder 

 2. erhebliche Schäden an Tieren, 
Pflanzen oder einem Ökosystem 
herbeizuführen,  
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 wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jah-
ren oder mit Geldstrafe bestraft. Der Ver-
such ist strafbar. 

(3) Handelt der Täter fahrlässig, so ist 
die Strafe  

(3) Handelt der Täter leichtfertig, so 
ist die Strafe 

1. in den Fällen des Absatzes 1 Freiheits-
strafe bis zu zwei Jahren oder Geld-
strafe, 

1. in den Fällen des Absatzes 1 Freiheits-
strafe bis zu zwei Jahren oder Geld-
strafe und 

2. in den Fällen des Absatzes 2 Freiheits-
strafe bis zu drei Jahren oder Geld-
strafe. 

2. u n v e r ä n d e r t  

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für 
Kraftfahrzeuge, Schienen-, Luft- oder Was-
serfahrzeuge. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für 
das Verursachen von Geräuschen beim 
Betrieb eines Kraft-, Schienen-, Luft- oder 
Wasserfahrzeugs, es sei denn, der Be-
trieb verletzt verwaltungsrechtliche 
Pflichten, die dem Schutz vor Geräu-
schen dienen, und die durch das Fahr-
zeug verursachten Geräusche sind ge-
eignet, eine schwere Gesundheitsschä-
digung eines anderen oder eine Schädi-
gung nach Absatz 2 Nummer 2 herbei-
zuführen. 
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§ 326 § 326 

Unerlaubter Umgang mit Abfällen Unerlaubter Umgang mit Abfällen 

(1) Wer unbefugt Abfälle, die  (1) Wer unter Verletzung verwal-
tungsrechtlicher Pflichten eine erhebli-
che Menge von Abfällen, die eine oder 
mehrere der im Anhang III der Richtlinie 
2008/98/EG aufgeführten Eigenschaften 
aufweisen, außerhalb einer dafür zuge-
lassenen Anlage oder unter wesentli-
cher Abweichung von einem vorge-
schriebenen oder zugelassenen Verfah-
ren sammelt, befördert, behandelt, ver-
wertet, lagert, ablagert, ablässt, besei-
tigt, handelt, makelt oder sonst bewirt-
schaftet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

1. Gifte oder Erreger von auf Menschen 
oder Tiere übertragbaren gemeinge-
fährlichen Krankheiten enthalten oder 
hervorbringen können, 

entfällt 

2. für den Menschen krebserzeugend, 
fortpflanzungsgefährdend oder erbgut-
verändernd sind, 

entfällt 

3. explosionsgefährlich, selbstentzündlich 
oder nicht nur geringfügig radioaktiv 
sind oder 

entfällt 

4. nach Art, Beschaffenheit oder Menge 
geeignet sind, 

Siehe Absatz 2 

a) nachhaltig ein Gewässer, die Luft 
oder den Boden zu verunreinigen 
oder sonst nachteilig zu verändern 
oder 

entfällt 

b) einen Bestand von Tieren oder 
Pflanzen zu gefährden, 

entfällt 
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außerhalb einer dafür zugelassenen An-
lage oder unter wesentlicher Abweichung 
von einem vorgeschriebenen oder zugelas-
senen Verfahren sammelt, befördert, be-
handelt, verwertet, lagert, ablagert, ablässt, 
beseitigt, handelt, makelt oder sonst bewirt-
schaftet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf 
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

 

(2) Ebenso wird bestraft, wer Abfälle 
im Sinne des Absatzes 1 entgegen einem 
Verbot oder ohne die erforderliche Geneh-
migung in den, aus dem oder durch den 
Geltungsbereich dieses Gesetzes ver-
bringt. 

Siehe Absatz 4 

 (2) Ebenso wird bestraft, wer unter 
Verletzung verwaltungsrechtlicher 
Pflichten Abfälle, die nach Art, Beschaf-
fenheit oder Menge geeignet sind, 

 1. eine schwere Gesundheitsschädi-
gung oder den Tod eines anderen 
herbeizuführen, 

 2. nachhaltig ein Gewässer, die Luft 
oder den Boden zu verunreinigen 
oder sonst nachteilig zu verändern 
oder 

 3. erhebliche Schäden an Tieren, 
Pflanzen oder einem Ökosystem 
herbeizuführen, 

 außerhalb einer dafür zugelassenen An-
lage oder unter wesentlicher Abwei-
chung von einem vorgeschriebenen 
oder zugelassenen Verfahren sammelt, 
befördert, behandelt, verwertet, lagert, 
ablagert, ablässt, beseitigt, handelt, ma-
kelt oder sonst bewirtschaftet. 

(3) Wer radioaktive Abfälle unter Ver-
letzung verwaltungsrechtlicher Pflichten 
nicht abliefert, wird mit Freiheitsstrafe bis 
zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(3) Ebenso wird bestraft, wer eine 
erhebliche Menge von radioaktiven Ab-
fällen unter Verletzung verwaltungsrechtli-
cher Pflichten nicht abliefert. 
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 (4) Ebenso wird bestraft, wer eine 
illegale Verbringung im Sinne des Arti-
kels 3 Nummer 26 der Verordnung (EU) 
2024/1157 in der Fassung vom 18. Okto-
ber 2024 einer erheblichen Menge von 
Abfällen durchführt. 

(4) In den Fällen der Absätze 1 und 2 
ist der Versuch strafbar. 

(5) Der Versuch ist strafbar. 

(5) Handelt der Täter fahrlässig, so ist 
die Strafe  

(6) Handelt der Täter in den Fällen 
der Absätze 1 bis 3 fahrlässig, so ist die 
Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
oder Geldstrafe. 

1. in den Fällen der Absätze 1 und 2 Frei-
heitsstrafe bis zu drei Jahren oder 
Geldstrafe, 

entfällt 

2. in den Fällen des Absatzes 3 Freiheits-
strafe bis zu einem Jahr oder Geld-
strafe. 

entfällt 

(6) Die Tat ist dann nicht strafbar, 
wenn schädliche Einwirkungen auf die Um-
welt, insbesondere auf Menschen, Gewäs-
ser, die Luft, den Boden, Nutztiere oder 
Nutzpflanzen, wegen der geringen Menge 
der Abfälle offensichtlich ausgeschlossen 
sind. 

(7) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei 
Jahren oder Geldstrafe wird bestraft, 
wer in den Fällen des Absatzes 4 eine il-
legale Verbringung im Sinne des Arti-
kels 3 Nummer 26 Buchstabe a, b, c 
oder Buchstabe f der Verordnung (EU) 
2024/1157 in der Fassung vom 18. Okto-
ber 2024 fahrlässig durchführt. Ebenso 
wird bestraft, wer in den Fällen des Ab-
satzes 4 eine illegale Verbringung im 
Sinne des Artikels 3 Nummer 26 Buch-
stabe d, e oder Buchstabe g der Verord-
nung (EU) 2024/1157 in der Fassung 
vom 18. Oktober 2024 leichtfertig durch-
führt. 
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§ 327 § 327 

Unerlaubtes Betreiben von Anlagen Unerlaubtes Betreiben von Anlagen 

(1) Wer ohne die erforderliche Geneh-
migung oder entgegen einer vollziehbaren 
Untersagung  

(1) u n v e r ä n d e r t  

1. eine kerntechnische Anlage betreibt, 
eine betriebsbereite oder stillgelegte 
kerntechnische Anlage innehat oder 
ganz oder teilweise abbaut oder eine 
solche Anlage oder ihren Betrieb we-
sentlich ändert oder 

 

2. eine Betriebsstätte, in der Kernbrenn-
stoffe verwendet werden, oder deren 
Lage wesentlich ändert, 

 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren 
oder mit Geldstrafe bestraft. 

 

(2) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jah-
ren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer  

(2) Ebenso wird bestraft, wer 

1. eine genehmigungsbedürftige Anlage 
oder eine sonstige Anlage im Sinne 
des Bundes-Immissionsschutzgeset-
zes, deren Betrieb zum Schutz vor Ge-
fahren untersagt worden ist, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. eine genehmigungsbedürftige Rohrlei-
tungsanlage zum Befördern wasserge-
fährdender Stoffe im Sinne des Geset-
zes über die Umweltverträglichkeits-
prüfung, 

entfällt 

3. eine Abfallentsorgungsanlage im Sinne 
des Kreislaufwirtschaftsgesetzes oder 

2. u n v e r ä n d e r t  

4. eine Abwasserbehandlungsanlage 
nach § 60 Absatz 3 des Wasserhaus-
haltsgesetzes 

3. u n v e r ä n d e r t  
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ohne die nach dem jeweiligen Gesetz erfor-
derliche Genehmigung oder Planfeststel-
lung oder entgegen einer auf dem jeweili-
gen Gesetz beruhenden vollziehbaren Un-
tersagung betreibt. Ebenso wird bestraft, 
wer ohne die erforderliche Genehmigung 
oder Planfeststellung oder entgegen einer 
vollziehbaren Untersagung eine Anlage, in 
der gefährliche Stoffe oder Gemische gela-
gert oder verwendet oder gefährliche Tätig-
keiten ausgeübt werden, in einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Union in ei-
ner Weise betreibt, die geeignet ist, außer-
halb der Anlage Leib oder Leben eines an-
deren Menschen zu schädigen oder erheb-
liche Schäden an Tieren oder Pflanzen, 
Gewässern, der Luft oder dem Boden her-
beizuführen. 

ohne die nach dem jeweiligen Gesetz erfor-
derliche Genehmigung oder Planfeststel-
lung oder entgegen einer auf dem jeweili-
gen Gesetz beruhenden vollziehbaren Un-
tersagung betreibt. Ebenso wird bestraft, 
wer ohne die erforderliche Genehmigung 
oder Planfeststellung oder entgegen einer 
vollziehbaren Untersagung eine Anlage, in 
der gefährliche Stoffe oder Gemische gela-
gert oder verwendet oder gefährliche Tätig-
keiten ausgeübt werden, in einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Union in ei-
ner Weise betreibt, die geeignet ist, außer-
halb der Anlage Leib oder Leben eines an-
deren Menschen zu schädigen oder erheb-
liche Schäden an Tieren, Pflanzen, einem 
Gewässer, der Luft, dem Boden oder ei-
nem Ökosystem herbeizuführen. 

 (3) Ebenso wird bestraft, wer ohne 
die erforderliche Genehmigung oder ei-
nen Verwaltungsakt, der den vorzeitigen 
Beginn des Vorhabens erlaubt, oder ent-
gegen einer vollziehbaren Untersagung 
eine Anlage für Offshore-Erdöl- und -
Erdgasaktivitäten im Sinne des Arti-
kels 2 Nummer 3 der Richtlinie 
2013/30/EU in der Fassung vom 11. De-
zember 2018 in einer Weise errichtet, 
betreibt oder abbaut, die geeignet ist, 
die Gesundheit eines anderen zu schä-
digen oder erhebliche Schäden an Tie-
ren, Pflanzen, einem Gewässer, der Luft, 
dem Boden oder einem Ökosystem her-
beizuführen. 

 (4) Der Versuch ist strafbar. 

(3) Handelt der Täter fahrlässig, so ist 
die Strafe  

(5) Handelt der Täter fahrlässig, so ist 
die Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei 
Jahre oder Geldstrafe. 

1. in den Fällen des Absatzes 1 Freiheits-
strafe bis zu drei Jahren oder Geld-
strafe, 

entfällt 
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2. in den Fällen des Absatzes 2 Freiheits-
strafe bis zu zwei Jahren oder Geld-
strafe. 

entfällt 

 § 327a 

 Unerlaubte Ausführung von Vorhaben 

 Wer ein genehmigungsbedürftiges 
Vorhaben, für das nach 

 1. dem Gesetz über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung, 

 2. der Verordnung über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung bergbaulicher 
Vorhaben oder 

 3. den landesrechtlichen Vorschriften 

 eine Pflicht zur Durchführung einer Um-
weltverträglichkeitsprüfung oder zu ei-
ner Vorprüfung zur Feststellung der 
Pflicht zu einer Umweltverträglichkeits-
prüfung besteht, ohne die erforderliche 
Genehmigung oder Planfeststellung 
oder einen Verwaltungsakt, der den vor-
zeitigen Beginn des Vorhabens erlaubt, 
oder entgegen einer vollziehbaren Un-
tersagung in einer Weise ausführt, die 
geeignet ist, erhebliche Schäden an Tie-
ren, Pflanzen, einem Gewässer, der Luft, 
dem Boden oder einem Ökosystem her-
beizuführen, wird mit Freiheitsstrafe bis 
zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe be-
straft. 

§ 328 § 328 

Unerlaubter Umgang mit radioaktiven 
Stoffen und anderen gefährlichen Stof-

fen und Gütern 

Unerlaubter Umgang mit radioaktiven 
Stoffen und anderen gefährlichen Stof-

fen und Gütern 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jah-
ren oder mit Geldstrafe wird bestraft,  

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jah-
ren oder mit Geldstrafe wird bestraft,  
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1. wer ohne die erforderliche Genehmi-
gung oder entgegen einer vollziehba-
ren Untersagung Kernbrennstoffe oder 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. wer ohne die erforderliche Genehmi-
gung oder wer entgegen einer vollzieh-
baren Untersagung sonstige radioak-
tive Stoffe, die nach Art, Beschaffen-
heit oder Menge geeignet sind, durch 
ionisierende Strahlen den Tod oder 
eine schwere Gesundheitsschädigung 
eines anderen oder erhebliche Schä-
den an Tieren oder Pflanzen, Gewäs-
sern, der Luft oder dem Boden herbei-
zuführen, 

2. wer ohne die erforderliche Genehmi-
gung oder entgegen einer vollziehba-
ren Untersagung sonstige radioaktive 
Stoffe, die nach Art, Beschaffenheit 
oder Menge geeignet sind, durch ioni-
sierende Strahlen den Tod oder eine 
schwere Gesundheitsschädigung eines 
anderen oder erhebliche Schäden an 
Tieren, Pflanzen, einem Gewässer, 
der Luft, dem Boden oder einem Öko-
system herbeizuführen, 

herstellt, aufbewahrt, befördert, bearbeitet, 
verarbeitet oder sonst verwendet, einführt 
oder ausführt. 

herstellt, aufbewahrt, befördert, bearbeitet, 
verarbeitet oder sonst verwendet, einführt 
oder ausführt. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer  (2) u n v e r ä n d e r t  

1. Kernbrennstoffe, zu deren Ablieferung 
er auf Grund des Atomgesetzes ver-
pflichtet ist, nicht unverzüglich abliefert, 

 

2. Kernbrennstoffe oder die in Absatz 1 
Nr. 2 bezeichneten Stoffe an Unbe-
rechtigte abgibt oder die Abgabe an 
Unberechtigte vermittelt, 

 

3. eine nukleare Explosion verursacht 
oder 

 

4. einen anderen zu einer in Nummer 3 
bezeichneten Handlung verleitet oder 
eine solche Handlung fördert. 

 

(3) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jah-
ren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 
unter Verletzung verwaltungsrechtlicher 
Pflichten  

(3) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jah-
ren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 
unter Verletzung verwaltungsrechtlicher 
Pflichten 



 - 19 - Bearbeitungsstand: 14.04.2026  14:04 

Geltendes Recht Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Strafrechts – Umsetzung der Richtli-
nie (EU) 2024/1203 über den strafrechtli-
chen Schutz der Umwelt sowie zur Än-
derung der Zustellungspauschalen und 
Gebühren im Gesetz über Ordnungswid-
rigkeiten und in den Justizkostengeset-

zen 

1. beim Betrieb einer Anlage, insbeson-
dere einer Betriebsstätte oder techni-
schen Einrichtung, radioaktive Stoffe 
oder gefährliche Stoffe und Gemische 
nach Artikel 3 der Verordnung (EG) Nr. 
1272/2008 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 16. Dezem-
ber 2008 über die Einstufung, Kenn-
zeichnung und Verpackung von Stof-
fen und Gemischen, zur Änderung und 
Aufhebung der Richtlinien 
67/548/EWG und 1999/45/EG und zur 
Änderung der Verordnung (EG) Nr. 
1907/2006 (ABl. L 353 vom 
31.12.2008, S. 1), die zuletzt durch die 
Verordnung (EG) Nr. 790/2009 (ABl. L 
235 vom 5.9.2009, S. 1) geändert wor-
den ist, lagert, bearbeitet, verarbeitet 
oder sonst verwendet oder 

1. beim Betrieb einer Anlage, insbeson-
dere einer Betriebsstätte oder techni-
schen Einrichtung, radioaktive Stoffe 
oder gefährliche Stoffe und Gemische 
nach Artikel 3 der Verordnung (EG) 
Nr. 1272/2008 in der Fassung vom 
2. April 2025 in einer Weise herstellt, 
lagert, bearbeitet, verarbeitet oder 
sonst verwendet oder 

2. gefährliche Güter befördert, versendet, 
verpackt oder auspackt, verlädt oder 
entlädt, entgegennimmt oder anderen 
überläßt 

2. gefährliche Güter in einer Weise be-
fördert, versendet, verpackt oder aus-
packt, verlädt oder entlädt, entgegen-
nimmt oder anderen überlässt, 

und dadurch die Gesundheit eines ande-
ren, Tiere oder Pflanzen, Gewässer, die 
Luft oder den Boden oder fremde Sachen 
von bedeutendem Wert gefährdet. 

welche geeignet ist, die Gesundheit eines 
anderen oder Sachen von bedeutendem 
Wert zu schädigen oder Tiere, Pflanzen, 
ein Gewässer, die Luft, den Boden oder 
ein Ökosystem erheblich zu gefährden. 

(4) Der Versuch ist strafbar. (4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Handelt der Täter fahrlässig, so ist 
die Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
oder Geldstrafe. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(6) Die Absätze 4 und 5 gelten nicht 
für Taten nach Absatz 2 Nr. 4. 

(6) u n v e r ä n d e r t  
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§ 329 § 329 

Gefährdung schutzbedürftiger Gebiete Gefährdung schutzbedürftiger Gebiete 

(1) Wer entgegen einer auf Grund des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes erlas-
senen Rechtsverordnung über ein Gebiet, 
das eines besonderen Schutzes vor schäd-
lichen Umwelteinwirkungen durch Luftver-
unreinigungen oder Geräusche bedarf oder 
in dem während austauscharmer Wetterla-
gen ein starkes Anwachsen schädlicher 
Umwelteinwirkungen durch Luftverunreini-
gungen zu befürchten ist, Anlagen inner-
halb des Gebiets betreibt, wird mit Frei-
heitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft. Ebenso wird bestraft, 
wer innerhalb eines solchen Gebiets Anla-
gen entgegen einer vollziehbaren Anord-
nung betreibt, die auf Grund einer in Satz 1 
bezeichneten Rechtsverordnung ergangen 
ist. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für Kraft-
fahrzeuge, Schienen-, Luft- oder Wasser-
fahrzeuge. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Wer entgegen einer zum Schutz 
eines Wasser- oder Heilquellenschutzge-
bietes erlassenen Rechtsvorschrift oder 
vollziehbaren Untersagung  

(2) u n v e r ä n d e r t  

1. betriebliche Anlagen zum Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen betreibt, 

 

2. Rohrleitungsanlagen zum Befördern 
wassergefährdender Stoffe betreibt 
oder solche Stoffe befördert oder 

 

3. im Rahmen eines Gewerbebetriebes 
Kies, Sand, Ton oder andere feste 
Stoffe abbaut, 

 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
oder mit Geldstrafe bestraft. Betriebliche 
Anlage im Sinne des Satzes 1 ist auch die 
Anlage in einem öffentlichen Unternehmen. 
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(3) Wer entgegen einer zum Schutz 
eines Naturschutzgebietes, einer als Natur-
schutzgebiet einstweilig sichergestellten 
Fläche oder eines Nationalparks erlasse-
nen Rechtsvorschrift oder vollziehbaren 
Untersagung  

(3) u n v e r ä n d e r t  

1. Bodenschätze oder andere Bodenbe-
standteile abbaut oder gewinnt, 

 

2. Abgrabungen oder Aufschüttungen 
vornimmt, 

 

3. Gewässer schafft, verändert oder be-
seitigt, 

 

4. Moore, Sümpfe, Brüche oder sonstige 
Feuchtgebiete entwässert, 

 

5. Wald rodet,  

6. Tiere einer im Sinne des Bundesnatur-
schutzgesetzes besonders geschütz-
ten Art tötet, fängt, diesen nachstellt 
oder deren Gelege ganz oder teilweise 
zerstört oder entfernt, 

 

7. Pflanzen einer im Sinne des Bun-
desnaturschutzgesetzes besonders 
geschützten Art beschädigt oder ent-
fernt oder 

 

8. ein Gebäude errichtet  

und dadurch den jeweiligen Schutzzweck 
nicht unerheblich beeinträchtigt, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft. 

 

(4) Wer unter Verletzung verwaltungs-
rechtlicher Pflichten in einem Natura 2000-
Gebiet einen für die Erhaltungsziele oder 
den Schutzzweck dieses Gebietes maß-
geblichen  

(4) Wer unter Verletzung verwaltungs-
rechtlicher Pflichten 
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 1. in einem Natura 2000-Gebiet einen 
für die Erhaltungsziele oder den 
Schutzzweck dieses Gebiets maß-
geblichen 

1. Lebensraum einer Art, die in Artikel 4 
Absatz 2 oder Anhang I der Richtlinie 
2009/147/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 30. Novem-
ber 2009 über die Erhaltung der wildle-
benden Vogelarten (ABl. L 20 vom 
26.1.2010, S. 7) oder in Anhang II der 
Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 
21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürli-
chen Lebensräume sowie der wildle-
benden Tiere und Pflanzen (ABl. L 206 
vom 22.7.1992, S. 7), die zuletzt durch 
die Richtlinie 2013/17/EU (ABl. L 158 
vom 10.6.2013, S. 193) geändert wor-
den ist, aufgeführt ist, oder 

a) Lebensraum einer Art, die in Arti-
kel 4 Absatz 2 der Richtlinie 
2009/147/EG in der Fassung vom 
5. Juni 2019 oder Anhang I der 
Richtlinie 2009/147/EG oder in 
Anhang II der Richtlinie 
92/43/EWG aufgeführt ist, erheb-
lich schädigt, 

2. natürlichen Lebensraumtyp, der in An-
hang I der Richtlinie 92/43/EWG des 
Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung 
der natürlichen Lebensräume sowie 
der wildlebenden Tiere und Pflanzen 
(ABl. L 206 vom 22.7.1992, S. 7), die 
zuletzt durch die Richtlinie 2013/17/EU 
(ABl. L 158 vom 10.6.2013, S. 193) ge-
ändert worden ist, aufgeführt ist, 

b) natürlichen Lebensraumtyp, der in 
Anhang I der Richtlinie 
92/43/EWG aufgeführt ist, erheb-
lich schädigt oder 

 2. in einem Gebiet von gemeinschaftli-
cher Bedeutung eine für die Erhal-
tungsziele oder den Schutzzweck 
dieses Gebiets maßgebliche Tierart, 
die in Anhang II Buchstabe a der 
Richtlinie 92/43/EWG aufgeführt ist, 
erheblich stört, 

erheblich schädigt, wird mit Freiheitsstrafe 
bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe be-
straft. 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren 
oder mit Geldstrafe bestraft. 

(5) Handelt der Täter fahrlässig, so ist 
die Strafe  

(5) u n v e r ä n d e r t  
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1. in den Fällen der Absätze 1 und 2 Frei-
heitsstrafe bis zu zwei Jahren oder 
Geldstrafe, 

 

2. in den Fällen des Absatzes 3 Freiheits-
strafe bis zu drei Jahren oder Geld-
strafe. 

 

(6) Handelt der Täter in den Fällen 
des Absatzes 4 leichtfertig, so ist die Strafe 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 
Geldstrafe. 

(6) u n v e r ä n d e r t  

§ 330 § 330 

Besonders schwerer Fall einer Umwelt-
straftat 

Besonders schwerer Fall einer Umwelt-
straftat; Qualifikation 

(1) In besonders schweren Fällen wird 
eine vorsätzliche Tat nach den §§ 324 bis 
329 mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten 
bis zu zehn Jahren bestraft. Ein besonders 
schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn 
der Täter  

(1) In besonders schweren Fällen wird 
eine vorsätzliche Tat nach den §§ 324 
bis 329 mit Freiheitsstrafe von sechs Mo-
naten bis zu zehn Jahren bestraft. Ein be-
sonders schwerer Fall liegt in der Regel 
vor, wenn der Täter 

1. ein Gewässer, den Boden oder ein 
Schutzgebiet im Sinne des § 329 Abs. 
3 derart beeinträchtigt, daß die Beein-
trächtigung nicht, nur mit außeror-
dentlichem Aufwand oder erst nach 
längerer Zeit beseitigt werden kann, 

1. ein Gewässer, den Boden oder ein 
Schutzgebiet im Sinne des § 329 Ab-
satz 3 derart beeinträchtigt, dass die 
Beeinträchtigung nicht, nur mit außer-
ordentlich hohem Aufwand oder erst 
nach längerer Zeit beseitigt werden 
kann, 

2. die öffentliche Wasserversorgung ge-
fährdet, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. einen Bestand von Tieren oder Pflan-
zen einer streng geschützten Art nach-
haltig schädigt oder 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. aus Gewinnsucht handelt. 4. aus Gewinnsucht handelt oder 
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 5. eine Straftat nach § 326 oder § 328 
als Mitglied einer Bande, die sich 
zur fortgesetzten Begehung solcher 
Straftaten verbunden hat, gewerbs-
mäßig begeht. 

(2) Wer durch eine vorsätzliche Tat 
nach den §§ 324 bis 329  

(2) Wer durch eine vorsätzliche Tat 
nach den §§ 324 bis 329  

 1. ein Ökosystem von beträchtlicher 
Größe oder beträchtlichem ökologi-
schen Wert oder einen Lebensraum 
innerhalb eines geschützten Gebiets 
zerstört oder derart weitreichend 
und erheblich schädigt, dass die 
Schädigung nicht oder erst nach ei-
nem mehrjährigen Zeitraum beseitigt 
werden kann, 

 2. ein Gewässer, den Boden oder die 
Luft derart weitreichend und erheb-
lich schädigt, dass die Schädigung 
nicht oder erst nach einem mehrjäh-
rigen Zeitraum beseitigt werden 
kann, oder 

1. einen anderen Menschen in die Gefahr 
des Todes oder einer schweren Ge-
sundheitsschädigung oder eine große 
Zahl von Menschen in die Gefahr einer 
Gesundheitsschädigung bringt oder 

3. einen anderen Menschen in die Gefahr 
des Todes oder einer schweren Ge-
sundheitsschädigung oder eine große 
Zahl von Menschen in die Gefahr einer 
Gesundheitsschädigung bringt, 

2. den Tod eines anderen Menschen ver-
ursacht, 

Siehe Absatz 3 

wird in den Fällen der Nummer 1 mit Frei-
heitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jah-
ren, in den Fällen der Nummer 2 mit Frei-
heitsstrafe nicht unter drei Jahren bestraft, 
wenn die Tat nicht in § 330a Abs. 1 bis 3 
mit Strafe bedroht ist. 

wird mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis 
zu zehn Jahren bestraft. 

 (3) Wer durch eine vorsätzliche Tat 
nach den §§ 324 bis 329 den Tod eines 
anderen Menschen verursacht, wird mit 
Freiheitsstrafe nicht unter drei Jahren 
bestraft. 
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(3) In minder schweren Fällen des Ab-
satzes 2 Nr. 1 ist auf Freiheitsstrafe von 
sechs Monaten bis zu fünf Jahren, in min-
der schweren Fällen des Absatzes 2 Nr. 2 
auf Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu 
zehn Jahren zu erkennen. 

(4) In minder schweren Fällen des Ab-
satzes 2 ist auf Freiheitsstrafe von sechs 
Monaten bis zu fünf Jahren und in minder 
schweren Fällen des Absatzes 3 auf Frei-
heitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jah-
ren zu erkennen. 

§ 330b § 330b 

Tätige Reue Tätige Reue 

(1) Das Gericht kann in den Fällen 
des § 325a Abs. 2, des § 326 Abs. 1 bis 3, 
des § 328 Abs. 1 bis 3 und des § 330a 
Abs. 1, 3 und 4 die Strafe nach seinem Er-
messen mildern (§ 49 Abs. 2) oder von 
Strafe nach diesen Vorschriften absehen, 
wenn der Täter freiwillig die Gefahr abwen-
det oder den von ihm verursachten Zu-
stand beseitigt, bevor ein erheblicher Scha-
den entsteht. Unter denselben Vorausset-
zungen wird der Täter nicht nach § 325a 
Abs. 3 Nr. 2, § 326 Abs. 5, § 328 Abs. 5 
und § 330a Abs. 5 bestraft. 

(1) Das Gericht kann in den Fällen 
des § 326 Absatz 1 bis 4, des § 328 Ab-
satz 1 bis 3 und des § 330a Absatz 1, 3 
und 4 die Strafe nach seinem Ermessen 
mildern (§ 49 Absatz 2) oder von Strafe 
nach diesen Vorschriften absehen, wenn 
der Täter freiwillig die Gefahr abwendet 
oder den von ihm verursachten Zustand 
beseitigt, bevor ein erheblicher Schaden 
entsteht. Unter denselben Voraussetzun-
gen wird der Täter nicht nach § 326 Absatz 
5, § 328 Absatz 5 und § 330a Absatz 5 
bestraft. 

(2) Wird ohne Zutun des Täters die 
Gefahr abgewendet oder der rechtswidrig 
verursachte Zustand beseitigt, so genügt 
sein freiwilliges und ernsthaftes Bemühen, 
dieses Ziel zu erreichen. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

§ 330c § 330c 

Einziehung Einziehung 

Ist eine Straftat nach den §§ 326, 327 
Abs. 1 oder 2, §§ 328, 329 Absatz 1, 2 
oder Absatz 3, dieser auch in Verbindung 
mit Absatz 5, oder Absatz 4, dieser auch in 
Verbindung mit Absatz 6, begangen wor-
den, so können  

Ist eine Straftat nach den §§ 326, 327 
Absatz 1 oder 2, §§ 327a, 328, 329 Absatz 
1, 2 oder Absatz 3, dieser auch in Verbin-
dung mit Absatz 5, oder Absatz 4, dieser 
auch in Verbindung mit Absatz 6, began-
gen worden, so können 
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1. Gegenstände, die durch die Tat her-
vorgebracht oder zu ihrer Begehung 
oder Vorbereitung gebraucht worden 
oder bestimmt gewesen sind, und 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. Gegenstände, auf die sich die Tat be-
zieht, 

2. u n v e r ä n d e r t  

eingezogen werden. § 74a ist anzuwenden. eingezogen werden. § 74a ist anzuwenden. 

§ 330d § 330d 

Begriffsbestimmungen Begriffsbestimmungen 

(1) Im Sinne dieses Abschnitts ist  (1) Im Sinne dieses Abschnitts ist  

1. ein Gewässer: 1. u n v e r ä n d e r t  

ein oberirdisches Gewässer, das 
Grundwasser und das Meer; 

 

 2. ein Ökosystem: 

 ein komplexes, dynamisches Wir-
kungsgefüge von Pflanzen-, Tier-, 
Pilz- und Mikroorganismengemein-
schaften und ihrer abiotischen Um-
welt, die eine funktionelle Einheit 
wenigstens mittlerer Größe bilden, 
und das Lebensraumtypen, Lebens-
räume von Arten und Artenpopulati-
onen umfasst; 

 3. ein Lebensraum innerhalb eines ge-
schützten Gebiets: 

 a) jeder Lebensraum einer Art, für 
den 

 aa) ein Gebiet zu einem Schutz-
gebiet gemäß Artikel 4 Ab-
satz 1 oder 2 der Richtlinie 
2009/147/EG in der Fassung 
vom 5. Juni 2019 erklärt 
wurde,  
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 bb) ein Gebiet gemäß Artikel 4 
Absatz 2 der Richtlinie 
92/43/EWG in der Fassung 
vom 17. Juni 2025 als Ge-
biet von gemeinschaftlicher 
Bedeutung geführt wird 
oder 

 cc) ein Gebiet zu einem beson-
deren Schutzgebiet gemäß 
Artikel 4 Absatz 4 der Richt-
linie 92/43/EWG in der Fas-
sung vom 17. Juni 2025 er-
klärt wurde, und 

 b)  jeder natürliche Lebensraum-
typ, für den 

 aa) ein Gebiet gemäß Artikel 4 
Absatz 2 der Richtlinie 
92/43/EWG in der Fassung 
vom 17. Juni 2025 als Ge-
biet von gemeinschaftlicher 
Bedeutung geführt wird 
oder 

 bb) ein Gebiet zu einem beson-
deren Schutzgebiet gemäß 
Artikel 4 Absatz 4 der Richt-
linie 92/43/EWG in der Fas-
sung vom 17. Juni 2025 er-
klärt wurde; 

2. eine kerntechnische Anlage: 4. u n v e r ä n d e r t  

eine Anlage zur Erzeugung oder zur 
Bearbeitung oder Verarbeitung oder 
zur Spaltung von Kernbrennstoffen 
oder zur Aufarbeitung bestrahlter Kern-
brennstoffe; 

 

3. ein gefährliches Gut: 5. u n v e r ä n d e r t  
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ein Gut im Sinne des Gesetzes über 
die Beförderung gefährlicher Güter und 
einer darauf beruhenden Rechtsver-
ordnung und im Sinne der Rechtsvor-
schriften über die internationale Beför-
derung gefährlicher Güter im jeweiligen 
Anwendungsbereich; 

 

4. eine verwaltungsrechtliche Pflicht: 6. u n v e r ä n d e r t  

eine Pflicht, die sich aus  

a) einer Rechtsvorschrift,  

b) einer gerichtlichen Entscheidung,  

c) einem vollziehbaren Verwaltungs-
akt, 

 

d) einer vollziehbaren Auflage oder  

e) einem öffentlich-rechtlichen Ver-
trag, soweit die Pflicht auch durch 
Verwaltungsakt hätte auferlegt 
werden können, 

 

ergibt und dem Schutz vor Gefahren 
oder schädlichen Einwirkungen auf die 
Umwelt, insbesondere auf Menschen, 
Tiere oder Pflanzen, Gewässer, die 
Luft oder den Boden, dient; 

 

5. ein Handeln ohne Genehmigung, Plan-
feststellung oder sonstige Zulassung: 

7. u n v e r ä n d e r t  

auch ein Handeln auf Grund einer 
durch Drohung, Bestechung oder Kol-
lusion erwirkten oder durch unrichtige 
oder unvollständige Angaben erschli-
chenen Genehmigung, Planfeststel-
lung oder sonstigen Zulassung. 

 

(2) Für die Anwendung der §§ 311, 
324a, 325, 326, 327 und 328 stehen in Fäl-
len, in denen die Tat in einem anderen Mit-
gliedstaat der Europäischen Union began-
gen worden ist,  

(2) Für die Anwendung der §§ 311, 
324a, 325, 325a, 326, 327, 327a, 328 und 
329 stehen in Fällen, in denen die Tat in ei-
nem anderen Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union begangen worden ist, 
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1. einer verwaltungsrechtlichen Pflicht, 1. u n v e r ä n d e r t  

2. einem vorgeschriebenen oder zugelas-
senen Verfahren, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. einer Untersagung, 3. u n v e r ä n d e r t  

4. einem Verbot, 4. u n v e r ä n d e r t  

5. einer zugelassenen Anlage, 5. u n v e r ä n d e r t  

6. einer Genehmigung und 6. u n v e r ä n d e r t  

7. einer Planfeststellung 7. u n v e r ä n d e r t  

entsprechende Pflichten, Verfahren, Unter-
sagungen, Verbote, zugelassene Anlagen, 
Genehmigungen und Planfeststellungen 
auf Grund einer Rechtsvorschrift des ande-
ren Mitgliedstaats der Europäischen Union 
oder auf Grund eines Hoheitsakts des an-
deren Mitgliedstaats der Europäischen 
Union gleich. Dies gilt nur, soweit damit ein 
Rechtsakt der Europäischen Union oder 
ein Rechtsakt der Europäischen Atomge-
meinschaft umgesetzt oder angewendet 
wird, der dem Schutz vor Gefahren oder 
schädlichen Einwirkungen auf die Umwelt, 
insbesondere auf Menschen, Tiere oder 
Pflanzen, Gewässer, die Luft oder den Bo-
den, dient. 

entsprechende Pflichten, Verfahren, Unter-
sagungen, Verbote, zugelassene Anlagen, 
Genehmigungen und Planfeststellungen 
auf Grund einer Rechtsvorschrift des ande-
ren Mitgliedstaats der Europäischen Union 
oder auf Grund eines Hoheitsakts des an-
deren Mitgliedstaats der Europäischen 
Union gleich. Dies gilt nur, sofern damit ein 
Rechtsakt der Europäischen Union oder 
ein Rechtsakt der Europäischen Atomge-
meinschaft umgesetzt oder angewendet 
wird, der dem Schutz vor Gefahren oder 
schädlichen Einwirkungen auf die Umwelt, 
insbesondere auf Menschen, Tiere, Pflan-
zen, ein Gewässer, die Luft, den Boden 
oder ein Ökosystem, dient. 
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Strafprozessordnung Strafprozessordnung 

§ 100a  § 100a 

Telekommunikationsüberwachung Telekommunikationsüberwachung 

(1) Auch ohne Wissen der Betroffe-
nen darf die Telekommunikation überwacht 
und aufgezeichnet werden, wenn 

(1) u n v e r ä n d e r t  

1. bestimmte Tatsachen den Verdacht 
begründen, dass jemand als Täter 
oder Teilnehmer eine in Absatz 2 be-
zeichnete schwere Straftat begangen, 
in Fällen, in denen der Versuch straf-
bar ist, zu begehen versucht, oder 
durch eine Straftat vorbereitet hat, 

 

2. die Tat auch im Einzelfall schwer wiegt 
und 

 

3. die Erforschung des Sachverhalts oder 
die Ermittlung des Aufenthaltsortes des 
Beschuldigten auf andere Weise we-
sentlich erschwert oder aussichtslos 
wäre. 
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Die Überwachung und Aufzeichnung der 
Telekommunikation darf auch in der Weise 
erfolgen, dass mit technischen Mitteln in 
von dem Betroffenen genutzte informati-
onstechnische Systeme eingegriffen wird, 
wenn dies notwendig ist, um die Überwa-
chung und Aufzeichnung insbesondere in 
unverschlüsselter Form zu ermöglichen. 
Auf dem informationstechnischen System 
des Betroffenen gespeicherte Inhalte und 
Umstände der Kommunikation dürfen über-
wacht und aufgezeichnet werden, wenn sie 
auch während des laufenden Übertra-
gungsvorgangs im öffentlichen Telekom-
munikationsnetz in verschlüsselter Form 
hätten überwacht und aufgezeichnet wer-
den können. 

 

(2) Schwere Straftaten im Sinne des 
Absatzes 1 Nr. 1 sind: 

(2) u n v e r ä n d e r t  

1. aus dem Strafgesetzbuch:  

a) Straftaten des Friedensverrats, 
des Hochverrats und der Gefähr-
dung des demokratischen Rechts-
staates sowie des Landesverrats 
und der Gefährdung der äußeren 
Sicherheit nach den §§ 80a bis 82, 
84 bis 86, 87 bis 89a, 89c Absatz 
1 bis 4, 94 bis 100a, Straftaten des 
Friedensverrats, des Hochverrats 
und der Gefährdung des demokra-
tischen Rechtsstaates sowie des 
Landesverrats und der Gefähr-
dung der äußeren Sicherheit nach 
den §§ 80a bis 82, 84 bis 86, 87 
bis 89a, 89c Absatz 1 bis 4, 94 bis 
100a, 

a) u n v e r ä n d e r t  

b) Bestechlichkeit und Bestechung 
von Mandatsträgern nach § 108e, 

b) u n v e r ä n d e r t  

c) Straftaten gegen die Landesvertei-
digung nach den §§ 109d bis 
109h, 
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d) Straftaten gegen die öffentliche 
Ordnung nach § 127 Absatz 3 und 
4 sowie den §§ 129 bis 130, 

 

e) Geld- und Wertzeichenfälschung 
nach den §§ 146 und 151, jeweils 
auch in Verbindung mit § 152, so-
wie nach § 152a Abs. 3 und § 
152b Abs. 1 bis 4, 

e) u n v e r ä n d e r t  

f) Straftaten gegen die sexuelle 
Selbstbestimmung in den Fällen 
der §§ 176, 176c, 176d und, unter 
den in § 177 Absatz 6 Satz 2 
Nummer 2 genannten Vorausset-
zungen, des § 177, 

 

g) Verbreitung, Erwerb und Besitz 
kinder- und jugendpornographi-
scher Inhalte nach § 184b, § 184c 
Absatz 2, 

 

h) Mord und Totschlag nach den §§ 
211 und 212, 

 

i) Straftaten gegen die persönliche 
Freiheit nach den §§ 232, 232a 
Absatz 1 bis 5, den §§ 232b, 233 
Absatz 2, den §§ 233a, 234 bis 
234b, 239a und 239b, 

 

j) Bandendiebstahl nach § 244 Abs. 
1 Nr. 2, Wohnungseinbruchdieb-
stahl nach § 244 Absatz 4 und 
schwerer Bandendiebstahl nach § 
244a, 

 

k) Straftaten des Raubes und der Er-
pressung nach den §§ 249 bis 
255, 

 

l) gewerbsmäßige Hehlerei, Banden-
hehlerei und gewerbsmäßige Ban-
denhehlerei nach den §§ 260 und 
260a, 
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m) Geldwäsche nach § 261, wenn die 
Vortat eine der in den Nummern 1 
bis 11 genannten schweren Straf-
taten ist, 

m) u n v e r ä n d e r t  

n) Betrug und Computerbetrug unter 
den in § 263 Abs. 3 Satz 2 ge-
nannten Voraussetzungen und im 
Falle des § 263 Abs. 5, jeweils 
auch in Verbindung mit § 263a 
Abs. 2, 

n) u n v e r ä n d e r t  

o) Subventionsbetrug unter den in § 
264 Abs. 2 Satz 2 genannten Vo-
raussetzungen und im Falle des § 
264 Abs. 3 in Verbindung mit § 
263 Abs. 5, 

o) u n v e r ä n d e r t  

p) Sportwettbetrug und Manipulation 
von berufssportlichen Wettbewer-
ben unter den in § 265e Satz 2 ge-
nannten Voraussetzungen, 

p) u n v e r ä n d e r t  

q) Vorenthalten und Veruntreuen von 
Arbeitsentgelt unter den in § 266a 
Absatz 4 Satz 2 Nummer 3 oder 4 
genannten Voraussetzungen, 

q) u n v e r ä n d e r t  

r) Straftaten der Urkundenfälschung 
unter den in § 267 Abs. 3 Satz 2 
genannten Voraussetzungen und 
im Fall des § 267 Abs. 4, jeweils 
auch in Verbindung mit § 268 Abs. 
5 oder § 269 Abs. 3, sowie nach § 
275 Abs. 2 und § 276 Abs. 2, 

r) u n v e r ä n d e r t  

s) Bankrott unter den in § 283a Satz 
2 genannten Voraussetzungen, 

s) u n v e r ä n d e r t  

t) Straftaten gegen den Wettbewerb 
nach § 298 und, unter den in § 
300 Satz 2 genannten Vorausset-
zungen, nach § 299, 

t) u n v e r ä n d e r t  
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u) gemeingefährliche Straftaten in 
den Fällen der §§ 306 bis 306c, 
307 Abs. 1 bis 3, des § 308 Absatz 
1 bis 4, des § 309 Abs. 1 bis 4, 
des § 310 Abs. 1, der §§ 313, 314, 
315 Abs. 3, des § 315b Abs. 3 so-
wie der §§ 316a und 316c, 

u) u n v e r ä n d e r t  

 v) besonders schwere Fälle einer 
Umweltstraftat unter den in § 
330 Absatz 1 Satz 2 genannten 
Voraussetzungen und Umwelt-
straftaten nach § 330 Absatz 2, 

v) Bestechlichkeit und Bestechung 
nach den §§ 332 und 334, 

w) u n v e r ä n d e r t  

2. aus der Abgabenordnung:  2. u n v e r ä n d e r t  

a) Steuerhinterziehung unter den in § 
370 Absatz 3 Satz 2 Nummer 1 
genannten Voraussetzungen, so-
fern der Täter als Mitglied einer 
Bande, die sich zur fortgesetzten 
Begehung von Taten nach § 370 
Absatz 1 verbunden hat, handelt, 
oder unter den in § 370 Absatz 3 
Satz 2 Nummer 5 genannten Vo-
raussetzungen, 

a) u n v e r ä n d e r t  

b) gewerbsmäßiger, gewaltsamer 
und bandenmäßiger Schmuggel 
nach § 373, 

b) u n v e r ä n d e r t  

c) Steuerhehlerei im Falle des § 374 
Abs. 2, 

c) u n v e r ä n d e r t  

3. aus dem Anti-Doping-Gesetz: 
Straftaten nach § 4 Absatz 4 Nummer 
2 Buchstabe b, 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. aus dem Asylgesetz:  4. u n v e r ä n d e r t  

a) Verleitung zur missbräuchlichen 
Asylantragstellung nach § 84 Abs. 
3, 

a) u n v e r ä n d e r t  
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b) gewerbs- und bandenmäßige Ver-
leitung zur missbräuchlichen Asyl-
antragstellung nach § 84a, 

b) u n v e r ä n d e r t  

5. aus dem Aufenthaltsgesetz:  5. u n v e r ä n d e r t  

a) Einschleusen von Ausländern und 
Personen, auf die das Freizügig-
keitsgesetz/EU Anwendung findet, 
nach § 96 Absatz 1, 2 und 4, 

a) u n v e r ä n d e r t  

b) Einschleusen mit Todesfolge und 
gewerbs- und bandenmäßiges 
Einschleusen nach § 97, 

b) u n v e r ä n d e r t  

5a. aus dem Ausgangsstoffgesetz: 
Straftaten nach § 13 Absatz 2, 

5a. u n v e r ä n d e r t  

6. aus dem Außenwirtschaftsgesetz: 
vorsätzliche Straftaten nach den §§ 17 
und 18 des Außenwirtschaftsgesetzes, 

6. u n v e r ä n d e r t  

7. aus dem Betäubungsmittelgesetz: 7. u n v e r ä n d e r t  

a) Straftaten nach einer in § 29 Abs. 
3 Satz 2 Nr. 1 in Bezug genomme-
nen Vorschrift unter den dort ge-
nannten Voraussetzungen, 

a) u n v e r ä n d e r t  

b) Straftaten nach den §§ 29a, 30 
Abs. 1 Nr. 1, 2 und 4 sowie den §§ 
30a und 30b, 

b) u n v e r ä n d e r t  

7a. aus dem Konsumcannabisgesetz: 7a. u n v e r ä n d e r t  

a) Straftaten nach einer in § 34 Ab-
satz 3 Satz 2 Nummer 1 in Bezug 
genommenen Vorschrift unter den 
dort genannten Voraussetzungen, 

a) u n v e r ä n d e r t  

b) Straftaten nach § 34 Absatz 4, b) u n v e r ä n d e r t  

7b. aus dem Medizinal-Cannabisgesetz: 7b. u n v e r ä n d e r t  
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a) Straftaten nach einer in § 25 Ab-
satz 4 Satz 2 Nummer 1 in Bezug 
genommenen Vorschrift unter den 
dort genannten Voraussetzungen, 

a) u n v e r ä n d e r t  

b) Straftaten nach § 25 Absatz 5, b) u n v e r ä n d e r t  

8. aus dem Grundstoffüberwachungsge-
setz: 
Straftaten nach § 19 Abs. 1 unter den 
in § 19 Abs. 3 Satz 2 genannten Vo-
raussetzungen, 

8. u n v e r ä n d e r t  

9. aus dem Gesetz über die Kontrolle von 
Kriegswaffen:  

9. u n v e r ä n d e r t  

a) Straftaten nach § 19 Abs. 1 bis 3 
und § 20 Abs. 1 und 2 sowie § 20a 
Abs. 1 bis 3, jeweils auch in Ver-
bindung mit § 21, 

a) u n v e r ä n d e r t  

b) Straftaten nach § 22a Abs. 1 bis 3, b) u n v e r ä n d e r t  

9a. aus dem Neue-psychoaktive-Stoffe-
Gesetz: 
Straftaten nach § 4 Absatz 3 Nummer 
1 Buchstabe a, 

 

9b. aus dem Sprengstoffgesetz: 
Straftaten nach § 40 Absatz 3a, 

 

10. aus dem Völkerstrafgesetzbuch:  10. u n v e r ä n d e r t  

a) Völkermord nach § 6, a) u n v e r ä n d e r t  

b) Verbrechen gegen die Menschlich-
keit nach § 7, 

b) u n v e r ä n d e r t  

c) Kriegsverbrechen nach den §§ 8 
bis 12, 

c) u n v e r ä n d e r t  

d) Verbrechen der Aggression nach § 
13, 

d) u n v e r ä n d e r t  

11. aus dem Waffengesetz:  11. u n v e r ä n d e r t  

a) Straftaten nach § 51 Abs. 1 bis 3, a) u n v e r ä n d e r t  
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b) Straftaten nach § 52 Abs. 1 Nr. 1 
und 2 Buchstabe c und d sowie 
Absatz 5 und 6, 

b) Straftaten nach § 52 Abs. 1 Nr. 1 
und 2 Buchstabe c und d sowie 
Absatz 5 und 6, 

12. aus dem Schwarzarbeitsbekämpfungs-
gesetz: 
Straftaten nach § 9. 

12. aus dem Schwarzarbeitsbekämpfungs-
gesetz: 
Straftaten nach § 9, 

 13. aus dem Chemikaliengesetz: 
Straftaten nach § 27f Absatz 1. 

(3) Die Anordnung darf sich nur ge-
gen den Beschuldigten oder gegen Perso-
nen richten, von denen auf Grund bestimm-
ter Tatsachen anzunehmen ist, dass sie für 
den Beschuldigten bestimmte oder von ihm 
herrührende Mitteilungen entgegennehmen 
oder weitergeben oder dass der Beschul-
digte ihren Anschluss oder ihr informations-
technisches System benutzt. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Auf Grund der Anordnung einer 
Überwachung und Aufzeichnung der Tele-
kommunikation hat jeder, der Telekommu-
nikationsdienste erbringt oder daran mit-
wirkt, dem Gericht, der Staatsanwaltschaft 
und ihren im Polizeidienst tätigen Ermitt-
lungspersonen (§ 152 des Gerichtsverfas-
sungsgesetzes) diese Maßnahmen zu er-
möglichen und die erforderlichen Auskünfte 
unverzüglich zu erteilen. Ob und in wel-
chem Umfang hierfür Vorkehrungen zu tref-
fen sind, bestimmt sich nach dem Telekom-
munikationsgesetz und der Telekommuni-
kations-Überwachungsverordnung. § 95 
Absatz 2 gilt entsprechend. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Bei Maßnahmen nach Absatz 1 
Satz 2 und 3 ist technisch sicherzustellen, 
dass  

(5) u n v e r ä n d e r t  

1. ausschließlich überwacht und aufge-
zeichnet werden können:  

1. u n v e r ä n d e r t  

a) die laufende Telekommunikation 
(Absatz 1 Satz 2), oder 

a) u n v e r ä n d e r t  
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b) Inhalte und Umstände der Kom-
munikation, die ab dem Zeitpunkt 
der Anordnung nach § 100e Ab-
satz 1 auch während des laufen-
den Übertragungsvorgangs im öf-
fentlichen Telekommunikations-
netz hätten überwacht und aufge-
zeichnet werden können (Absatz 1 
Satz 3), 

b) u n v e r ä n d e r t  

2. an dem informationstechnischen Sys-
tem nur Veränderungen vorgenommen 
werden, die für die Datenerhebung un-
erlässlich sind, und 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. die vorgenommenen Veränderungen 
bei Beendigung der Maßnahme, soweit 
technisch möglich, automatisiert rück-
gängig gemacht werden. 

3. u n v e r ä n d e r t  

Das eingesetzte Mittel ist nach dem Stand 
der Technik gegen unbefugte Nutzung zu 
schützen. Kopierte Daten sind nach dem 
Stand der Technik gegen Veränderung, un-
befugte Löschung und unbefugte Kenntnis-
nahme zu schützen. 

u n v e r ä n d e r t  

(6) Bei jedem Einsatz des techni-
schen Mittels sind zu protokollieren 

(6) u n v e r ä n d e r t  

1. die Bezeichnung des technischen Mit-
tels und der Zeitpunkt seines Einsat-
zes, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. die Angaben zur Identifizierung des in-
formationstechnischen Systems und 
die daran vorgenommenen nicht nur 
flüchtigen Veränderungen, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. die Angaben, die die Feststellung der 
erhobenen Daten ermöglichen, und 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. die Organisationseinheit, die die Maß-
nahme durchführt. 

4. u n v e r ä n d e r t  
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§ 443 § 443 

Vermögensbeschlagnahme  Vermögensbeschlagnahme 

(1) Das im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes befindliche Vermögen oder ein-
zelne Vermögensgegenstände eines Be-
schuldigten, gegen den wegen einer Straf-
tat nach 

(1) u n v e r ä n d e r t  

1. den §§ 81 bis 83 Abs. 1, § 89a oder § 
89c Absatz 1 bis 4, den §§ 94 oder 96 
Abs. 1, den §§ 97a oder 100, den §§ 
129 oder 129a, auch in Verbindung mit 
§ 129b Abs. 1, des Strafgesetzbuches, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. einer in § 330 Abs. 1 Satz 1 des Straf-
gesetzbuches in Bezug genommenen 
Vorschrift unter der Voraussetzung, 
daß der Beschuldigte verdächtig ist, 
vorsätzlich Leib oder Leben eines an-
deren oder fremde Sachen von bedeu-
tendem Wert gefährdet zu haben, oder 
unter einer der in § 330 Abs. 1 Satz 2 
Nr. 1 bis 3 des Strafgesetzbuches ge-
nannten Voraussetzungen oder nach § 
330 Abs. 2, § 330a Abs. 1, 2 des Straf-
gesetzbuches, 

2. einer in § 330 Absatz 1 Satz 1 des 
Strafgesetzbuches in Bezug genom-
menen Vorschrift unter der Vorausset-
zung, dass der Beschuldigte verdäch-
tig ist, vorsätzlich Leib oder Leben ei-
nes anderen oder fremde Sachen von 
bedeutendem Wert gefährdet zu ha-
ben, oder unter einer der in § 330 Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 1 bis 3 des 
Strafgesetzbuches genannten Voraus-
setzungen oder nach § 330 Ab-
satz 2, 3, § 330a Absatz 1, 2 des 
Strafgesetzbuches, 

3. den §§ 51, 52 Abs. 1 Nr. 1, 2 Buch-
stabe c und d, Abs. 5, 6 des Waffenge-
setzes, den §§ 17 und 18 des Außen-
wirtschaftsgesetzes, wenn die Tat vor-
sätzlich begangen wird, oder nach § 19 
Abs. 1 bis 3, § 20 Abs. 1 oder 2, je-
weils auch in Verbindung mit § 21, 
oder § 22a Abs. 1 bis 3 des Gesetzes 
über die Kontrolle von Kriegswaffen, 

3. u n v e r ä n d e r t  
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4. einer in § 29 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 des 
Betäubungsmittelgesetzes in Bezug 
genommenen Vorschrift unter den dort 
genannten Voraussetzungen oder ei-
ner Straftat nach den §§ 29a, 30 Abs. 
1 Nr. 1, 2, 4, § 30a oder § 30b des Be-
täubungsmittelgesetzes, 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. einer in § 34 Absatz 3 Satz 2 Nummer 
1, 3 oder Nummer 4 des Konsumcan-
nabisgesetzes in Bezug genommenen 
Vorschrift unter den dort genannten 
Voraussetzungen oder einer Straftat 
nach § 34 Absatz 4 des Konsumcan-
nabisgesetzes oder 

5. u n v e r ä n d e r t  

6. einer in § 25 Absatz 4 Satz 2 Nummer 
1, 3 oder Nummer 4 des Medizinal-
Cannabisgesetzes in Bezug genom-
menen Vorschrift unter den dort ge-
nannten Voraussetzungen oder einer 
Straftat nach § 25 Absatz 5 des Medi-
zinal-Cannabisgesetzes 

6. u n v e r ä n d e r t  

die öffentliche Klage erhoben oder Haftbe-
fehl erlassen worden ist, können mit Be-
schlag belegt werden. Die Beschlagnahme 
umfaßt auch das Vermögen, das dem Be-
schuldigten später zufällt. Die Beschlag-
nahme ist spätestens nach Beendigung der 
Hauptverhandlung des ersten Rechtszuges 
aufzuheben. 

u n v e r ä n d e r t  

(2) Die Beschlagnahme wird durch den 
Richter angeordnet. Bei Gefahr im Verzug 
kann die Staatsanwaltschaft die Beschlag-
nahme vorläufig anordnen; die vorläufige 
Anordnung tritt außer Kraft, wenn sie nicht 
binnen drei Tagen vom Richter bestätigt 
wird. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3)  Die Vorschriften der 
§§ 291 bis 293 gelten entsprechend. 

(3) u n v e r ä n d e r t  
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Gesetz über Ordnungswidrig-
keiten 

Gesetz über Ordnungswidrig-
keiten 

§ 30 § 30 

Geldbuße gegen juristische Personen 
und Personenvereinigungen 

Geldbuße gegen juristische Personen 
und Personenvereinigungen 

(1) Hat jemand  (1) u n v e r ä n d e r t  

1. als vertretungsberechtigtes Organ ei-
ner juristischen Person oder als Mit-
glied eines solchen Organs, 

 

2. als Vorstand eines nicht rechtsfähigen 
Vereins oder als Mitglied eines solchen 
Vorstandes, 

 

3. als vertretungsberechtigter Gesell-
schafter einer rechtsfähigen Personen-
gesellschaft, 

 

4. als Generalbevollmächtigter oder in lei-
tender Stellung als Prokurist oder 
Handlungsbevollmächtigter einer juris-
tischen Person oder einer in Nummer 2 
oder 3 genannten Personenvereini-
gung oder 

 

5. als sonstige Person, die für die Leitung 
des Betriebs oder Unternehmens einer 
juristischen Person oder einer in Num-
mer 2 oder 3 genannten Personenver-
einigung verantwortlich handelt, wozu 
auch die Überwachung der Geschäfts-
führung oder die sonstige Ausübung 
von Kontrollbefugnissen in leitender 
Stellung gehört, 
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eine Straftat oder Ordnungswidrigkeit be-
gangen, durch die Pflichten, welche die ju-
ristische Person oder die Personenvereini-
gung treffen, verletzt worden sind oder die 
juristische Person oder die Personenverei-
nigung bereichert worden ist oder werden 
sollte, so kann gegen diese eine Geldbuße 
festgesetzt werden. 

 

(2) Die Geldbuße beträgt  (2) Das Höchstmaß der Geldbuße 
beträgt 

1. im Falle einer vorsätzlichen Straftat bis 
zu zehn Millionen Euro, 

1. im Falle einer vorsätzlichen Straftat 
vierzig Millionen Euro und 

2. im Falle einer fahrlässigen Straftat bis 
zu fünf Millionen Euro. 

2. im Falle einer fahrlässigen Straftat 
zwanzig Millionen Euro. 

Im Falle einer Ordnungswidrigkeit bestimmt 
sich das Höchstmaß der Geldbuße nach 
dem für die Ordnungswidrigkeit angedroh-
ten Höchstmaß der Geldbuße. Verweist 
das Gesetz auf diese Vorschrift, so ver-
zehnfacht sich das Höchstmaß der Geld-
buße nach Satz 2 für die im Gesetz be-
zeichneten Tatbestände. Satz 2 gilt auch 
im Falle einer Tat, die gleichzeitig Straftat 
und Ordnungswidrigkeit ist, wenn das für 
die Ordnungswidrigkeit angedrohte Höchst-
maß der Geldbuße das Höchstmaß nach 
Satz 1 übersteigt. 

Im Falle einer Ordnungswidrigkeit bestimmt 
sich das Höchstmaß der Geldbuße nach 
dem für die Ordnungswidrigkeit angedroh-
ten Höchstmaß der Geldbuße. Verweist 
das Gesetz auf diese Vorschrift, so ver-
zehnfacht sich das Höchstmaß der Geld-
buße nach Satz 2 für die im Gesetz be-
zeichneten Tatbestände. Satz 2 gilt auch 
im Falle einer Tat, die gleichzeitig Straftat 
und Ordnungswidrigkeit ist, wenn das für 
die Ordnungswidrigkeit angedrohte Höchst-
maß der Geldbuße das Höchstmaß nach 
Satz 1 übersteigt. 
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(2a) Im Falle einer Gesamt-
rechtsnachfolge oder einer partiellen Ge-
samtrechtsnachfolge durch Aufspaltung (§ 
123 Absatz 1 des Umwandlungsgesetzes) 
kann die Geldbuße nach Absatz 1 und 2 
gegen den oder die Rechtsnachfolger fest-
gesetzt werden. Die Geldbuße darf in die-
sen Fällen den Wert des übernommenen 
Vermögens sowie die Höhe der gegenüber 
dem Rechtsvorgänger angemessenen 
Geldbuße nicht übersteigen. Im Bußgeld-
verfahren tritt der Rechtsnachfolger oder 
treten die Rechtsnachfolger in die Verfah-
rensstellung ein, in der sich der Rechtsvor-
gänger zum Zeitpunkt des Wirksamwer-
dens der Rechtsnachfolge befunden hat. 

(2a) Grundlage für die Bemessung 
der Geldbuße sind 

 1. die Bedeutung der Straftat oder 
Ordnungswidrigkeit, 

 2. der Vorwurf, der die juristische 
Person oder Personenvereini-
gung trifft, und 

 3. die wirtschaftlichen Verhältnisse 
der juristischen Person oder Per-
sonenvereinigung. 

 Bei der Bemessung der Geldbuße nach 
den grundlegenden Vorgaben des Sat-
zes 1 sind die Umstände, die für und ge-
gen die juristische Person oder Perso-
nenvereinigung sprechen, gegeneinan-
der abzuwägen. Dabei kommen insbe-
sondere in Betracht: 

 1. das Gewicht, das Ausmaß, die 
Dauer, die Art der Ausführung 
sowie die verschuldeten Auswir-
kungen der Straftat oder Ord-
nungswidrigkeit, 

 2. die Beweggründe und Ziele des 
Täters der Straftat oder Ord-
nungswidrigkeit, 
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 3. vorausgegangene Straftaten oder 
Ordnungswidrigkeiten, für die die 
juristische Person oder Perso-
nenvereinigung nach Absatz 1 
verantwortlich ist, 

 4. das Bemühen der juristischen 
Person oder Personenvereini-
gung, die Straftat oder Ordnungs-
widrigkeit aufzudecken und den 
Schaden wiedergutzumachen, 

 5. vor oder nach der Straftat oder 
Ordnungswidrigkeit getroffene 
Vorkehrungen der juristischen 
Person oder Personenvereini-
gung zur Vermeidung und Aufde-
ckung von Straftaten und Ord-
nungswidrigkeiten, für die sie 
nach Absatz 1 verantwortlich 
wäre, 

 6. die Folgen der Straftat oder Ord-
nungswidrigkeit, die die juristi-
sche Person oder Personenverei-
nigung getroffen haben, sowie 

 7. die Größe und die Ertragslage 
der juristischen Person oder Per-
sonenvereinigung. 

(3) § 17 Abs. 4 und § 18 gelten ent-
sprechend. 

(3) u n v e r ä n d e r t  
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 (3a) Im Falle einer Gesamtrechts-
nachfolge oder einer partiellen Gesamt-
rechtsnachfolge durch Aufspaltung (§ 
123 Absatz 1 des Umwandlungsgeset-
zes) kann die Geldbuße gegen den oder 
die Rechtsnachfolger festgesetzt wer-
den. Die Geldbuße darf in diesen Fällen 
den Wert des übernommenen Vermö-
gens sowie die Höhe der gegenüber 
dem Rechtsvorgänger angemessenen 
Geldbuße nicht übersteigen. Im Buß-
geldverfahren tritt der Rechtsnachfolger 
oder treten die Rechtsnachfolger in die 
Verfahrensstellung ein, in der sich der 
Rechtsvorgänger zum Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens der Rechtsnachfolge 
befunden hat. 

(4) Wird wegen der Straftat oder Ord-
nungswidrigkeit ein Straf- oder Bußgeldver-
fahren nicht eingeleitet oder wird es einge-
stellt oder wird von Strafe abgesehen, so 
kann die Geldbuße selbständig festgesetzt 
werden. Durch Gesetz kann bestimmt wer-
den, daß die Geldbuße auch in weiteren 
Fällen selbständig festgesetzt werden 
kann. Die selbständige Festsetzung einer 
Geldbuße gegen die juristische Person 
oder Personenvereinigung ist jedoch aus-
geschlossen, wenn die Straftat oder Ord-
nungswidrigkeit aus rechtlichen Gründen 
nicht verfolgt werden kann; § 33 Abs. 1 
Satz 2 bleibt unberührt. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Die Festsetzung einer Geldbuße 
gegen die juristische Person oder Perso-
nenvereinigung schließt es aus, gegen sie 
wegen derselben Tat die Einziehung nach 
den §§ 73 oder 73c des Strafgesetzbuches 
oder nach § 29a anzuordnen. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(6) Bei Erlass eines Bußgeldbe-
scheids ist zur Sicherung der Geldbuße § 
111e Absatz 2 der Strafprozessordnung mit 
der Maßgabe anzuwenden, dass an die 
Stelle des Urteils der Bußgeldbescheid tritt. 

(6) u n v e r ä n d e r t  
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§ 107 § 107 

Gebühren und Auslagen Gebühren und Auslagen 

(1) Im Verfahren der Verwaltungsbe-
hörde bemißt sich die Gebühr nach der 
Geldbuße, die gegen den Betroffenen im 
Bußgeldbescheid festgesetzt ist. Wird ge-
gen eine juristische Person oder eine Per-
sonenvereinigung eine Geldbuße nach § 
30 festgesetzt, so ist von der juristischen 
Person oder der Personenvereinigung eine 
Gebühr zu erheben, die sich nach der ge-
gen sie festgesetzten Geldbuße bemißt. 
Als Gebühr werden bei der Festsetzung ei-
ner Geldbuße fünf vom Hundert des Betra-
ges der festgesetzten Geldbuße erhoben, 
jedoch mindestens 25 Euro und höchstens 
7 500 Euro. 

(1) Im Verfahren der Verwaltungsbe-
hörde bemißt sich die Gebühr nach der 
Geldbuße, die gegen den Betroffenen im 
Bußgeldbescheid festgesetzt ist. Wird ge-
gen eine juristische Person oder eine Per-
sonenvereinigung eine Geldbuße nach § 
30 festgesetzt, so ist von der juristischen 
Person oder der Personenvereinigung eine 
Gebühr zu erheben, die sich nach der ge-
gen sie festgesetzten Geldbuße bemißt. 
Als Gebühr werden bei der Festsetzung ei-
ner Geldbuße 5 Prozent des Betrages der 
festgesetzten Geldbuße erhoben, jedoch 
mindestens 30 Euro und höchstens 9 000 
Euro. 

(2) Hat die Verwaltungsbehörde im 
Falle des § 25a des Straßenverkehrsgeset-
zes eine abschließende Entscheidung ge-
troffen, so beträgt die Gebühr 20 Euro. 

(2) Hat die Verwaltungsbehörde im 
Falle des § 25a des Straßenverkehrsgeset-
zes eine abschließende Entscheidung ge-
troffen, so beträgt die Gebühr 24 Euro. 

(3) Als Auslagen werden erhoben  (3) Als Auslagen werden erhoben  

1. Entgelte für Telegramme; 1. u n v e r ä n d e r t  

2. für jede Zustellung mit Zustellungsur-
kunde, Einschreiben gegen Rück-
schein oder durch Bedienstete der Ver-
waltungsbehörde pauschal 3,50 Euro; 

2. für jede Zustellung mit Zustellungsur-
kunde, Einschreiben gegen Rück-
schein oder durch Bedienstete der Ver-
waltungsbehörde pauschal 5,50 Euro; 

3. (weggefallen) 3. u n v e r ä n d e r t  

4. Auslagen für öffentliche Bekanntma-
chungen; Auslagen werden nicht erho-
ben für die Bekanntmachung in einem 
elektronischen Informations- und Kom-
munikationssystem, wenn das Entgelt 
nicht für den Einzelfall oder nicht für 
ein einzelnes Verfahren berechnet 
wird; 

4. u n v e r ä n d e r t  
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5. nach dem Justizvergütungs- und -ent-
schädigungsgesetz zu zahlende Be-
träge, und zwar auch dann, wenn aus 
Gründen der Gegenseitigkeit, der Ver-
waltungsvereinfachung oder aus ver-
gleichbaren Gründen keine Zahlungen 
zu leisten sind; ist aufgrund des § 1 
Abs. 2 Satz 2 des Justizvergütungs- 
und -entschädigungsgesetzes keine 
Vergütung zu zahlen, ist der Betrag zu 
erheben, der ohne diese Vorschrift zu 
zahlen wäre; sind die Auslagen durch 
verschiedene Rechtssachen veran-
lasst, werden sie auf die einzelnen 
Rechtssachen angemessen verteilt; 
Auslagen für Übersetzer, die zur Erfül-
lung der Rechte blinder oder sehbehin-
derter Personen herangezogen werden 
(§ 191a Abs. 1 des Gerichtsverfas-
sungsgesetzes), sowie für Sachver-
ständige, die durch die Untersuchung 
eines Beschuldigten nach § 43 Absatz 
2 des Jugendgerichtsgesetzes entstan-
den sind, werden nicht, Auslagen für 
Gebärdensprachdolmetscher werden 
nur entsprechend den §§ 464c, 467a 
Abs. 1 Satz 2 in Verbindung mit § 467 
Abs. 2 Satz 1 der Strafprozessordnung 
erhoben; 

5. u n v e r ä n d e r t  

6. bei Geschäften außerhalb der Dienst-
stelle 

6. u n v e r ä n d e r t  

a) die den Bediensteten der Verwal-
tungsbehörde aufgrund gesetzli-
cher Vorschriften gewährte Vergü-
tung (Reisekosten, Auslagener-
satz), 

 

b) die Auslagen für die Bereitstellung 
von Räumen, 

 

c) für den Einsatz von Dienstkraft-
fahrzeugen für jeden gefahrenen 
Kilometer von 0,30 Euro; 
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sind die Auslagen durch verschiedene 
Rechtssachen veranlasst, werden sie 
auf die einzelnen Rechtssachen ange-
messen verteilt; 

 

7. an Rechtsanwälte zu zahlende Be-
träge; 

7. u n v e r ä n d e r t  

8. Auslagen für die Beförderung von Per-
sonen; 

8. u n v e r ä n d e r t  

9. Beträge, die mittellosen Personen für 
die Reise zum Ort einer Verhandlung, 
Vernehmung oder Untersuchung und 
für die Rückreise gezahlt werden, bis 
zur Höhe der nach dem Justizvergü-
tungs- und -entschädigungsgesetz an 
Zeugen zu zahlenden Beträge; 

9. u n v e r ä n d e r t  

10. an Dritte zu zahlende Beträge für 10. u n v e r ä n d e r t  

a) die Beförderung von Tieren und 
Sachen mit Ausnahme der für 
Postdienstleistungen zu zahlenden 
Entgelte, die Verwahrung von Tie-
ren und Sachen sowie die Fütte-
rung von Tieren; 

 

b) die Durchsuchung oder Untersu-
chung von Räumen und Sachen 
einschließlich der die Durchsu-
chung oder Untersuchung vorbe-
reitenden Maßnahmen; 

 

c) die Bewachung von Schiffen und 
Luftfahrzeugen; 

 

11. Kosten einer Erzwingungshaft; 11. u n v e r ä n d e r t  

12. nach § 12 des Bundesgebührengeset-
zes, dem 5. Abschnitt des Konsularge-
setzes und der Besonderen Gebühren-
verordnung des Auswärtigen Amts 
nach § 22 Absatz 4 des Bundesgebüh-
rengesetzes im Rahmen der Amtshilfe 
zu zahlende Beträge; 

12. u n v e r ä n d e r t  



 - 9 - Bearbeitungsstand: 14.04.2026  14:04 

Geltendes Recht Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Strafrechts – Umsetzung der Richtli-
nie (EU) 2024/1203 über den strafrechtli-
chen Schutz der Umwelt sowie zur Än-
derung der Zustellungspauschalen und 
Gebühren im Gesetz über Ordnungswid-
rigkeiten und in den Justizkostengeset-

zen 

13. Gebühren, die an deutsche Behörden 
für die Erfüllung von deren eigenen 
Aufgaben zu zahlen sind, und Beträge, 
die diesen Behörden, öffentlichen Ein-
richtungen oder deren Bediensteten 
als Ersatz für Auslagen der in den 
Nummern 1 bis 11 bezeichneten Art 
zustehen, und zwar auch dann, wenn 
aus Gründen der Gegenseitigkeit, der 
Verwaltungsvereinfachung oder aus 
vergleichbaren Gründen keine Zahlun-
gen zu leisten sind; die Auslagen sind 
in ihrer Höhe durch die Höchstsätze für 
die bezeichneten Auslagen begrenzt; 

13. u n v e r ä n d e r t  

14. Beträge, die ausländischen Behörden, 
Einrichtungen oder Personen im Aus-
land zustehen, sowie Kosten des 
Amts- und Rechtshilfeverkehrs mit 
dem Ausland, und zwar auch dann, 
wenn aus Gründen der Gegenseitig-
keit, der Verwaltungsvereinfachung 
oder aus vergleichbaren Gründen 
keine Zahlungen zu leisten sind. 

14. u n v e r ä n d e r t  

(4) Hat eine Verwaltungsbehörde des 
Bundes den Bußgeldbescheid erlassen, so 
sind für die Niederschlagung der Kosten 
bei unrichtiger Sachbehandlung sowie die 
Niederschlagung, den Erlaß, die Verjäh-
rung und die Erstattung von Kosten § 14 
Abs. 2 sowie die §§ 19 bis 21 des Verwal-
tungskostengesetzes vom 23. Juni 1970 
(BGBl. I S. 821) in der bis zum 14. August 
2013 geltenden Fassung anzuwenden, 
sonst die entsprechenden landesrechtli-
chen Vorschriften. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Von demjenigen, der die Versen-
dung von Akten beantragt, werden je 
durchgeführte Sendung einschließlich der 
Rücksendung durch Behörden pauschal 12 
Euro als Auslagen erhoben. Wird die Akte 
elektronisch geführt und erfolgt ihre Über-
mittlung elektronisch, wird eine Pauschale 
nicht erhoben. 

(5) u n v e r ä n d e r t  
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Bundesberggesetz Bundesberggesetz 

§ 146 § 146 

Straftaten Straftaten 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jah-
ren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 
eine in § 145 Abs. 1 Nr. 6, 8, 9, 16 und 17, 
auch in Verbindung mit § 145 Abs. 2, oder 
in § 145 Abs. 3 Nr. 2 bezeichnete Hand-
lung begeht und dadurch das Leben oder 
die Gesundheit eines anderen oder fremde 
Sachen von bedeutendem Wert gefährdet. 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jah-
ren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 
eine in § 145 Absatz 1 Nummer 6, 8, 9, 16 
oder 17, jeweils auch in Verbindung mit § 
145 Absatz 2, oder in § 145 Absatz 3 
Nummer 2 bezeichnete vorsätzliche 
Handlung begeht und dadurch das Leben 
oder die Gesundheit eines anderen Men-
schen oder fremde Sachen von bedeuten-
dem Wert gefährdet, wenn die Tat nicht in 
§ 327 Absatz 3 des Strafgesetzbuches 
mit Strafe bedroht ist. 

(2) In besonders schweren Fällen ist 
die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Mona-
ten bis zu zehn Jahren. Ein besonders 
schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn 
der Täter durch die Tat das Leben oder die 
Gesundheit einer großen Zahl von Men-
schen gefährdet oder leichtfertig den Tod 
oder eine schwere Körperverletzung eines 
Menschen (§ 226 des Strafgesetzbuches) 
verursacht. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Wer in den Fällen des Absatzes 1  (3) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei 
Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, 
wer in den Fällen des Absatzes 1 die Ge-
fahr fahrlässig verursacht. 

1. die Gefahr fahrlässig verursacht oder entfällt 

2. fahrlässig handelt und die Gefahr fahr-
lässig verursacht, 

entfällt 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren 
oder mit Geldstrafe bestraft. 
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Bundesnaturschutzgesetz Bundesnaturschutzgesetz 

§ 51 § 51 

Inverwahrungnahme, Beschlagnahme 
und Einziehung durch die Zollbehörden 

Inverwahrungnahme, Beschlagnahme 
und Einziehung durch die Zollbehörden 

(1) Ergeben sich im Rahmen der zoll-
amtlichen Überwachung Zweifel, ob das 
Verbringen von Tieren oder Pflanzen Re-
gelungen oder Verboten im Sinne des § 49 
Absatz 1 unterliegt, kann die Zollbehörde 
die Tiere oder Pflanzen auf Kosten der ver-
fügungsberechtigten Person bis zur Klä-
rung der Zweifel in Verwahrung nehmen 
oder einen Dritten mit der Verwahrung be-
auftragen; sie kann die Tiere oder Pflanzen 
auch der verfügungsberechtigten Person 
unter Auferlegung eines Verfügungsverbo-
tes überlassen. Zur Klärung der Zweifel 
kann die Zollbehörde von der verfügungs-
berechtigten Person die Vorlage einer Be-
scheinigung einer vom Bundesministerium 
für Umwelt, Naturschutz und nukleare Si-
cherheit anerkannten unabhängigen sach-
verständigen Stelle oder Person darüber 
verlangen, dass es sich nicht um Tiere 
oder Pflanzen handelt, die zu den Arten 
oder Populationen gehören, die einer von 
der Europäischen Gemeinschaft erlasse-
nen Ein- oder Ausfuhrregelung oder Besitz- 
und Vermarktungsverboten nach diesem 
Kapitel unterliegen. Erweisen sich die 
Zweifel als unbegründet, hat der Bund der 
verfügungsberechtigten Person die Kosten 
für die Beschaffung der Bescheinigung und 
die zusätzlichen Kosten der Verwahrung zu 
erstatten. 

(1) u n v e r ä n d e r t  
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(2) Wird bei der zollamtlichen Über-
wachung festgestellt, dass Tiere oder 
Pflanzen ohne die vorgeschriebenen Ge-
nehmigungen oder sonstigen Dokumente 
ein-, durch- oder ausgeführt werden, wer-
den sie durch die Zollbehörde beschlag-
nahmt. Beschlagnahmte Tiere oder Pflan-
zen können der verfügungsberechtigten 
Person unter Auferlegung eines Verfü-
gungsverbotes überlassen werden. Wer-
den die vorgeschriebenen Genehmigungen 
oder sonstigen Dokumente nicht innerhalb 
eines Monats nach der Beschlagnahme 
vorgelegt, so ordnet die Zollbehörde die 
Einziehung an; die Frist kann angemessen 
verlängert werden, längstens bis zu insge-
samt sechs Monaten. Wird festgestellt, 
dass es sich um Tiere oder Pflanzen han-
delt, für die eine Ein- oder Ausfuhrgeneh-
migung nicht erteilt werden darf, werden 
sie sofort eingezogen. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(2a) Die Zollbehörden können bei 
Verdacht eines Verstoßes gegen Regelun-
gen im Sinne des § 49 Absatz 1, der sich 
bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
ergibt, Adressdaten der ein-, durch- oder 
ausführenden Person den gemäß § 70 zu-
ständigen Behörden mitteilen. Der Be-
troffene ist hierüber in Kenntnis zu setzen. 
Das Brief- und Postgeheimnis (Artikel 10 
des Grundgesetzes) wird insoweit einge-
schränkt. 

(2a) Die Zollbehörden können bei 
Verdacht eines Verstoßes gegen Regelun-
gen im Sinne des § 49 Absatz 1, der sich 
bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
ergibt, Adressdaten der ein-, durch- oder 
ausführenden Person den gemäß § 71 zu-
ständigen Behörden mitteilen. Der Be-
troffene ist hierüber in Kenntnis zu setzen. 
Das Brief- und Postgeheimnis (Artikel 10 
des Grundgesetzes) wird insoweit einge-
schränkt. 

(3) Die Absätze 2 und 2a gelten ent-
sprechend, wenn bei der zollamtlichen 
Überwachung nach § 50 Absatz 1 festge-
stellt wird, dass dem Verbringen Besitz- 
und Vermarktungsverbote entgegenstehen. 

(3) u n v e r ä n d e r t  
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(4) Werden beschlagnahmte oder ein-
gezogene Tiere oder Pflanzen veräußert, 
wird der Erlös an den Eigentümer ausge-
zahlt, wenn er nachweist, dass ihm die Um-
stände, die die Beschlagnahme oder Ein-
ziehung veranlasst haben, ohne sein Ver-
schulden nicht bekannt waren. Dritte, deren 
Rechte durch die Einziehung oder Veräu-
ßerung erlöschen, werden unter den Vo-
raussetzungen des Satzes 1 aus dem Erlös 
entschädigt. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Werden Tiere oder Pflanzen be-
schlagnahmt oder eingezogen, so werden 
die hierdurch entstandenen Kosten, insbe-
sondere für Pflege, Unterbringung, Beför-
derung, Rücksendung oder Verwertung, 
der verbringenden Person auferlegt; kann 
sie nicht ermittelt werden, werden sie dem 
Absender, Beförderer oder Besteller aufer-
legt, wenn diesem die Umstände, die die 
Beschlagnahme oder Einziehung veran-
lasst haben, bekannt waren oder hätten be-
kannt sein müssen. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

Kapitel 10 Kapitel 10 

Bußgeld- und Strafvorschriften Straf- und Bußgeldvorschriften 

 § 69 

 Strafvorschriften 

 (1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf 
Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, 
wer 

 1. entgegen § 44 Absatz 1 Nummer 1 
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 a) einem wildlebenden Tier einer 
streng geschützten Art nach-
stellt, es fängt oder verletzt oder 
seine Entwicklungsform aus der 
Natur entnimmt oder beschädigt 
oder 

 b) b) ein wildlebendes Tier einer 
streng geschützten Art tötet 
oder seine Entwicklungsform 
zerstört, 

 2. entgegen § 44 Absatz 1 Nummer 2 
erster Halbsatz ein wildlebendes 
Tier einer streng geschützten Art er-
heblich stört, 

 3. entgegen § 44 Absatz 1 Nummer 3 
eine Fortpflanzungs- oder Ruhe-
stätte eines wildlebenden Tiers ei-
ner streng geschützten Art aus der 
Natur entnimmt, beschädigt oder 
zerstört, 

 4. entgegen § 44 Absatz 1 Nummer 4 

 a) eine wildlebende Pflanze einer 
streng geschützten Art oder ihre 
Entwicklungsform aus der Natur 
entnimmt oder sie oder ihren 
Standort beschädigt oder 

 b) b) eine wildlebende Pflanze ei-
ner streng geschützten Art oder 
ihre Entwicklungsform zerstört, 

 5. entgegen § 44 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 2 ein Tier oder eine Pflanze ei-
ner streng geschützten Art im Sinne 
des § 7 Absatz 2 Nummer 14 Buch-
stabe b oder c 

 a) verkauft, zum Verkauf vorrätig 
hält, anbietet oder befördert, 
tauscht oder entgeltlich zum 
Gebrauch oder zur Nutzung 
überlässt oder 
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 b) kauft, zum Kauf anbietet, zu 
kommerziellen Zwecken erwirbt, 
zur Schau stellt oder auf andere 
Weise verwendet. 

 (2) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei 
Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, 
wer 

 1. entgegen § 44 Absatz 1 Nummer 1 

 a) ein wildlebendes Tier einer eu-
ropäischen Vogelart fängt oder 
seine Entwicklungsform aus der 
Natur entnimmt oder 

 b) ein wildlebendes Tier einer eu-
ropäischen Vogelart tötet oder 
seine Entwicklungsform zer-
stört, 

 2. entgegen § 44 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 1 ein Tier oder eine Pflanze ei-
ner streng geschützten Art im Sinne 
des § 7 Absatz 2 Nummer 14 Buch-
stabe b oder c oder ein Tier einer 
europäischen Vogelart in Besitz 
oder Gewahrsam nimmt, in Besitz 
oder Gewahrsam hat oder be- oder 
verarbeitet oder 

 3. entgegen § 44 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 2 ein Tier einer europäischen 
Vogelart 

 a) verkauft, zum Verkauf vorrätig 
hält, anbietet oder befördert, 
tauscht oder entgeltlich zum 
Gebrauch oder zur Nutzung 
überlässt oder 

 b) kauft, zum Kauf anbietet, zu 
kommerziellen Zwecken erwirbt, 
zur Schau stellt oder auf andere 
Weise verwendet. 
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 (3) Ebenso wird bestraft, wer ge-
werbs- oder gewohnheitsmäßig 

 1. entgegen § 44 Absatz 1 Nummer 1 
einem wildlebenden Tier 

 a) einer europäischen Vogelart, 

 b) einer besonders geschützten 
Art nach § 7 Absatz 2 Nummer 
13 Buchstabe c oder 

 c) einer Art, die in Anhang B der 
Verordnung (EG) Nr. 338/97 auf-
geführt ist, 

  nachstellt, es verletzt oder seine 
Entwicklungsform beschädigt, 

 2. entgegen § 44 Absatz 1 Nummer 1 
ein wildlebendes Tier 

 a) einer besonders geschützten 
Art nach § 7 Absatz 2 Nummer 
13 Buchstabe c oder 

 b) einer Art, die in Anhang B der 
Verordnung (EG) Nr. 338/97 auf-
geführt ist, 

 tötet, es fängt oder seine Entwick-
lungsform aus der Natur entnimmt 
oder zerstört, 

 3. entgegen § 44 Absatz 1 Nummer 2 
erster Halbsatz ein wildlebendes 
Tier einer europäischen Vogelart er-
heblich stört, 

 4. entgegen § 44 Absatz 1 Nummer 3 
eine Fortpflanzungs- oder Ruhe-
stätte eines wildlebenden Tiers 

 a) einer europäischen Vogelart, 
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 b) einer besonders geschützten 
Art nach § 7 Absatz 2 Nummer 
13 Buchstabe c oder 

 c) einer Art, die in Anhang B der 
Verordnung (EG) Nr. 338/97 auf-
geführt ist, 

 aus der Natur entnimmt, beschädigt 
oder zerstört, 

 5. entgegen § 44 Absatz 1 Nummer 4 
eine wildlebende Pflanze 

 a) einer besonders geschützten 
Art nach § 7 Absatz 2 Nummer 
13 Buchstabe c oder 

 b) einer Art, die in Anhang B der 
Verordnung (EG) Nr. 338/97 auf-
geführt ist, 

 oder ihre Entwicklungsform aus der 
Natur entnimmt oder sie oder ihren 
Standort beschädigt oder zerstört 
oder 

 6. entgegen § 44 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 2, auch in Verbindung mit § 44 
Absatz 3, ein Tier oder eine Pflanze 
einer besonders geschützten Art im 
Sinne des § 7 Absatz 2 Nummer 13 
Buchstabe c oder eine Ware 

 a) verkauft, zum Verkauf vorrätig 
hält, anbietet oder befördert, 
tauscht oder entgeltlich zum 
Gebrauch oder zur Nutzung 
überlässt oder 

 b) kauft, zum Kauf anbietet, zu 
kommerziellen Zwecken erwirbt, 
zur Schau stellt oder auf andere 
Weise verwendet. 

 (4) In den Fällen 
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 1. des Absatzes 1 Nummer 5 und 

 2. des Absatzes 2 Nummer 3 

 ist der Versuch strafbar. 

 (5) Handelt der Täter gewerbs- oder 
gewohnheitsmäßig, so ist die Strafe 

 1. in den Fällen des Absatzes 1 Frei-
heitsstrafe von sechs Monaten bis 
zu fünf Jahren, 

 2. in den Fällen des Absatzes 2 Frei-
heitsstrafe bis zu fünf Jahren oder 
Geldstrafe. 

 (6) Mit Freiheitsstrafe von einem 
Jahr bis zu zehn Jahren, in minder 
schweren Fällen mit Freiheitsstrafe von 
sechs Monaten bis zu fünf Jahren wird 
bestraft, wer in den Fällen des Absatzes 
1 oder 2 

 1. ein Ökosystem nach § 330d Absatz 
1 Nummer 2 des Strafgesetzbuches 
von beträchtlicher Größe oder be-
trächtlichem ökologischen Wert 
oder einen Lebensraum innerhalb 
eines geschützten Gebiets nach § 
330d Absatz 1 Nummer 3 des Straf-
gesetzbuches zerstört oder derart 
weitreichend oder erheblich schä-
digt, dass die Schädigung nicht 
oder erst nach einem mehrjährigen 
Zeitraum beseitigt werden kann, 
oder 

 2. ein Gewässer, den Boden oder die 
Luft derart weitreichend und erheb-
lich schädigt, dass die Schädigung 
nicht oder erst nach einem mehrjäh-
rigen Zeitraum beseitigt werden 
kann. 
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 (7) Erkennt der Täter in den Fällen 
des Absatzes 1 fahrlässig nicht, dass 
sich die Handlung auf ein Tier oder eine 
Pflanze einer streng geschützten Art be-
zieht, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis 
zu drei Jahren oder Geldstrafe. 

 (8) Erkennt der Täter in den Fällen 
des Absatzes 2 leichtfertig nicht, dass 
sich die Handlung auf ein Tier oder eine 
Pflanze einer dort genannten Art be-
zieht, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis 
zu zwei Jahren oder Geldstrafe. 

 (9) Handelt der Täter leichtfertig, so 
ist die Strafe 

 1. in den Fällen des Absatzes 1 Num-
mer 1 Buchstabe b oder Nummer 4 
Buchstabe b Freiheitsstrafe bis zu 
zwei Jahren oder Geldstrafe, 

 2. in den Fällen des Absatzes 2 Num-
mer 1 Buchstabe b Freiheitsstrafe 
bis zu einem Jahr oder Geldstrafe. 

 (10) Die Tat ist nicht nach Absatz 2, 
4 Nummer 2, Absatz 8 oder 9 strafbar, 
wenn die Handlung eine unerhebliche 
Menge der Tiere oder Pflanzen betrifft. 
Bei der Beurteilung, ob die Menge der 
Tiere oder Pflanzen unerheblich ist, sind 
insbesondere die Anzahl der betroffe-
nen Tiere oder Pflanzen und die Auswir-
kungen auf den Erhaltungszustand der 
Art zu berücksichtigen. 
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 § 69a 

 Strafvorschriften zur Verordnung (EWG) 
Nr. 3254/91 

 (1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf 
Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, 
wer gegen die Verordnung (EWG) Nr. 
3254/91 in der Fassung vom 4. Novem-
ber 1991 verstößt, indem er 

 1. entgegen Artikel 2 ein Tellereisen 
zum Festhalten oder Fangen eines 
Tiers einer streng geschützten Art 
verwendet oder 

 2. entgegen Artikel 3 Absatz 1 Satz 1 
einen Pelz einer streng geschützten 
Tierart oder eine Ware, die einen 
solchen Pelz enthält, in die Europäi-
sche Union verbringt. 

 (2) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei 
Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, 
wer gegen die Verordnung (EWG) Nr. 
3254/91 in der Fassung vom 4. Novem-
ber 1991 verstößt, indem er gewerbs- 
oder gewohnheitsmäßig 

 1. entgegen Artikel 2 ein Tellereisen 
zum Festhalten oder Fangen eines 
anderen als in Absatz 1 Nummer 1 
genannten Tiers verwendet oder 

 2. entgegen Artikel 3 Absatz 1 Satz 1 
einen Pelz einer anderen als in Ab-
satz 1 Nummer 2 genannten Tierart 
oder eine Ware, die einen solchen 
Pelz enthält, in die Europäische 
Union verbringt. 
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 (3) Mit Freiheitsstrafe von sechs 
Monaten bis zu fünf Jahren wird be-
straft, wer in den Fällen des Absatzes 1 
gewerbs- oder gewohnheitsmäßig han-
delt. 

 (4) Erkennt der Täter in den Fällen 
des Absatzes 1 fahrlässig nicht, dass 
sich die Handlung auf ein Tier einer 
streng geschützten Art, auf einen Pelz 
einer streng geschützten Tierart oder 
auf eine dort genannte Ware bezieht, so 
ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei 
Jahren oder Geldstrafe. 

 § 69b 

 Strafvorschriften zur Verordnung (EG) 
Nr. 338/97 

 (1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf 
Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, 
wer gegen die Verordnung (EG) Nr. 
338/97 in der Fassung vom 15. Mai 2023 
verstößt, indem er 

 1. entgegen Artikel 4 Absatz 1 Satz 1 
oder Artikel 5 Absatz 1 eine Einfuhr-
genehmigung, eine Ausfuhrgeneh-
migung oder eine Wiederausfuhrbe-
scheinigung für ein Exemplar einer 
Art des Anhangs A nicht, nicht rich-
tig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig vorlegt oder 

 2. entgegen Artikel 8 Absatz 1 

 a) ein Exemplar einer Art des An-
hangs A verkauft, vermietet, 
tauscht, austauscht oder zu Ver-
kaufs-, Vermietungs-, Tausch- 
oder Austauschzwecken vorrä-
tig hält, anbietet oder befördert, 
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 b) für den Verkauf eines Exemp-
lars einer Art des Anhangs A 
wirbt, eine solche Werbung ver-
anlasst oder zu Kaufverhand-
lungen über ein solches 
Exemplar auffordert oder 

 c) ein Exemplar einer Art des An-
hangs A kauft, zum Kauf anbie-
tet, zu kommerziellen Zwecken 
erwirbt, zur Schau stellt oder 
verwendet. 

 (2) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei 
Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, 
wer gegen die Verordnung (EG) Nr. 
338/97 in der Fassung vom 15. Mai 2023 
verstößt, indem er 

 1. entgegen Artikel 4 Absatz 2 Satz 1 
oder Artikel 5 Absatz 4 Satz 1 eine 
Einfuhrgenehmigung, eine Ausfuhr-
genehmigung oder eine Wiederaus-
fuhrbescheinigung für ein Exemplar 
einer Art des Anhangs B nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig vorlegt, 

 2. entgegen Artikel 4 Absatz 3 erster 
Halbsatz eine Einfuhrmeldung für 
ein Exemplar einer Art des Anhangs 
C nicht, nicht richtig, nicht vollstän-
dig oder nicht rechtzeitig vorlegt, 

 3. entgegen Artikel 5 Absatz 4 Satz 1 
gewerbs- oder gewohnheitsmäßig 
eine Ausfuhrgenehmigung oder eine 
Wiederausfuhrbescheinigung für ein 
Exemplar einer Art des Anhangs C 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig vorlegt oder 

 4. entgegen Artikel 8 Absatz 5 in Ver-
bindung mit Artikel 8 Absatz 1 
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 a) ein Exemplar einer Art des An-
hangs B verkauft, vermietet, 
tauscht, austauscht oder zu Ver-
kaufs-, Vermietungs-, Tausch- 
oder Austauschzwecken vorrä-
tig hält, anbietet oder befördert, 

 b) für den Verkauf eines Exemp-
lars einer Art des Anhangs B 
wirbt, eine solche Werbung ver-
anlasst oder zu Kaufverhand-
lungen über ein solches 
Exemplar auffordert oder 

 c) ein Exemplar einer Art des An-
hangs B kauft, zum Kauf anbie-
tet, zu kommerziellen Zwecken 
erwirbt, zur Schau stellt oder 
verwendet. 

 (3) In den Fällen 

 1. des Absatzes 1 und 

 2. des Absatzes 2 Nummer 1, 2 und 4 

 ist der Versuch strafbar. 

 (4) Handelt der Täter gewerbs- oder 
gewohnheitsmäßig, so ist die Strafe 

 1. in den Fällen des Absatzes 1 Frei-
heitsstrafe von sechs Monaten bis 
zu fünf Jahren, 

 2. in den Fällen des Absatzes 2 Num-
mer 1, 2 oder 4 Freiheitsstrafe bis zu 
fünf Jahren oder Geldstrafe. 

 (5) Mit Freiheitsstrafe von einem 
Jahr bis zu zehn Jahren, in minder 
schweren Fällen mit Freiheitsstrafe von 
sechs Monaten bis zu fünf Jahren wird 
bestraft, wer in den Fällen des Absatzes 
1 oder 2 
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 1. ein Ökosystem nach § 330d Absatz 
1 Nummer 2 des Strafgesetzbuches 
von beträchtlicher Größe oder be-
trächtlichem ökologischen Wert 
oder einen Lebensraum innerhalb 
eines geschützten Gebiets nach § 
330d Absatz 1 Nummer 3 des Straf-
gesetzbuches zerstört oder derart 
weitreichend oder erheblich schä-
digt, dass die Schädigung nicht 
oder erst nach einem mehrjährigen 
Zeitraum beseitigt werden kann, 
oder 

 2. ein Gewässer, den Boden oder die 
Luft derart weitreichend und erheb-
lich schädigt, dass die Schädigung 
nicht oder erst nach einem mehrjäh-
rigen Zeitraum beseitigt werden 
kann. 

 (6) Erkennt der Täter in den Fällen 
des Absatzes 1 fahrlässig nicht, dass 
sich die Handlung auf ein Exemplar ei-
ner Art des Anhangs A bezieht, so ist 
die Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jah-
ren oder Geldstrafe. 

 (7) Erkennt der Täter in den Fällen 
des Absatzes 2 Nummer 1, 2 oder 4 
leichtfertig nicht, dass sich die Hand-
lung auf ein Tier oder eine Pflanze einer 
dort genannten Art bezieht, so ist die 
Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren 
oder Geldstrafe. 

 (8) In den Fällen des Absatzes 1 
Nummer 1 oder des Absatzes 2 Nummer 
1, 2 oder 3 gilt § 330d Absatz 1 Nummer 
7 des Strafgesetzbuches entsprechend. 
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 (9) Die Tat ist nicht nach Absatz 2 
Nummer 1, 2 oder 4, Absatz 3 Nummer 2 
oder Absatz 7 strafbar, wenn die Hand-
lung eine unerhebliche Menge der 
Exemplare betrifft. Bei der Beurteilung, 
ob die Menge der Exemplare unerheb-
lich ist, sind insbesondere die Anzahl 
der betroffenen Exemplare und die Aus-
wirkungen auf den Erhaltungszustand 
der Art zu berücksichtigen. 

 § 69c 

 Strafvorschriften zur Verordnung (EU) 
Nr. 1143/2014 

 (1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf 
Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, 
wer gegen die Verordnung (EU) Nr. 
1143/2014 in der Fassung vom 26. Okto-
ber 2016 verstößt, indem er 

 1. entgegen Artikel 7 Absatz 1 eine in-
vasive gebietsfremde Art von uni-
onsweiter Bedeutung verbringt, hält, 
züchtet, befördert, in Verkehr bringt, 
verwendet, tauscht, zur Fortpflan-
zung, Aufzucht oder Veredelung 
bringt oder in die Umwelt freisetzt 
oder 

 2. einer vollziehbaren Auflage nach Ar-
tikel 8 Absatz 2 Unterabsatz 2 Satz 
2, auch in Verbindung mit Artikel 9 
Absatz 1, zuwiderhandelt 
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 und die Handlung in einer Weise begeht, 
die geeignet ist, den Tod oder eine 
schwere Gesundheitsschädigung eines 
anderen Menschen oder erhebliche 
Schäden an Tieren, Pflanzen, einem Ge-
wässer, der Luft, dem Boden oder einem 
Ökosystem nach § 330d Absatz 1 Num-
mer 2 des Strafgesetzbuches zu verur-
sachen. 

 (2) Der Versuch ist strafbar. 

 (3) Mit Freiheitsstrafe von einem 
Jahr bis zu zehn Jahren, in minder 
schweren Fällen mit Freiheitsstrafe von 
sechs Monaten bis zu fünf Jahren wird 
bestraft, wer in den Fällen des Absatzes 
1 

 1. ein Ökosystem nach § 330d Absatz 
1 Nummer 2 des Strafgesetzbuches 
von beträchtlicher Größe oder be-
trächtlichem ökologischen Wert 
oder einen Lebensraum innerhalb 
eines geschützten Gebiets nach § 
330d Absatz 1 Nummer 3 des Straf-
gesetzbuches zerstört oder derart 
weitreichend oder erheblich schä-
digt, dass die Schädigung nicht 
oder erst nach einem mehrjährigen 
Zeitraum beseitigt werden kann, 
oder 

 2. ein Gewässer, den Boden oder die 
Luft derart weitreichend und erheb-
lich schädigt, dass die Schädigung 
nicht oder erst nach einem mehrjäh-
rigen Zeitraum beseitigt werden 
kann. 

 (4) Mit Freiheitsstrafe nicht unter 
drei Jahren, in minder schweren Fällen 
mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis 
zu zehn Jahren wird bestraft, wer in den 
Fällen des Absatzes 1 den Tod eines an-
deren Menschen verursacht. 
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 (5) Handelt der Täter in den Fällen 
des Absatzes 1 Nummer 2 leichtfertig, 
so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu 
zwei Jahren oder Geldstrafe. 

§ 69 § 70 

Bußgeldvorschriften Bußgeldvorschriften 

 (1) Ordnungswidrig handelt, wer 
eine 

 1. in § 69b Absatz 1 Nummer 1 oder 

 2. in § 69b Absatz 1 Nummer 2 

 bezeichnete Handlung fahrlässig 
begeht. 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer wis-
sentlich entgegen § 39 Absatz 1 Nummer 1 
ein wild lebendes Tier beunruhigt. 

(1a) Ordnungswidrig handelt, wer wis-
sentlich entgegen § 39 Absatz 1 Nummer 1 
ein wild lebendes Tier beunruhigt. 

(2) Ordnungswidrig handelt, wer  (2) Ordnungswidrig handelt, wer  

1. entgegen § 44 Absatz 1 Nummer 1  1. entgegen § 44 Absatz 1 Nummer 1 ei-
nem wildlebenden Tier nachstellt, es 
fängt, verletzt oder tötet oder seine 
Entwicklungsform aus der Natur 
entnimmt, beschädigt oder zerstört, 

a) einem wild lebenden Tier nach-
stellt, es fängt oder verletzt oder 
seine Entwicklungsformen aus der 
Natur entnimmt oder beschädigt 
oder 

entfällt 

b) ein wild lebendes Tier tötet oder 
seine Entwicklungsformen zer-
stört, 

entfällt 

2. entgegen § 44 Absatz 1 Nummer 2 ein 
wild lebendes Tier erheblich stört, 

2. entgegen § 44 Absatz 1 Nummer 2 
erster Halbsatz ein wildlebendes Tier 
einer europäischen Vogelart erheb-
lich stört, 
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3. entgegen § 44 Absatz 1 Nummer 3 
eine Fortpflanzungs- oder Ruhestätte 
aus der Natur entnimmt, beschädigt 
oder zerstört, 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. entgegen § 44 Absatz 1 Nummer 4  4. entgegen § 44 Absatz 1 Nummer 4 
eine wildlebende Pflanze oder ihre 
Entwicklungsform aus der Natur 
entnimmt oder sie oder ihren Stand-
ort beschädigt oder zerstört, 

a) eine wild lebende Pflanze oder 
ihre Entwicklungsformen aus der 
Natur entnimmt oder sie oder ihren 
Standort beschädigt oder 

entfällt 

b) eine wild lebende Pflanze oder 
ihre Entwicklungsformen zerstört, 

entfällt 

5. entgegen § 44 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 1, auch in Verbindung mit § 44 Ab-
satz 3,  

5. entgegen § 44 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 1, auch in Verbindung mit § 44 Ab-
satz 3,  

a) ein Tier oder eine Pflanze einer 
anderen als in § 71a Absatz 1 
Nummer 2 genannten besonders 
geschützten Art oder 

a) ein Tier oder eine Pflanze einer 
anderen als in § 69 Absatz 2 Num-
mer 2 genannten besonders ge-
schützten Art oder 

b) eine Ware im Sinne des Anhangs 
der Richtlinie 83/129/EWG 

b) u n v e r ä n d e r t  

in Besitz oder Gewahrsam nimmt, in 
Besitz oder Gewahrsam hat oder be- 
oder verarbeitet und erkennt oder fahr-
lässig nicht erkennt, dass sich die 
Handlung auf ein Tier oder eine 
Pflanze einer in Buchstabe a genann-
ten Art oder auf eine in Buchstabe b 
genannte Ware bezieht, 

in Besitz oder Gewahrsam nimmt, in 
Besitz oder Gewahrsam hat oder be- 
oder verarbeitet und erkennt oder fahr-
lässig nicht erkennt, dass sich die 
Handlung auf ein Tier oder eine 
Pflanze einer in Buchstabe a genann-
ten Art oder auf eine in Buchstabe b 
genannte Ware bezieht, 

5a. entgegen § 45a Absatz 1 Satz 1 ein 
wildlebendes Exemplar der Art Wolf 
(Canis lupus) füttert oder mit Futter an-
lockt oder 

5a. u n v e r ä n d e r t  
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6. einer Rechtsverordnung nach § 54 Ab-
satz 4 Satz 1, Absatz 4a oder Absatz 
4d Satz 1 Nummer 2 oder einer voll-
ziehbaren Anordnung auf Grund einer 
solchen Rechtsverordnung zuwider-
handelt, soweit die Rechtsverordnung 
für einen bestimmten Tatbestand auf 
diese Bußgeldvorschrift verweist. 

6. u n v e r ä n d e r t  

(3) Ordnungswidrig handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig  

(3) Ordnungswidrig handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig  

1. ohne Genehmigung nach § 17 Absatz 
3 Satz 1 einen Eingriff in Natur und 
Landschaft vornimmt, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. einer vollziehbaren Anordnung nach § 
17 Absatz 8 Satz 1 oder Satz 2, § 34 
Absatz 6 Satz 4 oder Satz 5, § 42 Ab-
satz 7 oder Absatz 8 Satz 1 oder Satz 
2, auch in Verbindung mit § 43 Absatz 
3 Satz 4, oder § 43 Absatz 3 Satz 2 
oder Satz 3 zuwiderhandelt, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. entgegen § 22 Absatz 3 Satz 3 eine 
dort genannte Handlung oder Maß-
nahme vornimmt, 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. entgegen § 23 Absatz 2 Satz 1 in Ver-
bindung mit einer Rechtsverordnung 
nach § 57 Absatz 2 eine dort genannte 
Handlung oder Maßnahme in einem 
Meeresgebiet vornimmt, das als Natur-
schutzgebiet geschützt wird, 

4. u n v e r ä n d e r t  

4a. entgegen § 23 Absatz 3, auch in Ver-
bindung mit § 24 Absatz 3 Satz 2, oder 
entgegen § 33 Absatz 1a Satz 1 eine 
dort genannte Anlage errichtet, 

4a. u n v e r ä n d e r t  

4b. entgegen § 23 Absatz 4 Satz 1, auch 
in Verbindung mit § 24 Absatz 3 Satz 
2, eine dort genannte Beleuchtung 
oder Werbeanlage errichtet, 

4b. u n v e r ä n d e r t  
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5. entgegen § 30 Absatz 2 Satz 1 ein dort 
genanntes Biotop zerstört oder sonst 
erheblich beeinträchtigt, 

5. u n v e r ä n d e r t  

5a. entgegen § 30a Satz 1 ein dort ge-
nanntes Biozidprodukt flächig einsetzt 
oder aufträgt, 

5a. u n v e r ä n d e r t  

6. entgegen § 33 Absatz 1 Satz 1, auch 
in Verbindung mit Absatz 2 Satz 1, 
eine Veränderung oder Störung vor-
nimmt, 

6. u n v e r ä n d e r t  

7. entgegen § 39 Absatz 1 Nummer 1 ein 
wild lebendes Tier ohne vernünftigen 
Grund fängt, verletzt oder tötet, 

7. u n v e r ä n d e r t  

8. entgegen § 39 Absatz 1 Nummer 2 
eine wild lebende Pflanze ohne ver-
nünftigen Grund entnimmt, nutzt oder 
ihre Bestände niederschlägt oder auf 
sonstige Weise verwüstet, 

8. u n v e r ä n d e r t  

9. entgegen § 39 Absatz 1 Nummer 3 
eine Lebensstätte wild lebender Tiere 
oder Pflanzen ohne vernünftigen 
Grund erheblich beeinträchtigt oder 
zerstört, 

9. u n v e r ä n d e r t  

10. entgegen § 39 Absatz 2 Satz 1 ein wild 
lebendes Tier oder eine wild lebende 
Pflanze aus der Natur entnimmt, 

10. u n v e r ä n d e r t  

11. ohne Genehmigung nach § 39 Absatz 
4 Satz 1 eine wild lebende Pflanze ge-
werbsmäßig entnimmt oder be- oder 
verarbeitet, 

11. u n v e r ä n d e r t  

12. entgegen § 39 Absatz 5 Satz 1 Num-
mer 1 die Bodendecke abbrennt oder 
eine dort genannte Fläche behandelt, 

12. u n v e r ä n d e r t  

13. entgegen § 39 Absatz 5 Satz 1 Num-
mer 2 einen Baum eine Hecke, einen 
lebenden Zaun, ein Gebüsch oder ein 
anderes Gehölz abschneidet, auf den 
Stock setzt oder beseitigt, 

13. u n v e r ä n d e r t  
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14. entgegen § 39 Absatz 5 Satz 1 Num-
mer 3 ein Röhricht zurückschneidet, 

14. u n v e r ä n d e r t  

15. entgegen § 39 Absatz 5 Satz 1 Num-
mer 4 einen dort genannten Graben 
räumt, 

15. u n v e r ä n d e r t  

16. entgegen § 39 Absatz 6 eine Höhle, ei-
nen Stollen, einen Erdkeller oder einen 
ähnlichen Raum aufsucht, 

16. u n v e r ä n d e r t  

17. ohne Genehmigung nach § 40 Absatz 
1 Satz 1 eine dort genannte Pflanze 
oder ein Tier ausbringt, 

17. u n v e r ä n d e r t  

17a. einer mit einer Genehmigung nach 
§ 40c Absatz 1 Satz 1, auch in Verbin-
dung mit § 40c Absatz 2, oder nach § 
40c Absatz 3 Satz 1 verbundenen voll-
ziehbaren Auflage zuwiderhandelt, 

17a. u n v e r ä n d e r t  

18. ohne Genehmigung nach § 42 Absatz 
2 Satz 1 einen Zoo errichtet, erweitert, 
wesentlich ändert oder betreibt, 

18. u n v e r ä n d e r t  

19. entgegen § 43 Absatz 3 Satz 1 eine 
Anzeige nicht, nicht richtig, nicht voll-
ständig oder nicht rechtzeitig erstattet, 

19. u n v e r ä n d e r t  

20. (weggefallen) 20. u n v e r ä n d e r t  

21. entgegen § 44 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 2, auch in Verbindung mit § 44 Ab-
satz 3, ein Tier, eine Pflanze oder eine 
Ware verkauft, kauft, zum Verkauf oder 
Kauf anbietet, zum Verkauf vorrätig 
hält oder befördert, tauscht oder ent-
geltlich zum Gebrauch oder zur Nut-
zung überlässt, zu kommerziellen Zwe-
cken erwirbt, zur Schau stellt oder auf 
andere Weise verwendet, 

21. entgegen § 44 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 2, auch in Verbindung mit § 44 Ab-
satz 3, ein Tier, eine Pflanze oder eine 
Ware 

 a) verkauft, zum Verkauf vorrätig 
hält, anbietet oder befördert, 
tauscht oder entgeltlich zum 
Gebrauch oder zur Nutzung 
überlasst oder 
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 b) kauft, zum Kauf anbietet, zu 
kommerziellen Zwecken erwirbt, 
zur Schau stellt oder auf andere 
Weise verwendet, 

22. entgegen § 50 Absatz 1 Satz 1 ein Tier 
oder eine Pflanze nicht, nicht richtig 
oder nicht rechtzeitig zur Ein- oder 
Ausfuhr anmeldet oder nicht oder nicht 
rechtzeitig vorführt, 

22. u n v e r ä n d e r t  

23. entgegen § 50 Absatz 2 eine Mitteilung 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig macht, 

23. u n v e r ä n d e r t  

24. entgegen § 52 Absatz 1 eine Auskunft 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig erteilt, 

24. u n v e r ä n d e r t  

25. entgegen § 52 Absatz 2 Satz 2 eine 
beauftragte Person nicht unterstützt 
oder eine geschäftliche Unterlage 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig vorlegt, 

25. u n v e r ä n d e r t  

26. entgegen § 61 Absatz 1 Satz 1 oder 
Satz 2 an einem Gewässer eine bauli-
che Anlage errichtet oder wesentlich 
ändert oder 

26. u n v e r ä n d e r t  

27. einer Rechtsverordnung nach  27. u n v e r ä n d e r t  

a) (weggefallen)  

b) § 54 Absatz 5,  

c) § 54 Absatz 6 Satz 1, Absatz 7 
oder Absatz 8 

 

oder einer vollziehbaren Anordnung 
auf Grund einer solchen Rechtsverord-
nung zuwiderhandelt, soweit die 
Rechtsverordnung für einen bestimm-
ten Tatbestand auf diese Bußgeldvor-
schrift verweist. 
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(4) Ordnungswidrig handelt, wer ge-
gen die Verordnung (EG) Nr. 338/97 des 
Rates vom 9. Dezember 1996 über den 
Schutz von Exemplaren wildlebender Tier- 
und Pflanzenarten durch Überwachung des 
Handels (ABl. L 61 vom 3.3.1997, S. 1, L 
100 vom 17.4.1997, S. 72, L 298 vom 
1.11.1997, S. 70, L 113 vom 27.4.2006, S. 
26), die zuletzt durch die Verordnung (EG) 
Nr. 318/2008 (ABl. L 95 vom 8.4.2008, S. 
3) geändert worden ist, verstößt, indem er 
vorsätzlich oder fahrlässig  

(4) Ordnungswidrig handelt, wer ge-
gen die Verordnung (EWG) Nr. 3254/91 in 
der Fassung vom 4. November 1991 ver-
stößt, indem er vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen Artikel 4 Absatz 1 Satz 1 
oder Absatz 2 Satz 1 oder Artikel 5 Ab-
satz 1 oder Absatz 4 Satz 1 eine Ein-
fuhrgenehmigung, eine Ausfuhrgeneh-
migung oder eine Wiederausfuhrbe-
scheinigung nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig vor-
legt, 

1. entgegen Artikel 2 ein Tellereisen ver-
wendet oder 

2. entgegen Artikel 4 Absatz 3 Halbsatz 1 
oder Absatz 4 eine Einfuhrmeldung 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig vorlegt, 

2. entgegen Artikel 3 Absatz 1 Satz 1 ei-
nen Pelz oder eine Ware in die Euro-
päische Union verbringt. 

3. entgegen Artikel 8 Absatz 1, auch in 
Verbindung mit Absatz 5, ein Exemplar 
einer dort genannten Art kauft, zum 
Kauf anbietet, zu kommerziellen Zwe-
cken erwirbt, zur Schau stellt oder ver-
wendet oder ein Exemplar verkauft 
oder zu Verkaufszwecken vorrätig hält, 
anbietet oder befördert oder 

entfällt 

4. einer vollziehbaren Auflage nach Arti-
kel 11 Absatz 3 Satz 1 zuwiderhandelt. 

entfällt 
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(5) Ordnungswidrig handelt, wer ge-
gen die Verordnung (EWG) Nr. 3254/91 
des Rates vom 4. November 1991 zum 
Verbot von Tellereisen in der Gemeinschaft 
und der Einfuhr von Pelzen und Waren von 
bestimmten Wildtierarten aus Ländern, die 
Tellereisen oder den internationalen huma-
nen Fangnormen nicht entsprechende 
Fangmethoden anwenden (ABl. L 308 vom 
9.11.1991, S. 1), verstößt, indem er vor-
sätzlich oder fahrlässig  

(5) Ordnungswidrig handelt, wer ge-
gen die Verordnung (EG) Nr. 338/97 in der 
Fassung vom 15. Mai 2023 verstößt, in-
dem er vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen Artikel 2 ein Tellereisen ver-
wendet oder 

1. entgegen Artikel 4 Absatz 2 Satz 1 
oder Artikel 5 Absatz 4 Satz 1 eine 
Einfuhrgenehmigung, eine Ausfuhr-
genehmigung oder eine Wiederaus-
fuhrbescheinigung für ein Exemplar 
einer Art des Anhangs B oder C 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig vorlegt, 

2. entgegen Artikel 3 Absatz 1 Satz 1 ei-
nen Pelz einer dort genannten Tierart 
oder eine dort genannte Ware in die 
Gemeinschaft verbringt. 

2. entgegen Artikel 4 Absatz 3 ers-
ter Halbsatz oder Absatz 4 eine Ein-
fuhrmeldung für ein Exemplar einer 
Art des Anhangs C oder D nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder 
nicht rechtzeitig vorlegt, 

 3. entgegen Artikel 8 Absatz 5 in Ver-
bindung mit Artikel 8 Absatz 1 

 a) ein Exemplar einer Art des An-
hangs B verkauft, vermietet, 
tauscht, austauscht oder zu Ver-
kaufs-, Vermietungs-, Tausch- 
oder Austauschzwecken vorrä-
tig hält, anbietet oder befördert, 

 b) für den Verkauf eines Exemp-
lars einer Art des Anhangs B 
wirbt, eine solche Werbung ver-
anlasst oder zu Kaufverhand-
lungen über ein solches 
Exemplar auffordert oder 
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 c) ein Exemplar einer Art des An-
hangs B kauft, zum Kauf anbie-
tet, zu kommerziellen Zwecken 
erwirbt, zur Schau stellt oder 
verwendet oder 

 4. einer vollziehbaren Auflage nach Ar-
tikel 11 Absatz 3 Satz 1 zuwiderhan-
delt. 

(6) Ordnungswidrig handelt, wer ein 
Exemplar einer invasiven Art nach einem 
Durchführungsrechtsakt nach Artikel 4 Ab-
satz 1 Satz 1 oder Artikel 10 Absatz 4 Satz 
1 der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 22. Oktober 2014 über die Prävention 
und das Management der Einbringung und 
Ausbreitung invasiver gebietsfremder Arten 
(ABl. L 317 vom 4.11.2014, S. 35) ver-
bringt, hält, züchtet, befördert, in Verkehr 
bringt, verwendet, tauscht, zur Fortpflan-
zung, Aufzucht oder Veredelung bringt 
oder in die Umwelt freisetzt. 

(6) Ordnungswidrig handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig ein eingeführtes 
Exemplar einer Art des Anhangs A der 
Verordnung (EG) Nr. 338/97 zu einem an-
deren als dem Zweck verwendet, für den 
eine Einfuhrgenehmigung nach Artikel 4 
Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 338/97 
erteilt oder der nachträglich zugelassen 
wurde. 

(7) Die Ordnungswidrigkeit kann in 
den Fällen der Absätze 1 und 2, des Absat-
zes 3 Nummer 1 bis 6, 17a, 18, 21, 26 und 
27 Buchstabe b, des Absatzes 4 Nummer 1 
und 3 und der Absätze 5 und 6 mit einer 
Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro, in 
den übrigen Fällen mit einer Geldbuße bis 
zu zehntausend Euro geahndet werden. 

(7) Ordnungswidrig handelt, wer 
gegen die Verordnung (EU) 
Nr. 1143/2014 in der Fassung vom 
26. Oktober 2016 verstößt, indem er 

 1. entgegen Artikel 7 Absatz 1 eine in-
vasive gebietsfremde Art von uni-
onsweiter Bedeutung verbringt, hält, 
züchtet, befördert, in Verkehr bringt, 
verwendet, tauscht, zur Fortpflan-
zung, Aufzucht oder Veredelung 
bringt oder in die Umwelt freisetzt, 

 2. einer vollziehbaren Auflage nach Ar-
tikel 8 Absatz 2 Unterabsatz 2 Satz 2, 
auch in Verbindung mit Artikel 9 Ab-
satz 1, zuwiderhandelt oder 
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 3. einer vollziehbaren Anordnung nach 
Artikel 10 Absatz 4 Satz 1 zuwider-
handelt. 

(8) Die Länder können gesetzlich be-
stimmen, dass weitere rechtswidrige und 
vorwerfbare Handlungen, die gegen Vor-
schriften dieses Gesetzes oder Rechtsvor-
schriften verstoßen, die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassen worden sind oder fort-
gelten, als Ordnungswidrigkeiten geahndet 
werden können. 

(8) Die Ordnungswidrigkeit kann in 
den Fällen der Absätze 1 bis 3 Num-
mer 1 bis 6, 17a, 18, 21, 26 und 27 Buch-
stabe b, der Absätze 4 und 5 Nummer 1 
und 3 und der Absätze 6 und 7 mit einer 
Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro 
und in den übrigen Fällen der Absätze 3 
und 5 mit einer Geldbuße bis zu zehn-
tausend Euro geahndet werden. 

§ 70 § 71 

Verwaltungsbehörde Verwaltungsbehörde 

Verwaltungsbehörde im Sinne des § 
36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten ist  

Verwaltungsbehörde im Sinne des § 
36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten ist 

1. das Bundesamt für Naturschutz in den 
Fällen  

1. das Bundesamt für Naturschutz in den 
Fällen  

a) des § 69 Absatz 2 Nummer 5 und 
6, Absatz 3 Nummer 21, Absatz 4 
Nummer 3 und Absatz 6 bei Hand-
lungen im Zusammenhang mit der 
Einfuhr in die oder der Ausfuhr aus 
der Gemeinschaft oder dem Ver-
bringen in die oder aus der Bun-
desrepublik Deutschland, 

a) des § 70 Absatz 1 Nummer 1, Ab-
satz 4 Nummer 2 und Absatz 5 
Nummer 1 und Absatz 6, 

b) des § 69 Absatz 3 Nummer 24 bei 
Verletzungen der Auskunftspflicht 
gegenüber dem Bundesamt, 

b) des § 70 Absatz 1 Nummer 2, Ab-
satz 2 Nummer 5 und 6, Ab-
satz 3 Nummer 21, Absatz 5 
Nummer 3 und Absatz 7 bei 
Handlungen im Zusammenhang 
mit der Einfuhr in die oder der 
Ausfuhr aus der Union oder dem 
Verbringen in die oder aus der 
Bundesrepublik Deutschland, 
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c) des § 69 Absatz 3 Nummer 25 und 
Absatz 4 Nummer 4 bei Maßnah-
men des Bundesamtes, 

c) des § 70 Absatz 3 Nummer 24 bei 
Verletzungen der Auskunfts-
pflicht gegenüber dem Bundes-
amt, 

d) des § 69 Absatz 4 Nummer 1 und 
Absatz 5 Nummer 2, 

d) des § 70 Absatz 3 Nummer 25 und 
Absatz 5 Nummer 4 bei Maßnah-
men des Bundesamtes und 

e) von sonstigen Ordnungswidrigkei-
ten nach § 69 Absatz 1 bis 6, die 
im Bereich der deutschen aus-
schließlichen Wirtschaftszone oder 
des Festlandsockels begangen 
worden sind, 

e) sonstiger Ordnungswidrigkeiten 
nach § 70 Absatz 1 bis 7, die im 
Bereich der deutschen ausschließ-
lichen Wirtschaftszone oder des 
Festlandsockels begangen worden 
sind, 

2. das zuständige Hauptzollamt in den 
Fällen des § 69 Absatz 3 Nummer 22 
und 23 und Absatz 4 Nummer 2, 

2. das zuständige Hauptzollamt in den 
Fällen des § 70 Absatz 3 Nummer 22 
und 23 und Absatz 5 Nummer 2, 

3. in allen übrigen Fällen die nach Lan-
desrecht zuständige Behörde. 

3. in den übrigen Fällen des § 70 die 
nach Landesrecht zuständige Behörde. 

§ 71 § 71 

Strafvorschriften entfällt 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jah-
ren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 
eine in  

 

1. § 69 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe a, 
Nummer 2, 3 oder Nummer 4 Buch-
stabe a, 

 

2. § 69 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe b 
oder Nummer 4 Buchstabe b oder 

 

3. § 69 Absatz 3 Nummer 21, Absatz 4 
Nummer 1 oder Absatz 5 

 

bezeichnete vorsätzliche Handlung begeht, 
die sich auf ein Tier oder eine Pflanze einer 
streng geschützten Art bezieht. 
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(2) Ebenso wird bestraft, wer entge-
gen Artikel 8 Absatz 1 der Verordnung 
(EG) Nr. 338/97 des Rates vom 9. Dezem-
ber 1996 über den Schutz von Exemplaren 
wildlebender Tier- und Pflanzenarten durch 
Überwachung des Handels (ABl. L 61 vom 
3.3.1997, S. 1), die zuletzt durch die Ver-
ordnung (EG) Nr. 398/2009 (ABl. L 126 
vom 21.5.2009, S. 5) geändert worden ist, 
ein Exemplar einer in Anhang A genannten 
Art  

 

1. verkauft, kauft, zum Verkauf oder Kauf 
anbietet oder zu Verkaufszwecken vor-
rätig hält oder befördert oder 

 

2. zu kommerziellen Zwecken erwirbt, zur 
Schau stellt oder verwendet. 

 

(3) Wer in den Fällen der Absätze 1 
oder 2 die Tat gewerbs- oder gewohnheits-
mäßig begeht, wird mit Freiheitsstrafe von 
drei Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. 

 

(4) Erkennt der Täter in den Fällen 
der Absätze 1 oder 2 fahrlässig nicht, dass 
sich die Handlung auf ein Tier oder eine 
Pflanze einer dort genannten Art bezieht, 
so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei 
Jahren oder Geldstrafe. 

 

(5) Handelt der Täter in den Fällen 
des Absatzes 1 Nummer 2 leichtfertig, so 
ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei 
Jahren oder Geldstrafe. 

 

(6) Die Tat ist nicht nach Absatz 5 
strafbar, wenn die Handlung eine unerheb-
liche Menge der Exemplare betrifft und un-
erhebliche Auswirkungen auf den Erhal-
tungszustand der Art hat. 
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§ 71a § 71a 

Strafvorschriften entfällt 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jah-
ren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer  

 

1. entgegen § 44 Absatz 1 Nummer 1 ein 
wildlebendes Tier einer besonders ge-
schützten Art, die in Artikel 4 Absatz 2 
oder Anhang I der Richtlinie 
2009/147/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 30. Novem-
ber 2009 über die Erhaltung der wildle-
benden Vogelarten (ABl. L 20 vom 
26.1.2010, S. 7) aufgeführt ist, tötet 
oder seine Entwicklungsformen zer-
stört, 

 

1a. entgegen § 44 Absatz 1 Nummer 1 
Entwicklungsformen eines wild leben-
den Tieres, das in Artikel 4 Absatz 2 
oder Anhang I der Richtlinie 
2009/147/EG aufgeführt ist, aus der 
Natur entnimmt, 

 

2. entgegen § 44 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 1 ein Tier oder eine Pflanze in Be-
sitz oder Gewahrsam nimmt, in Besitz 
oder Gewahrsam hat oder be- oder 
verarbeitet, das oder die  

 

a) einer streng geschützten Art ange-
hört, die in Anhang IV der Richtli-
nie 92/43/EWG des Rates vom 21. 
Mai 1992 zur Erhaltung der natürli-
chen Lebensräume sowie der wild-
lebenden Tiere und Pflanzen (ABl. 
L 206 vom 22.7.1992, S. 7), die 
zuletzt durch die Richtlinie 
2006/105/EG (ABl. L 363 vom 
20.12.2006, S. 368) geändert wor-
den ist, aufgeführt ist oder 
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b) einer besonders geschützten Art 
angehört, die in Artikel 4 Absatz 2 
oder Anhang I der Richtlinie 
2009/147/EG aufgeführt ist, oder 

 

3. eine in § 69 Absatz 2 Nummer 1 bis 4, 
Absatz 3 Nummer 21, Absatz 4 Num-
mer 1 oder Absatz 5 bezeichnete vor-
sätzliche Handlung gewerbs- oder ge-
wohnheitsmäßig begeht. 

 

(2) Ebenso wird bestraft, wer entge-
gen Artikel 8 Absatz 5 in Verbindung mit 
Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 338/97 
ein Exemplar einer in Anhang B genannten 
Art  

 

1. verkauft, kauft, zum Verkauf oder Kauf 
anbietet oder zu Verkaufszwecken vor-
rätig hält oder befördert oder 

 

2. zu kommerziellen Zwecken erwirbt, zur 
Schau stellt oder verwendet. 

 

(3) Erkennt der Täter in den Fällen 
des Absatzes 1 Nummer 1, 1a oder Num-
mer 2 oder des Absatzes 2 leichtfertig 
nicht, dass sich die Handlung auf ein Tier 
oder eine Pflanze einer dort genannten Art 
bezieht, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis 
zu zwei Jahren oder Geldstrafe. 

 

(4) Handelt der Täter in den Fällen 
des Absatzes 1 Nummer 1 leichtfertig, so 
ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu einem 
Jahr oder Geldstrafe. 

 

(5) Die Tat ist nicht nach Absatz 1 
Nummer 1, 1a oder Nummer 2, Absatz 2, 3 
oder Absatz 4 strafbar, wenn die Handlung 
eine unerhebliche Menge der Exemplare 
betrifft und unerhebliche Auswirkungen auf 
den Erhaltungszustand der Art hat. 

 



 - 31 - Bearbeitungsstand: 14.04.2026  14:04 

Geltendes Recht Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Strafrechts – Umsetzung der Richtli-
nie (EU) 2024/1203 über den strafrechtli-
chen Schutz der Umwelt sowie zur Än-
derung der Zustellungspauschalen und 
Gebühren im Gesetz über Ordnungswid-
rigkeiten und in den Justizkostengeset-

zen 

§ 72 § 72 

Einziehung Einziehung 

Ist eine Ordnungswidrigkeit nach § 69 
Absatz 1 bis 6 oder eine Straftat nach § 71 
oder § 71a begangen worden, so können  

Ist eine Straftat nach den §§ 69 bis 
69b oder 69c oder eine Ordnungswidrig-
keit nach § 70 Absatz 1 bis 7 begangen 
worden, so können 

1. Gegenstände, auf die sich die Straftat 
oder die Ordnungswidrigkeit bezieht, 
und 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. Gegenstände, die zu ihrer Begehung 
oder Vorbereitung gebraucht worden 
oder bestimmt gewesen sind, 

2. u n v e r ä n d e r t  

eingezogen werden. § 23 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten und § 74a des 
Strafgesetzbuches sind anzuwenden. 

eingezogen werden. § 23 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten und § 74a des 
Strafgesetzbuches sind anzuwenden. 
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Bundesjagdgesetz Bundesjagdgesetz 

§ 2 § 2 

Tierarten Tierarten 

(1) Tierarten, die dem Jagdrecht un-
terliegen, sind:  

(1) u n v e r ä n d e r t  

1. Haarwild:  

Wisent (Bison bonasus L.),  

Elchwild (Alces alces L.),  

Rotwild (Cervus elaphus L.),  

Damwild (Dama dama L.),  

Sikawild (Cervus nippon TEMMINCK),  

Rehwild (Capreolus capreolus L.),  

Gamswild (Rupicapra rupicapra L.),  

Steinwild (Capra ibex L.),  

Muffelwild (Ovis ammon musimon 
PALLAS), 

 

Schwarzwild (Sus scrofa L.),  

Feldhase (Lepus europaeus PALLAS),  

Schneehase (Lepus timidus L.),  

Wildkaninchen (Oryctolagus cuniculus 
L.), 

 

Murmeltier (Marmota marmota L.),  

Wildkatze (Felis silvestris 
SCHREBER), 
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Luchs (Lynx lynx L.),  

Fuchs (Vulpes vulpes L.),  

Steinmarder (Martes foina ERXLE-
BEN), 

 

Baummarder (Martes martes L.),  

Iltis (Mustela putorius L.),  

Hermelin (Mustela erminea L.),  

Mauswiesel (Mustela nivalis L.),  

Dachs (Meles meles L.),  

Fischotter (Lutra lutra L.),  

Seehund (Phoca vitulina L.);  

2. Federwild:  

Rebhuhn (Perdix perdix L.),  

Fasan (Phasianus colchicus L.),  

Wachtel (Coturnix coturnix L.),  

Auerwild (Tetrao urogallus L.),  

Birkwild (Lyrurus tetrix L.),  

Rackelwild (Lyrus tetrix x Tetrao uro-
gallus), 

 

Haselwild (Tetrastes bonasia L.),  

Alpenschneehuhn (Lagopus mutus 
MONTIN), 

 

Wildtruthuhn (Meleagris gallopavo L.),  

Wildtauben (Columbidae),  

Höckerschwan (Cygnus olor GMEL.),  
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Wildgänse (Gattungen Anser BRIS-
SON und Branta SCOPOLI), 

 

Wildenten (Anatinae),  

Säger (Gattung Mergus L.),  

Waldschnepfe (Scolopax rusticola L.),  

Bläßhuhn (Fulica atra L.),  

Möwen (Laridae),  

Haubentaucher (Podiceps cristatus L.),  

Großtrappe (Otis tarda L.),  

Graureiher (Ardea cinerea L.),  

Greife (Accipitridae),  

Falken (Falconidae),  

Kolkrabe (Corvus corax L.).  

(2) Die Länder können weitere Tierar-
ten bestimmen, die dem Jagdrecht unterlie-
gen. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Zum Schalenwild gehören Wi-
sente, Elch-, Rot-, Dam-, Sika-, Reh-, 
Gams-, Stein-, Muffel- und Schwarzwild. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Zum Hochwild gehören Schalen-
wild außer Rehwild, ferner Auerwild, Stein-
adler und Seeadler. Alles übrige Wild ge-
hört zum Niederwild. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

 (5) Zum Wild einer unionsrechtlich 
geschützten Art gehört Wild einer Art, 
die 

 1. in Anhang IV der Richtlinie 
92/43/EWG aufgeführt ist, 
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 2. in Anhang V der Richtlinie 
92/43/EWG aufgeführt ist, wenn 
die Art in diesem Anhang densel-
ben Maßnahmen unterliegt wie 
die in Anhang IV der Richtlinie 
92/43/EWG aufgeführten Arten, 
oder 

 3. in Artikel 1 der Richtlinie 
2009/147/EG genannt ist. 

§ 36 § 36 

Ermächtigungen Ermächtigungen 

(1) Das Bundesministerium wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zu-
stimmung des Bundesrates, soweit dies 
aus Gründen der Hege, zur Bekämpfung 
von Wilderei und Wildhehlerei, aus wissen-
schaftlichen Gründen oder zur Verhütung 
von Gesundheitsschäden durch Fallwild er-
forderlich ist, Vorschriften zu erlassen über  

(1) Das Bundesministerium wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zu-
stimmung des Bundesrates, soweit dies 
aus Gründen der Hege, zur Bekämpfung 
von Wilderei und Wildhehlerei, aus wissen-
schaftlichen Gründen oder zur Verhütung 
von Gesundheitsschäden durch Fallwild er-
forderlich ist, Vorschriften zu erlassen über  

1. die Anwendung von Ursprungszeichen 
bei der Verbringung von erlegtem 
Schalenwild aus dem Erlegungsbezirk 
und der Verbringung von erlegtem 
Schalenwild in den Geltungsbereich 
dieses Gesetzes, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. den Besitz von  2. den Besitz von 

a) Wild, das nach Rechtsakten der 
Europäischen Gemeinschaft oder 
der Europäischen Union aus Grün-
den des Erhalts der Arten streng 
oder besonders geschützt oder 
von den Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Union zu schützen ist, 
oder 

a) Wild einer unionsrechtlich ge-
schützten Art oder 

b) sonstigem Wild, b) u n v e r ä n d e r t  
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2a. den gewerbsmäßigen Ankauf, Verkauf 
oder Tausch von 

2a. den Verkauf von 

a) Wild, das nach Rechtsakten der 
Europäischen Gemeinschaft oder 
der Europäischen Union aus Grün-
den des Erhalts der Arten streng 
oder besonders geschützt oder 
von den Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Union zu schützen ist, 
oder 

a) Wild einer unionsrechtlich ge-
schützten Art oder 

b) sonstigem Wild, b) u n v e r ä n d e r t  

 2b. das Anbieten zum Verkauf von 

 a) Wild einer unionsrechtlich ge-
schützten Art oder 

 b) sonstigem Wild, 

 2c. den gewerbsmäßigen Ankauf oder 
Tausch von 

 a) Wild einer unionsrechtlich ge-
schützten Art oder 

 b) sonstigem Wild, 

2b. den sonstigen Erwerb, die Ausübung 
der tatsächlichen Gewalt oder das 
sonstige Verwenden, die Abgabe, das 
Anbieten zum Verkauf oder den 
Tausch, die Zucht, die Beförderung, 
das Veräußern oder das sonstige In-
verkehrbringen von Wild, 

2d. den sonstigen Erwerb, die Ausübung 
der tatsächlichen Gewalt oder das 
sonstige Verwenden, die Abgabe, den 
Tausch, die Zucht, die Beförderung, 
das Veräußern oder das sonstige In-
verkehrbringen von Wild, 

3. die Ein-, Durch- und Ausfuhr sowie das 
sonstige Verbringen von Wild in den, 
durch den und aus dem Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes, 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. die Verpflichtung zur Führung von 
Wildhandelsbüchern, 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. das Kennzeichnen von Wild. 5. u n v e r ä n d e r t  
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(2) Die Länder erlassen insbesondere 
Vorschriften über  

(2) u n v e r ä n d e r t  

1. die behördliche Überwachung des ge-
werbsmäßigen Ankaufs, Verkaufs und 
Tausches sowie der gewerbsmäßigen 
Verarbeitung von Wildbret und die be-
hördliche Überwachung der Wildhan-
delsbücher, 

 

2. das Aufnehmen, die Pflege und die 
Aufzucht verletzten oder kranken Wil-
des und dessen Verbleib. 

 

(3) Die Vorschriften nach Absatz 1 
Nummer 2, 2a, 2b und 3 und Absatz 2 Nr. 
2 können sich auch auf Eier oder sonstige 
Entwicklungsformen des Wildes, auf totes 
Wild, auf Teile des Wildes sowie auf die 
Nester und die aus Wild gewonnenen Er-
zeugnisse erstrecken. 

(3) Die Vorschriften nach Absatz 1 
Nummer 2 bis 2d und 3 und Absatz 2 Nr. 2 
können sich auch auf Eier oder sonstige 
Entwicklungsformen des Wildes, auf totes 
Wild, auf Teile des Wildes sowie auf die 
Nester und die aus Wild gewonnenen Er-
zeugnisse erstrecken. 

(4) Rechtsverordnungen nach Absatz 
1 Nr. 1 bedürfen des Einvernehmens mit 
dem Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie; Rechtsverordnungen nach Absatz 
1 Nr. 3 bedürfen des Einvernehmens mit 
dem Bundesministerium der Finanzen. 
Rechtsverordnungen nach Absatz 1 Nr. 2 
bis 5 bedürfen, soweit sie Rechtsakte der 
Europäischen Gemeinschaft oder der Euro-
päischen Union auf dem Gebiet des Arten-
schutzes oder Verpflichtungen aus interna-
tionalen Artenschutzübereinkommen zu be-
achten haben, des Einvernehmens mit dem 
Bundesministerium für Umwelt, Natur-
schutz und nukleare Sicherheit. 

(4) u n v e r ä n d e r t  
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(5) Das Bundesministerium der Finan-
zen und die von ihm bestimmten Zollstellen 
wirken bei der Ein-, Durch- und Ausfuhr so-
wie bei dem sonstigen Verbringen von Wild 
mit. Das Bundesministerium der Finanzen 
regelt im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium durch Rechtsverordnung ohne 
Zustimmung des Bundesrates die Einzel-
heiten des Verfahrens nach Satz 1; er kann 
dabei insbesondere Pflichten zu Anzeigen, 
Anmeldungen, Auskünften und zur Leis-
tung von Hilfsdiensten sowie zur Duldung 
von Besichtigungen und von Entnahmen 
unentgeltlicher Muster und Proben vorse-
hen. Das Bundesministerium gibt im Ein-
vernehmen mit dem Bundesministerium 
der Finanzen im Bundesanzeiger die Zoll-
stellen bekannt, bei denen Wild zur Ein-, 
Durch- und Ausfuhr sowie zum sonstigen 
Verbringen abgefertigt wird, wenn die Ein-, 
Durch- und Ausfuhr sowie das sonstige 
Verbringen durch Rechtsverordnung nach 
Absatz 1 Nr. 3 geregelt ist. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

§ 38 § 38 

Strafvorschriften Strafvorschriften 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jah-
ren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer  

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf 
Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 

1. einer vollziehbaren Anordnung nach § 
21 Abs. 3 zuwiderhandelt, 

1. einer vollziehbaren Anordnung nach 
§ 21 Absatz 3 über den Abschuss 

 a) von Wild einer unionsrechtlich 
geschützten Art oder 

 b) von sonstigem Wild 

 zuwiderhandelt, 

2. entgegen § 22 Abs. 2 Satz 1 Wild nicht 
mit der Jagd verschont oder 

2. entgegen § 22 Absatz 1 Satz 2 Wild 
einer unionsrechtlich geschützten 
Art nicht mit der Jagd verschont, 
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3. entgegen § 22 Abs. 4 Satz 1 ein El-
terntier bejagt. 

3. entgegen § 22 Absatz 2 Satz 1 

 a) Wild einer unionsrechtlich ge-
schützten Art oder 

 b) sonstiges Wild 

 nicht mit der Jagd verschont, 

 4. entgegen § 22 Absatz 4 Satz 1 ein 
Elterntier 

 a) Wild einer unionsrechtlich ge-
schützten Art oder 

 b) sonstiges Wild 

 bejagt oder 

 5. einer Rechtsverordnung nach § 36 
Absatz 1 Nummer 2c Buchstabe a, 
auch in Verbindung mit § 36 Ab-
satz 3, oder einer vollziehbaren An-
ordnung auf Grund einer solchen 
Rechtsverordnung zuwiderhandelt, 
soweit die Rechtsverordnung für ei-
nen bestimmten Tatbestand auf 
diese Strafvorschrift verweist. 

(2) Handelt der Täter fahrlässig, so ist 
die Strafe Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 
oder Geldstrafe. 

(2) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jah-
ren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 
einer Rechtsverordnung nach 

 1. § 36 Absatz 1 Nummer 2 Buch-
stabe a, 

 2. § 36 Absatz 1 Nummer 2a Buch-
stabe a, oder 

 3. § 36 Absatz 1 Nummer 2b Buch-
stabe a, 
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 jeweils auch in Verbindung mit § 36 Ab-
satz 3, oder einer vollziehbaren Anord-
nung auf Grund einer solchen Rechts-
verordnung zuwiderhandelt, soweit die 
Rechtsverordnung für einen bestimmten 
Tatbestand auf diese Strafvorschrift ver-
weist. 

 (3) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf 
Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, 
wer in den Fällen des Absatzes 2 Num-
mer 2 gewerbsmäßig handelt. 

 (4) Mit Freiheitsstrafe von einem 
Jahr bis zu zehn Jahren, in minder 
schweren Fällen mit Freiheitsstrafe von 
sechs Monaten bis zu fünf Jahren wird 
bestraft, wer in den Fällen des Absat-
zes 1 Nummer 1 Buchstabe a, Num-
mer 2, 3 Buchstabe a, Nummer 4 Buch-
stabe a oder Nummer 5 oder des Absat-
zes 2 

 1. ein Ökosystem nach § 330d Ab-
satz 1 Nummer 2 des Strafgesetz-
buches von beträchtlicher Größe 
oder beträchtlichem ökologi-
schen Wert oder einen Lebens-
raum innerhalb eines geschütz-
ten Gebiets nach § 330d Absatz 1 
Nummer 3 des Strafgesetzbuches 
zerstört oder derart weitreichend 
oder erheblich schädigt, dass die 
Schädigung nicht oder erst nach 
einem mehrjährigen Zeitraum be-
seitigt werden kann, oder 

 2. ein Gewässer, den Boden oder 
die Luft derart weitreichend und 
erheblich schädigt, dass die 
Schädigung nicht oder erst nach 
einem mehrjährigen Zeitraum be-
seitigt werden kann. 
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 (5) Erkennt der Täter in den Fällen 
des Absatzes 2 leichtfertig nicht, dass 
sich die Handlung auf Wild einer unions-
rechtlich geschützten Art bezieht, so ist 
die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei 
Jahren oder Geldstrafe. 

 (6) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem 
Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft, 
wer in den Fällen 

 1. des Absatzes 1 Nummer 1, 3 oder 
4 oder 

 2. des Absatzes 1 Nummer 2 

 fahrlässig handelt. 

 (7) Die Tat ist nicht nach Absatz 1 
Nummer 2 oder 5, Absatz 2, 3, 5 oder 6 
Nummer 2 strafbar, wenn die Handlung 
eine unerhebliche Menge des dort ge-
nannten Wilds, seiner Teile oder aus 
ihm gewonnener Erzeugnisse betrifft. 
Bei der Beurteilung, ob die Menge des 
dort genannten Wilds, seiner Teile oder 
aus ihm gewonnener Erzeugnisse uner-
heblich ist, sind insbesondere die An-
zahl der betroffenen Gegenstände und 
die Auswirkungen auf den Erhaltungs-
zustand der Art zu berücksichtigen. 
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§ 38a § 38a 

Strafvorschriften entfällt 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jah-
ren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 
einer Rechtsverordnung nach § 36 Absatz 
1 Nummer 2a Buchstabe a, auch in Verbin-
dung mit Absatz 3, oder einer vollziehbaren 
Anordnung auf Grund einer solchen 
Rechtsverordnung zuwiderhandelt, soweit 
die Rechtsverordnung für einen bestimm-
ten Tatbestand auf diese Strafvorschrift 
verweist. 

 

(2) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jah-
ren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 
einer Rechtsverordnung nach § 36 Absatz 
1 Nummer 2 Buchstabe a, auch in Verbin-
dung mit Absatz 3, oder einer vollziehbaren 
Anordnung auf Grund einer solchen 
Rechtsverordnung zuwiderhandelt, soweit 
die Rechtsverordnung für einen bestimm-
ten Tatbestand auf diese Strafvorschrift 
verweist. 

 

(3) Erkennt der Täter in den Fällen 
des Absatzes 1 leichtfertig nicht, dass sich 
die Handlung auf Wild einer Art bezieht, die 
in § 36 Absatz 1 Nummer 2a Buchstabe a 
genannt ist, so ist die Strafe Freiheitsstrafe 
bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe. 

 

(4) Erkennt der Täter in den Fällen 
des Absatzes 2 leichtfertig nicht, dass sich 
die Handlung auf Wild einer Art bezieht, die 
in § 36 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe a 
genannt ist, so ist die Strafe Freiheitsstrafe 
bis zu einem Jahr oder Geldstrafe. 

 

(5) Die Tat ist nicht strafbar, wenn die 
Handlung eine unerhebliche Menge der 
Exemplare betrifft und unerhebliche Aus-
wirkungen auf den Erhaltungszustand der 
Art hat. 
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§ 39 § 39 

Ordnungswidrigkeiten Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer  (1) u n v e r ä n d e r t  

1. in befriedeten Bezirken die Jagd aus-
übt oder einer Beschränkung der Jag-
derlaubnis (§ 6) zuwiderhandelt; 

 

2. auf vollständig eingefriedeten Grund-
flächen die Jagd entgegen einer nach 
§ 7 Abs. 3 vorgeschriebenen Be-
schränkung ausübt; 

 

3. auf Grund eines nach § 11 Abs. 6 Satz 
1 nichtigen Jagdpachtvertrages, einer 
nach § 11 Abs. 6 Satz 2 nichtigen ent-
geltlichen Jagderlaubnis oder entge-
gen § 12 Abs. 4 die Jagd ausübt; 

 

4. als Inhaber eines Jugendjagdscheines 
ohne Begleitperson die Jagd ausübt (§ 
16); 

 

5. den Vorschriften des § 19 Abs. 1 Nr. 3 
bis 9, 11 bis 14, 16 bis 18, § 19a oder 
§ 20 Abs. 1 zuwiderhandelt; 

 

6. zum Verscheuchen des Wildes Mittel 
anwendet, durch die Wild verletzt oder 
gefährdet wird (§ 26); 

 

7. einer Vorschrift des § 28 Abs. 1 bis 3 
über das Hegen, Aussetzen und Ansie-
deln zuwiderhandelt; 

 

8. den Vorschriften des § 33 Abs. 1 zuwi-
derhandelt und dadurch Jagdschaden 
anrichtet; 

 

9. den Jagdschein auf Verlangen nicht 
vorzeigt (§ 15 Abs. 1). 
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(2) Ordnungswidrig handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig  

(2) Ordnungswidrig handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig  

1. die Jagd ausübt, obwohl er keinen gül-
tigen Jagdschein mit sich führt oder 
obwohl ihm die Jagdausübung verbo-
ten ist (§ 41a); 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. den Vorschriften des § 19 Abs. 1 Nr. 1, 
2, 10 und 15 zuwiderhandelt; 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. Schalenwild oder anderes Wild, das 
nur im Rahmen eines Abschußplanes 
bejagt werden darf, erlegt, bevor der 
Abschußplan bestätigt oder festgesetzt 
ist (§ 21 Abs. 2 Satz 1), oder wer den 
Abschußplan überschreitet; 

3. u n v e r ä n d e r t  

3a. entgegen § 22 Abs. 1 Satz 2 Wild nicht 
mit der Jagd verschont, 

3a. u n v e r ä n d e r t  

4. als Jagdausübungsberechtigter das 
Auftreten einer Wildseuche nicht un-
verzüglich der zuständigen Behörde 
anzeigt oder den Weisungen der zu-
ständigen Behörde zur Bekämpfung 
der Wildseuche nicht Folge leistet (§ 
24); 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. einer Rechtsverordnung nach § 36 Ab-
satz 1 Nummer 1, 2 Buchstabe b, auch 
in Verbindung mit Absatz 3, Nummer 
2a Buchstabe b, auch in Verbindung 
mit Absatz 3, Nummer 2b, auch in Ver-
bindung mit Absatz 3, Nummer 3, auch 
in Verbindung mit Absatz 3, Nummer 4 
oder Nummer 5, Absatz 2 oder Absatz 
5 oder einer vollziehbaren Anordnung 
auf Grund einer solchen Rechtsverord-
nung zuwiderhandelt, soweit die 
Rechtsverordnung für einen bestimm-
ten Tatbestand auf diese Bußgeldvor-
schrift verweist, oder 

5. einer Rechtsverordnung nach § 36 Ab-
satz 1 Nummer 1, 2 Buchstabe b, 
Nummer 2a Buchstabe b, Nummer 2b 
Buchstabe b, Nummer 2c Buchstabe 
b, Nummer 2d oder 3, jeweils auch in 
Verbindung mit § 36 Absatz 3, nach § 
36 Absatz 1, Nummer 4 oder Nummer 
5, Absatz 2 oder Absatz 5 oder einer 
vollziehbaren Anordnung auf Grund ei-
ner solchen Rechtsverordnung zuwi-
derhandelt, soweit die Rechtsverord-
nung für einen bestimmten Tatbestand 
auf diese Bußgeldvorschrift verweist, 
oder 
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6. zur Jagd ausgerüstet unbefugt einen 
fremden Jagdbezirk außerhalb der 
zum allgemeinen Gebrauch bestimm-
ten Wege betritt. 

6. u n v e r ä n d e r t  

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit 
einer Geldbuße bis zu fünftausend Euro 
geahndet werden. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

§ 41 § 41 

Anordnung der Entziehung des Jagd-
scheines 

Anordnung der Entziehung des Jagd-
scheines 

(1) Wird jemand wegen einer rechts-
widrigen Tat  

(1) Wird jemand wegen einer rechts-
widrigen Tat  

1. nach § 38 dieses Gesetzes, 1. nach § 38 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 
oder 4 oder Absatz 7 dieses Geset-
zes, 

2. nach den §§ 113 bis 115, 223 bis 227, 
231, 239, 240 des Strafgesetzbuches, 
sofern derjenige, gegen den sich die 
Tat richtete, sich in Ausübung des 
Forst-, Feld-, Jagd- oder Fischerei-
schutzes befand, oder 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. nach den §§ 292 bis 294 des Strafge-
setzbuches 

3. u n v e r ä n d e r t  

verurteilt oder nur deshalb nicht verurteilt, 
weil seine Schuldunfähigkeit erwiesen oder 
nicht auszuschließen ist, so ordnet das Ge-
richt die Entziehung des Jagdscheines an, 
wenn sich aus der Tat ergibt, daß die Ge-
fahr besteht, er werde bei weiterem Besitz 
des Jagdscheines erhebliche rechtswidrige 
Taten der bezeichneten Art begehen. 

verurteilt oder nur deshalb nicht verurteilt, 
weil seine Schuldunfähigkeit erwiesen oder 
nicht auszuschließen ist, so ordnet das Ge-
richt die Entziehung des Jagdscheines an, 
wenn sich aus der Tat ergibt, daß die Ge-
fahr besteht, er werde bei weiterem Besitz 
des Jagdscheines erhebliche rechtswidrige 
Taten der bezeichneten Art begehen. 
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(2) Ordnet das Gericht die Entziehung 
des Jagdscheines an, so bestimmt es zu-
gleich, daß für die Dauer von einem Jahr 
bis zu fünf Jahren kein neuer Jagdschein 
erteilt werden darf (Sperre). Die Sperre 
kann für immer angeordnet werden, wenn 
zu erwarten ist, daß die gesetzliche 
Höchstfrist zur Abwehr der von dem Täter 
drohenden Gefahr nicht ausreicht. Hat der 
Täter keinen Jagdschein, so wird nur die 
Sperre angeordnet. Die Sperre beginnt mit 
der Rechtskraft des Urteils. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Ergibt sich nach der Anordnung 
Grund zu der Annahme, daß die Gefahr, 
der Täter werde erhebliche rechtswidrige 
Taten der in Absatz 1 bezeichneten Art be-
gehen, nicht mehr besteht, so kann das 
Gericht die Sperre vorzeitig aufheben. 

(3) u n v e r ä n d e r t  
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Bundeswildschutzverordnung Bundeswildschutzverordnung 

§ 2 § 2 

Verbote Verbote 

(1) Es ist verboten,  (1) Es ist verboten,  

1. Tiere der in Anlage 1 Teil A genannten 
Arten oder Teile oder Erzeugnisse sol-
cher Tiere zu besitzen, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. Tiere der in Anlage 1 Teil B genannten 
Arten oder Teile oder Erzeugnisse sol-
cher Tiere gewerbsmäßig anzukaufen, 
zu verkaufen oder zu tauschen, 

2. Tiere der in Anlage 1 Teil B genannten 
Arten oder Teile oder Erzeugnisse sol-
cher Tiere 

 a) zu verkaufen, 

 b) zum Verkauf anzubieten oder 

 c) gewerbsmäßig anzukaufen oder 
gewerbsmäßig zu tauschen, 

3. Tiere der in Anlage 1 Teil C genannten 
Arten  

3. Tiere der in Anlage 1 Teil C genannten 
Arten  

a) über Nummer 2 hinaus sonst zu 
erwerben, über sie die tatsächliche 
Gewalt auszuüben oder sonst zu 
verwenden, 

a) u n v e r ä n d e r t  

b) abzugeben, zum Verkauf anzubie-
ten, zu veräußern oder sonst in 
den Verkehr zu bringen, 

b) abzugeben oder sonst in den Ver-
kehr zu bringen, 

c) für eine der in Nummer 2 genann-
ten Tätigkeiten zu befördern, 

c) u n v e r ä n d e r t  

soweit die Handlung nicht bereits nach 
Nummer 1 oder Nummer 2 verboten 
ist. 

soweit die Handlung nicht bereits nach 
Nummer 1 oder Nummer 2 verboten 
ist. 
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Das Aneignungsrecht des Jagdausübungs-
berechtigten sowie Vorschriften der Länder 
nach § 36 Absatz 2 Nummer 2 des Bun-
desjagdgesetzes über das Aufnehmen, die 
Pflege und die Aufzucht verletzten oder 
kranken Wildes und dessen Verbleib blei-
ben unberührt. 

Das Aneignungsrecht des Jagdausübungs-
berechtigten sowie Vorschriften der Länder 
nach § 36 Absatz 2 Nummer 2 des Bun-
desjagdgesetzes über das Aufnehmen, die 
Pflege und die Aufzucht verletzten oder 
kranken Wildes und dessen Verbleib blei-
ben unberührt. 

(2) Die Verbote des Absatzes 1 gelten 
nicht für Tiere oder Teile oder Erzeugnisse 
solcher Tiere, an denen nach dem 8. No-
vember 1985 im Rahmen der Ausübung 
des Jagdrechts Eigentum erworben wurde. 
Diese Tiere oder Teile oder Erzeugnisse 
solcher Tiere dürfen jedoch nicht an Dritte 
gegen Entgelt abgegeben oder zu diesem 
Zweck befördert, gehalten oder angeboten 
werden. Ausgenommen von diesen Be-
schränkungen sind  

(2) u n v e r ä n d e r t  

1. Tiere oder Teile oder Erzeugnisse sol-
cher Tiere der in Anlage 2 genannten 
Arten, 

 

2. Tiere oder Teile oder Erzeugnisse sol-
cher Tiere der in Anlage 3 genannten 
Arten, soweit die in Satz 2 aufgeführ-
ten Tätigkeiten nicht zu gewerbsmäßi-
gen Zwecken erfolgen, sowie 

 

3. in der Natur aufgefundene tote Tiere 
oder Teile oder Erzeugnisse solcher 
Tiere, soweit sie für Zwecke der For-
schung oder Lehre verwendet werden. 

 

(3) Die Verbote des Absatzes 1 gelten 
ferner nicht für Tiere oder Teile oder Er-
zeugnisse solcher Tiere, die vor dem 9. 
November 1985 in Übereinstimmung mit 
den Vorschriften zum Schutz der betreffen-
den Art erworben worden sind. Dasselbe 
gilt im Beitrittsgebiet für den Zeitraum vor 
dem 3. Oktober 1990. 

(3) u n v e r ä n d e r t  
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(4) Die Verbote des Absatzes 1 gelten 
ferner nicht für Tiere oder Teile oder Er-
zeugnisse solcher Tiere der in der Anlage 2 
genannten Arten und der Art Wachtel, die 
in der Gefangenschaft gezüchtet wurden 
und nicht herrenlos geworden sind. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Die nach Landesrecht zuständige 
Behörde kann im Einzelfall Ausnahmen 
von den Verboten des Absatzes 1 zulas-
sen, soweit dies für die Verwertung be-
schlagnahmter oder eingezogener Tiere 
oder Teile oder Erzeugnisse solcher Tiere 
erforderlich ist. Sie kann ferner im Einzelfall 
Ausnahmen von den Verboten des Absat-
zes 1 sowie von den Verboten des Absat-
zes 2 Satz 2 zulassen, soweit dies  

(5) u n v e r ä n d e r t  

1. für Zwecke der Forschung oder Lehre,  

2. zur Ansiedlung von Tieren in der freien 
Natur oder der damit zusammenhän-
genden Aufzucht oder 

 

3. aus einem sonstigen vernünftigen 
Grund für eine Nutzung von Tieren 
oder Teilen oder Erzeugnissen solcher 
Tiere in geringen Mengen 

 

erforderlich ist und Belange des Arten- und 
Biotopschutzes sowie Rechtsakte des Ra-
tes oder der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften oder Verpflichtungen aus 
internationalen Artenschutzübereinkommen 
nicht entgegenstehen. 

 



 - 4 - Bearbeitungsstand: 14.04.2026  14:04 

Geltendes Recht Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Strafrechts – Umsetzung der Richtli-
nie (EU) 2024/1203 über den strafrechtli-
chen Schutz der Umwelt sowie zur Än-
derung der Zustellungspauschalen und 
Gebühren im Gesetz über Ordnungswid-
rigkeiten und in den Justizkostengeset-

zen 

§ 5a § 5a 

Strafvorschriften Strafvorschriften 

(1) Nach § 38a Absatz 1 des Bundes-
jagdgesetzes wird bestraft, wer entgegen § 
2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 ein dort ge-
nanntes Tier oder ein Teil oder ein Erzeug-
nis eines solchen Tieres gewerbsmäßig an-
kauft, verkauft oder tauscht. 

(1) Nach § 38 Absatz 1 Nummer 5 
des Bundesjagdgesetzes wird bestraft, wer 
entgegen § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 
Buchstabe c ein dort genanntes Tier oder 
ein Teil oder ein Erzeugnis eines solchen 
Tieres gewerbsmäßig ankauft oder ge-
werbsmäßig tauscht. 

(2) Nach § 38a Absatz 2 des Bundes-
jagdgesetzes wird bestraft, wer entgegen § 
2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 ein dort ge-
nanntes Tier oder ein Teil oder ein Erzeug-
nis eines solchen Tieres besitzt. 

(2) Nach § 38 Absatz 2 Nummer 1 
des Bundesjagdgesetzes wird bestraft, wer 
entgegen § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 
ein dort genanntes Tier oder ein Teil oder 
ein Erzeugnis eines solchen Tieres besitzt. 

 (3) Nach § 38 Absatz 2 Nummer 2 
des Bundesjagdgesetzes wird bestraft, 
wer entgegen § 2 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 2 Buchstabe a ein dort genanntes 
Tier oder ein Teil oder ein Erzeugnis ei-
nes solchen Tieres verkauft. 

 (4) Nach § 38 Absatz 2 Nummer 3 
des Bundesjagdgesetzes wird bestraft, 
wer entgegen § 2 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 2 Buchstabe b ein dort genanntes 
Tier oder ein Teil oder ein Erzeugnis ei-
nes solchen Tieres zum Verkauf anbie-
tet. 
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Abfallverbringungsgesetz Abfallverbringungsgesetz 

§ 18 § 18 

Bußgeldvorschriften Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig  

(1) u n v e r ä n d e r t  

1. entgegen § 4 Abs. 1 eine vollziehbare 
Auflage nicht, nicht richtig, nicht voll-
ständig oder nicht rechtzeitig erfüllt 
oder nicht sicherstellt, dass eine dort 
genannte Person eine solche Auflage 
erfüllt, 

 

2. entgegen § 4 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 nicht 
sicherstellt, dass eine dort genannte 
Unterlage mitgeführt wird, 

 

3. entgegen § 4 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 oder 
3 das Begleitformular nicht, nicht rich-
tig, nicht vollständig oder nicht recht-
zeitig aushändigt, 

 

4. entgegen § 4 Abs. 3 eine Unterlage 
nicht oder nicht rechtzeitig vorlegt, 

 

5. entgegen § 4 Abs. 4 Satz 2 oder § 5 
Abs. 2 Satz 2 oder Abs. 3 Satz 2 die 
zuständige Behörde nicht oder nicht 
rechtzeitig unterrichtet, 

 

6. entgegen § 4 Abs. 5 eine Verwertung 
oder Beseitigung nicht oder nicht recht-
zeitig abschließt, 

 

7. entgegen § 4 Abs. 6 eine Information 
oder Unterlage nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig über-
mittelt, 
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7a. entgegen § 5 Absatz 1 Nummer 1 nicht 
sicherstellt, dass ein dort genanntes 
Dokument mitgeführt wird, 

 

8. entgegen § 5 Absatz 1 Nummer 2 oder 
Nummer 3 das dort genannte Doku-
ment nicht, nicht richtig oder nicht voll-
ständig mitführt oder nicht oder nicht 
rechtzeitig aushändigt, 

 

9. entgegen § 5 Abs. 1 Nr. 4 einen Ver-
trag nicht, nicht richtig oder nicht recht-
zeitig schließt, 

 

10. einer Rechtsverordnung nach § 6 Nr. 1 
oder 2 zuwiderhandelt, soweit sie für 
einen bestimmten Tatbestand auf 
diese Bußgeldvorschrift verweist, 

 

11. entgegen § 10 Absatz 1 Satz 1 ein 
Fahrzeug nicht, nicht richtig, nicht voll-
ständig oder nicht rechtzeitig mit Warn-
tafeln versieht, 

 

12. entgegen § 12 Abs. 3 Satz 1 in Verbin-
dung mit § 47 Absatz 3 Satz 1 des 
Kreislaufwirtschaftsgesetzes eine Aus-
kunft nicht, nicht richtig, nicht vollstän-
dig oder nicht rechtzeitig erteilt, 

 

13. entgegen § 12 Absatz 3 Satz 1 in Ver-
bindung mit § 47 Absatz 3 Satz 2 oder 
Satz 3 des Kreislaufwirtschaftsgeset-
zes das Betreten eines Grundstückes 
oder eines Wohn-, Geschäfts- oder Be-
triebsraumes, die Einsicht in eine Un-
terlage oder die Vornahme einer tech-
nischen Ermittlung oder Prüfung nicht 
gestattet, 

 

14. entgegen § 12 Abs. 3 Satz 1 in Verbin-
dung mit § 47 Absatz 4 des Kreislauf-
wirtschaftsgesetzes Arbeitskräfte, 
Werkzeuge oder Unterlagen nicht zur 
Verfügung stellt, 

 



 - 3 - Bearbeitungsstand: 14.04.2026  14:04 

Geltendes Recht Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Strafrechts – Umsetzung der Richtli-
nie (EU) 2024/1203 über den strafrechtli-
chen Schutz der Umwelt sowie zur Än-
derung der Zustellungspauschalen und 
Gebühren im Gesetz über Ordnungswid-
rigkeiten und in den Justizkostengeset-

zen 

15. entgegen § 12 Abs. 4 eine Unterlage 
nicht oder nicht rechtzeitig aushändigt, 

 

16. entgegen § 12 Abs. 5 Satz 2 eine Infor-
mation nicht, nicht richtig, nicht voll-
ständig oder nicht rechtzeitig übermit-
telt, 

 

17. einer vollziehbaren Anordnung nach § 
13 Satz 2 zuwiderhandelt oder 

 

18. einer unmittelbar geltenden Vorschrift 
in Rechtsakten der Europäischen Ge-
meinschaft oder der Europäischen 
Union über die Verbringung von Abfäl-
len zuwiderhandelt, die 

 

a) bestimmt, dass eine Verbringung 
nur so lange erfolgen darf, wie die 
Zustimmungen aller zuständigen 
Behörden gültig sind, oder dass 
die Ausfuhr oder Einfuhr von Ab-
fällen verboten ist, 

 

b) bestimmt, dass Abfälle während 
der Verbringung nicht mit anderen 
Abfällen vermischt werden dürfen, 
oder 

 

c) inhaltlich einem in Nummer 2 bis 
5, 7 bis 10, 16 oder 17 bezeichne-
ten Tatbestand entspricht, 

 

soweit eine Rechtsverordnung nach 
Absatz 6 für einen bestimmten Tatbe-
stand auf diese Bußgeldvorschrift ver-
weist. 

 

(2) Ordnungswidrig handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig eine illegale Ver-
bringung im Sinne des Artikels 2 Nummer 
35 Buchstabe d, e oder Buchstabe g Ziffer 
iii der Verordnung (EG) Nr. 1013/2006  

(2) Ordnungswidrig handelt, wer vor-
sätzlich oder eine illegale Verbringung im 
Sinne des Artikels 3 Nummer 26 der Ver-
ordnung (EU) 2024/1157 in der Fassung 
vom 18. Oktober 2024 von Abfällen 
durchführt. 
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1. von gefährlichen Abfällen im Sinne des 
Artikels 3 Nummer 2 der Richtlinie 
2008/98/EG oder 

entfällt 

2. von Abfällen im Sinne des Artikels 3 
Nummer 1 der Richtlinie 2008/98/EG, 
die keine gefährlichen Abfälle im Sinne 
des Artikels 3 Nummer 2 der Richtlinie 
2008/98/EG sind, 

entfällt 

durchführt.  

(3) Der Versuch einer Ordnungswid-
rigkeit nach Absatz 1 Nr. 18 Buchstabe a 
kann geahndet werden. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Die Ordnungswidrigkeit kann in 
den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1, 6, 
10, 17 und 18 Buchstabe a und b und des 
Absatzes 2 Nummer 1 mit einer Geldbuße 
bis zu fünfzigtausend Euro, in den Fällen 
des Absatzes 1 Nummer 5, 9, 12, 13 und 
14 und des Absatzes 2 Nummer 2 mit einer 
Geldbuße bis zu zwanzigtausend Euro und 
in den übrigen Fällen mit einer Geldbuße 
bis zu zehntausend Euro geahndet werden. 

(4) Die Ordnungswidrigkeit kann in 
den Fällen des Absatzes 1 Num-
mer 1, 6, 10, 17 und 18 Buchstabe a und b 
und des Absatzes 2 mit einer Geldbuße bis 
zu fünfzigtausend Euro, in den Fällen des 
Absatzes 1 Nummer 5, 9, 12, 13 und 14 mit 
einer Geldbuße bis zu zwanzigtausend 
Euro und in den übrigen Fällen des Absat-
zes 1 mit einer Geldbuße bis zu zehntau-
send Euro geahndet werden. 

(5) Verwaltungsbehörde im Sinne des 
§ 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ord-
nungswidrigkeiten ist das Bundesamt für 
Logistik und Mobilität bei Transporten von 
Abfällen auf der Straße, soweit die Zuwi-
derhandlung in einem Unternehmen be-
gangen wird, das im Inland weder seinen 
Sitz noch eine geschäftliche Niederlassung 
hat, und soweit die betroffene Person im 
Inland keinen Wohnsitz hat. 

(5) u n v e r ä n d e r t  
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(6) Soweit dies zur Durchsetzung der 
Rechtsakte der Europäischen Gemein-
schaft oder der Europäischen Union erfor-
derlich ist, wird das Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicher-
heit ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
ohne Zustimmung des Bundesrates die 
Tatbestände zu bezeichnen, die als Ord-
nungswidrigkeit nach Absatz 1 Nr. 18 ge-
ahndet werden können. 

(6) u n v e r ä n d e r t  

§ 18a § 18a 

Strafvorschriften im Fall illegaler Ver-
bringungen gefährlicher Abfälle 

entfällt 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jah-
ren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 
eine illegale Verbringung im Sinne des Arti-
kels 2 Nummer 35  

 

1. Buchstabe a, b, c oder Buchstabe g 
Ziffer i oder Ziffer ii der Verordnung 
(EG) Nr. 1013/2006 oder 

 

2. Buchstabe f in Verbindung mit   

a) Artikel 34 Absatz 1 oder Absatz 3, 
Artikel 39, Artikel 40 Absatz 1, Arti-
kel 41 Absatz 1 erster Halbsatz 
oder Artikel 43 Absatz 1 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1013/2006 oder 

 

b) Artikel 36 Absatz 1, auch in Ver-
bindung mit Artikel 40 Absatz 2, 
der Verordnung (EG) Nr. 
1013/2006 

 

von gefährlichen Abfällen im Sinne des Ar-
tikels 3 Nummer 2 der Richtlinie 
2008/98/EG durchführt. 
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(2) Ebenso wird bestraft, wer durch 
eine in § 18 Absatz 2 Nummer 1 bezeich-
nete vorsätzliche Handlung Leben oder 
Gesundheit eines anderen, Tiere oder 
Pflanzen, Gewässer, die Luft oder den Bo-
den oder fremde Sachen von bedeutendem 
Wert gefährdet. 

 

(3) Mit Freiheitsstrafe von sechs Mo-
naten bis zu fünf Jahren wird bestraft, wer  

 

1. eine in Absatz 1 bezeichnete Handlung 
beharrlich wiederholt oder 

 

2. in den Fällen des Absatzes 1 aus Ge-
winnsucht handelt. 

 

(4) Mit Freiheitsstrafe von einem Jahr 
bis zu zehn Jahren wird bestraft, wer in den 
Fällen des Absatzes 1 einen anderen Men-
schen in die Gefahr des Todes oder einer 
schweren Gesundheitsschädigung oder 
eine große Zahl von Menschen in die Ge-
fahr einer Gesundheitsschädigung bringt. 

 

(5) In minder schweren Fällen des Ab-
satzes 4 ist die Strafe Freiheitsstrafe von 
sechs Monaten bis zu fünf Jahren. 

 

(6) Mit Freiheitsstrafe nicht unter drei 
Jahren wird bestraft, wer in den Fällen des 
Absatzes 1 den Tod eines anderen Men-
schen verursacht. 

 

(7) In minder schweren Fällen des Ab-
satzes 6 ist die Strafe Freiheitsstrafe von 
einem Jahr bis zu zehn Jahren. 

 

(8) Handelt der Täter in den Fällen 
des Absatzes 1 oder 2 fahrlässig, so ist die 
Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
oder Geldstrafe. 
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(9) Das Gericht kann in den Fällen der 
Absätze 1, 2 und 8 die Strafe nach § 49 
Absatz 2 des Strafgesetzbuches mildern 
oder von Strafe absehen, wenn der Täter 
freiwillig die Gefahr abwendet oder den von 
ihm verursachten Zustand beseitigt, bevor 
ein erheblicher Schaden entsteht. Wird 
ohne Zutun des Täters die Gefahr abge-
wendet oder der rechtswidrig verursachte 
Zustand beseitigt, so genügt ein freiwilliges 
und ernsthaftes Bemühen, dieses Ziel zu 
erreichen. 

 

(10) Die Tat ist nicht nach den Absät-
zen 1 bis 8 strafbar, wenn die Handlung 
eine unerhebliche Menge von gefährlichen 
Abfällen betrifft. 

 

§ 18b § 18b 

Strafvorschriften im Fall illegaler Ver-
bringungen nicht gefährlicher Abfälle 

entfällt 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jah-
ren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 
eine illegale Verbringung im Sinne des Arti-
kels 2 Nummer 35  

 

1. Buchstabe a, b, c oder Buchstabe g 
Ziffer i oder Ziffer ii der Verordnung 
(EG) Nr. 1013/2006 oder 

 

2. Buchstabe f in Verbindung mit   

a) Artikel 34 Absatz 1 oder Absatz 3, 
Artikel 39, Artikel 40 Absatz 1, Arti-
kel 41 Absatz 1 erster Halbsatz 
oder Artikel 43 Absatz 1 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1013/2006 oder 

 

b) Artikel 36 Absatz 1 Buchstabe b, f 
oder Buchstabe g, jeweils auch in 
Verbindung mit Artikel 40 Absatz 
2, der Verordnung (EG) Nr. 
1013/2006 
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von Abfällen im Sinne des Artikels 3 Num-
mer 1 der Richtlinie 2008/98/EG, die keine 
gefährlichen Abfälle im Sinne des Artikels 3 
Nummer 2 der Richtlinie 2008/98/EG sind, 
durchführt. 

 

(2) Ebenso wird bestraft, wer durch 
eine in § 18 Absatz 2 Nummer 2 bezeich-
nete vorsätzliche Handlung Leben oder 
Gesundheit eines anderen, Tiere oder 
Pflanzen, Gewässer, die Luft oder den Bo-
den oder fremde Sachen von bedeutendem 
Wert gefährdet. 

 

(3) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jah-
ren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer  

 

1. eine in Absatz 1 bezeichnete Handlung 
beharrlich wiederholt oder 

 

2. in den Fällen des Absatzes 1 aus Ge-
winnsucht handelt. 

 

(4) Mit Freiheitsstrafe von einem Jahr 
bis zu zehn Jahren wird bestraft, wer in den 
Fällen des Absatzes 1 einen anderen Men-
schen in die Gefahr des Todes oder einer 
schweren Gesundheitsschädigung oder 
eine große Zahl von Menschen in die Ge-
fahr einer Gesundheitsschädigung bringt. 

 

(5) In minder schweren Fällen des Ab-
satzes 4 ist die Strafe Freiheitsstrafe von 
sechs Monaten bis zu fünf Jahren. 

 

(6) Mit Freiheitsstrafe nicht unter drei 
Jahren wird bestraft, wer in den Fällen des 
Absatzes 1 den Tod eines anderen Men-
schen verursacht. 

 

(7) In minder schweren Fällen des Ab-
satzes 6 ist die Strafe Freiheitsstrafe von 
einem Jahr bis zu zehn Jahren. 
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(8) Handelt der Täter in den Fällen 
des Absatzes 1 oder 2 fahrlässig, so ist die 
Strafe Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 
oder Geldstrafe. 

 

(9) Das Gericht kann in den Fällen der 
Absätze 1, 2 und 8 die Strafe nach § 49 
Absatz 2 des Strafgesetzbuches mildern 
oder von Strafe absehen, wenn der Täter 
freiwillig die Gefahr abwendet oder den von 
ihm verursachten Zustand beseitigt, bevor 
ein erheblicher Schaden entsteht. Wird 
ohne Zutun des Täters die Gefahr abge-
wendet oder der rechtswidrig verursachte 
Zustand beseitigt, so genügt ein freiwilliges 
und ernsthaftes Bemühen, dieses Ziel zu 
erreichen. 

 

(10) Die Tat ist nicht nach den Absät-
zen 1 bis 8 strafbar, wenn die Handlung 
eine unerhebliche Menge von Abfällen be-
trifft. 
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§ 18c § 18c 
entfällt 

Verweisungen auf Vorschriften des 
Rechts der Europäischen Gemeinschaft 

oder der Europäischen Union 

Verweisungen auf Vorschriften des Rechts 
der Europäischen Gemeinschaft oder der 

Europäischen Union 
entfällt 

(1) Verweisungen in § 18 Absatz 2, § 
18a Absatz 1 und § 18b Absatz 1 dieses 
Gesetzes auf Vorschriften der Europäi-
schen Gemeinschaft oder der Europäi-
schen Union beziehen sich auf die in dem 
Anhang zu dieser Vorschrift angegebenen 
Fassungen. 

(1) Verweisungen in § 18 Absatz 2, § 
18a Absatz 1 und § 18b Absatz 1 dieses 
Gesetzes auf Vorschriften der Europäi-
schen Gemeinschaft oder der Europäi-

schen Union beziehen sich auf die in dem 
Anhang zu dieser Vorschrift angegebenen 

Fassungen. 
entfällt 

(2) Das Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und nukleare Sicherheit wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne 
Zustimmung des Bundesrates das 
Fundstellenverzeichnis in dem Anhang zu 
dieser Vorschrift zu ändern. 

(2) Das Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und nukleare Sicherheit wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne 

Zustimmung des Bundesrates das 
Fundstellenverzeichnis in dem Anhang zu 

dieser Vorschrift zu ändern. 
entfällt 

§ 19 § 19 

Einziehung Einziehung 

Ist eine Straftat nach § 18a oder § 18b 
oder eine Ordnungswidrigkeit nach § 18 
Absatz 1 oder Absatz 2 begangen worden, 
so können  

Ist eine Ordnungswidrigkeit nach § 18 
Absatz 1 oder 2 begangen worden, so kön-
nen 

1. Gegenstände, die durch die Straftat 
oder Ordnungswidrigkeit hervorge-
bracht oder zu ihrer Begehung oder 
Vorbereitung gebraucht worden oder 
bestimmt gewesen sind, und 

1. Gegenstände, die zu ihrer Begehung 
oder Vorbereitung gebraucht worden 
oder bestimmt gewesen sind, und 
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2. Gegenstände, auf die sich die Straftat 
oder Ordnungswidrigkeit bezieht, 

2. Gegenstände, auf die sich die Ord-
nungswidrigkeit bezieht, 

eingezogen werden. § 74a des Strafge-
setzbuches und § 23 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten sind anzuwenden. 

eingezogen werden. § 23 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten ist anzuwen-
den. 

Anlage: Anhang  

(zu § 18c) 
Fundstellenverzeichnis der Vorschriften 
des Rechts der Europäischen Gemein-
schaft oder der Europäischen Union 

 

1. Verordnung (EG) Nr. 1013/2006 des 
Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 14. Juni 2006 über die Verbrin-
gung von Abfällen (ABl. L 190 vom 
12.7.2006, S. 1, L 318 vom 28.11.2008, 
S. 15, L 334 vom 13.12.2013, S. 46, L 
277 vom 22.10.2015, S. 61), die zuletzt 
durch die Delegierte Verordnung (EU) 
2020/2174 (ABl. L 433 vom 22.12.2020, 
S. 11) geändert worden ist, 

 

2. Richtlinie 2008/98/EG des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 
19. November 2008 über Abfälle und 
zur Aufhebung bestimmter Richtlinien 
(ABl. L 312 vom 22.11.2008, S. 3, L 
127 vom 26.5.2009, S. 24, L 297 vom 
13.11.2015, S. 9), die zuletzt durch die 
Richtlinie (EU) 2018/851 (ABl. L 150 
vom 14.6.2018, S. 109)) geändert wor-
den ist. 
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Pflanzenschutzgesetz Pflanzenschutzgesetz 

§ 2 § 2 

Begriffsbestimmungen Begriffsbestimmungen 

Ergänzend zu den Begriffsbestimmun-
gen der Artikel 2 und 3 der Verordnung 
(EG) Nr. 1107/2009 des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 21. Oktober 
2009 über das Inverkehrbringen von Pflan-
zenschutzmitteln und zur Aufhebung der 
Richtlinien 79/117/EWG und 91/414/EWG 
des Rates (ABl. L 309 vom 24.11.2009, S. 
1) in der jeweils geltenden Fassung gelten 
im Anwendungsbereich dieses Gesetzes 
folgende Begriffsbestimmungen: 

Ergänzend zu den Begriffsbestimmun-
gen der Artikel 2 und 3 der Verordnung 
(EG) Nr. 1107/2009 sowie des § 7 Ab-
satz 2 Nummer 1, 2, 12 bis 14 des Bun-
desnaturschutzgesetzes gelten im An-
wendungsbereich dieses Gesetzes fol-
gende Begriffsbestimmungen: 

1. Pflanzenschutz: 1. u n v e r ä n d e r t  

a) der Schutz von Pflanzen vor Scha-
dorganismen und nichtparasitären 
Beeinträchtigungen, 

 

b) der Schutz der Pflanzenerzeug-
nisse vor Schadorganismen (Vor-
ratsschutz) 

 

einschließlich der Verwendung und 
des Schutzes von Tieren, Pflanzen und 
Mikroorganismen, durch die Schador-
ganismen bekämpft werden können; 

 

2. integrierter Pflanzenschutz: 
 
 

2. u n v e r ä n d e r t  



 - 2 - Bearbeitungsstand: 14.04.2026  14:04 

Geltendes Recht Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Strafrechts – Umsetzung der Richtli-
nie (EU) 2024/1203 über den strafrechtli-
chen Schutz der Umwelt sowie zur Än-
derung der Zustellungspauschalen und 
Gebühren im Gesetz über Ordnungswid-
rigkeiten und in den Justizkostengeset-

zen 

eine Kombination von Verfahren, bei 
denen unter vorrangiger Berücksichti-
gung biologischer, biotechnischer, 
pflanzenzüchterischer sowie anbau- 
und kulturtechnischer Maßnahmen die 
Anwendung chemischer Pflanzen-
schutzmittel auf das notwendige Maß 
beschränkt wird; 

 

3. Pflanzen: 
 
 

3. u n v e r ä n d e r t  

lebende Pflanzen und lebende Teile 
von Pflanzen einschließlich der 
Früchte und Samen; 

 

4. Pflanzenerzeugnisse: 
 
 

4. u n v e r ä n d e r t  

Erzeugnisse pflanzlichen Ursprungs, 
die nicht oder nur durch einfache Ver-
fahren, wie Trocknen oder Zerkleinern, 
be- oder verarbeitet worden sind, aus-
genommen verarbeitetes Holz; 

 

5. Pflanzenarten: 
 
 

5. u n v e r ä n d e r t  

Pflanzenarten und Pflanzensorten so-
wie deren Zusammenfassungen und 
Unterteilungen; 

 

6. Naturhaushalt: 
 
 

6. u n v e r ä n d e r t  

seine Bestandteile Boden, Wasser, 
Luft, Tier- und Pflanzenarten sowie das 
Wirkungsgefüge zwischen ihnen; 

 

7. Befallsgegenstände: 
 
 

7. u n v e r ä n d e r t  
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Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse oder 
sonstige Gegenstände, die Träger be-
stimmter Schadorganismen sind oder 
sein können; 

 

8. Einschleppung: 
 
 

8. u n v e r ä n d e r t  

Verbringen oder Eindringen eines 
Schadorganismus in ein Gebiet, in 
dem dieser noch nicht vorkommt oder 
aber vorkommt und noch nicht weit 
verbreitet ist und das zu seiner Ansied-
lung in diesem Gebiet führt; 

 

9. Verschleppung: 
 
 

9. u n v e r ä n d e r t  

Verbringen eines Schadorganismus in-
nerhalb eines Gebietes einschließlich 
seiner Ausbreitung; 

 

10. Pflanzenstärkungsmittel: 
 
 

10. u n v e r ä n d e r t  

Stoffe und Gemische einschließlich 
Mikroorganismen, die 

 

a) ausschließlich dazu bestimmt sind, 
allgemein der Gesunderhaltung 
der Pflanzen zu dienen, soweit sie 
nicht Pflanzenschutzmittel nach 
Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung 
(EG) Nr. 1107/2009, oder 

 

b) dazu bestimmt sind, Pflanzen vor 
nichtparasitären Beeinträchtigun-
gen zu schützen; 

 

11. Pflanzenschutzgeräte: 
 
 

11. u n v e r ä n d e r t  
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Geräte und Einrichtungen, die zur An-
wendung von Pflanzenschutzmitteln 
bestimmt sind; 

 

12. Kultursubstrate: 
 
 

12. u n v e r ä n d e r t  

Erden und andere Substrate in fester 
oder flüssiger Form, die Pflanzen als 
Wurzelraum dienen; 

 

13. Anwendungsgebiet: 
 
 

13. u n v e r ä n d e r t  

bestimmte Pflanzen, Pflanzenarten 
oder Pflanzenerzeugnisse, auch unter 
Berücksichtigung des jeweiligen Ver-
wendungszweckes, zusammen mit 
denjenigen Schadorganismen, gegen 
die die Pflanzen und Pflanzenerzeug-
nisse geschützt werden sollen, oder 
der sonstige Zweck, zu dem das Pflan-
zenschutzmittel angewandt werden 
soll; 

 

14. Mitgliedstaat: 
 
 

14. u n v e r ä n d e r t  

Mitgliedstaat der Europäischen Union;  

15. Freilandflächen: 
 
 

15. u n v e r ä n d e r t  

die nicht durch Gebäude oder Über-
dachungen ständig abgedeckten Flä-
chen, unabhängig von ihrer Beschaf-
fenheit oder Nutzung; dazu gehören 
auch Verkehrsflächen jeglicher Art wie 
Gleisanlagen, Straßen-, Wege-, Hof- 
und Betriebsflächen sowie sonstige 
durch Tiefbaumaßnahmen veränderte 
Landflächen; 
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16. beruflicher Anwender: 
 
 

16. u n v e r ä n d e r t  

jede Person, die im Zuge ihrer berufli-
chen Tätigkeit Pflanzenschutzmittel an-
wendet; 

 

17. Reimport: 
 
 

17. u n v e r ä n d e r t  

in Deutschland zugelassenes Pflan-
zenschutzmittel in seiner für das Inver-
kehrbringen in Deutschland bestimm-
ten Originalverpackung und Originaleti-
kettierung, das aus einem anderen 
Staat wieder eingeführt oder innerge-
meinschaftlich verbracht wird; 

 

18. Einfuhr: 
 
 

18. u n v e r ä n d e r t  

Verbringen von Nichtgemeinschaftswa-
ren im Sinne des Artikels 4 Nummer 8 
in Verbindung mit Nummer 7 der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates 
vom 12. Oktober 1992 zur Festlegung 
des Zollkodex der Gemeinschaften 
(ABl. L 302 vom 19.10.1992, S. 1), die 
zuletzt durch die Verordnung (EG) Nr. 
1791/2006 (ABl. L 363 vom 
20.12.2006, S. 1) geändert worden ist, 
in den Geltungsbereich dieses Geset-
zes; 

 

19. innergemeinschaftliches Verbringen: 
 
 

19. u n v e r ä n d e r t  

Verbringen von Schadorganismen, Ge-
genständen oder Stoffen, die sich im 
zollrechtlich freien Verkehr befinden, 
von einem anderen Mitgliedstaat in das 
Inland. 
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§ 13 § 13 

Vorschriften für die Einschränkung der 
Anwendung von Pflanzenschutzmitteln 

Vorschriften für die Einschränkung der 
Anwendung von Pflanzenschutzmitteln 

(1) Pflanzenschutzmittel dürfen nicht 
angewandt werden, soweit der Anwender 
damit rechnen muss, dass ihre Anwendung 
im Einzelfall 

(1) u n v e r ä n d e r t  

1. schädliche Auswirkungen auf die Ge-
sundheit von Mensch oder Tier oder 
auf das Grundwasser oder 

 

2. sonstige erhebliche schädliche Auswir-
kungen, insbesondere auf den Natur-
haushalt, 

 

hat.  

(2) Bei der Anwendung von Pflanzen-
schutzmitteln ist es verboten, 

(2) Bei der Anwendung von Pflanzen-
schutzmitteln ist es verboten, 

1. wild lebenden Tieren der besonders 
geschützten Arten nachzustellen, sie 
zu fangen, zu verletzen oder zu töten 
oder ihre Entwicklungsformen aus der 
Natur zu entnehmen, zu beschädigen 
oder zu zerstören, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. wild lebende Tiere der streng ge-
schützten Arten und der europäischen 
Vogelarten während der Fortpflan-
zungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinte-
rungs- und Wanderungszeiten erheb-
lich zu stören, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der 
wild lebenden Tiere der besonders ge-
schützten Arten aus der Natur zu ent-
nehmen, zu beschädigen oder zu zer-
stören, 

3. u n v e r ä n d e r t  
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4. wild lebende Pflanzen der besonders 
geschützten Arten oder ihre Entwick-
lungsformen aus der Natur zu entneh-
men, sie oder ihre Standorte zu be-
schädigen oder zu zerstören. 

4. u n v e r ä n d e r t  

Eine erhebliche Störung im Sinne des Sat-
zes 1 Nummer 2 liegt vor, wenn sich durch 
die Störung der Erhaltungszustand der lo-
kalen Population einer Art verschlechtert. 
Die nach den in § 3 bezeichneten Grunds-
ätzen durchgeführten Pflanzenschutzmaß-
nahmen verstoßen nicht gegen die in Satz 
1 genannten Verbote. Soweit in Anhang IV 
der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 
21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen 
Lebensräume sowie der wild lebenden 
Tiere und Pflanzen (ABl. L 206 vom 
22.7.1992, S. 7) in der jeweils geltenden 
Fassung aufgeführte Arten oder europäi-
sche Vogelarten der Richtlinie 
2009/147/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 30. November 
2009 über die Erhaltung der wild lebenden 
Vogelarten (ABl. L 20 vom 26.1.2010, S. 7) 
in der jeweils geltenden Fassung betroffen 
sind, gilt Satz 3 nur, soweit sich der Erhal-
tungszustand der lokalen Population einer 
Art in ihrem natürlichen Verbreitungsgebiet 
durch die Anwendung von Pflanzenschutz-
mitteln nicht verschlechtert. 

Eine erhebliche Störung im Sinne des Sat-
zes 1 Nummer 2 liegt vor, wenn sich durch 
die Störung der Erhaltungszustand der lo-
kalen Population einer Art verschlechtert. 
Die nach den in § 3 bezeichneten Grunds-
ätzen durchgeführten Pflanzenschutzmaß-
nahmen verstoßen nicht gegen die in Satz 
1 genannten Verbote. Soweit in Anhang IV 
der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 
21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen 
Lebensräume sowie der wild lebenden 
Tiere und Pflanzen (ABl. L 206 vom 
22.7.1992, S. 7) in der jeweils geltenden 
Fassung aufgeführte Arten oder europäi-
sche Vogelarten der Richtlinie 
2009/147/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 30. November 
2009 über die Erhaltung der wild lebenden 
Vogelarten (ABl. L 20 vom 26.1.2010, S. 7) 
in der jeweils geltenden Fassung betroffen 
sind, gilt Satz 3 nur, soweit sich der Erhal-
tungszustand der lokalen Population einer 
Art in ihrem natürlichen Verbreitungsgebiet 
durch die Anwendung von Pflanzenschutz-
mitteln nicht verschlechtert. § 44 Absatz 2 
des Bundesnaturschutzgesetzes bleibt 
unberührt. 

(3) Die zuständige Behörde kann die 
Maßnahmen anordnen, die zur Erfüllung 
der in Absatz 1 und Absatz 2 Satz 1 ge-
nannten Anforderungen erforderlich sind. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Die zuständige Behörde kann im 
Einzelfall über Absatz 2 Satz 3 und 4 hin-
aus weitere Ausnahmen von den Verboten 
nach Absatz 2 Satz 1 

(4) u n v e r ä n d e r t  

1. zur Abwendung erheblicher landwirt-
schaftlicher, forstwirtschaftlicher oder 
sonstiger wirtschaftlicher Schäden, 

 



 - 8 - Bearbeitungsstand: 14.04.2026  14:04 

Geltendes Recht Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Strafrechts – Umsetzung der Richtli-
nie (EU) 2024/1203 über den strafrechtli-
chen Schutz der Umwelt sowie zur Än-
derung der Zustellungspauschalen und 
Gebühren im Gesetz über Ordnungswid-
rigkeiten und in den Justizkostengeset-

zen 

2. zum Schutz der heimischen Tier- und 
Pflanzenwelt, 

 

3. für Zwecke der Forschung, Lehre, Bil-
dung oder Wiederansiedlung oder die-
sen Zwecken dienende Maßnahmen 
der Aufzucht oder der künstlichen Ver-
mehrung, 

 

4. im Interesse der Gesundheit des Men-
schen, der öffentlichen Sicherheit, ein-
schließlich der Verteidigung und des 
Schutzes der Zivilbevölkerung, oder 
der maßgeblich günstigen Auswirkun-
gen auf die Umwelt oder 

 

5. aus anderen zwingenden Gründen des 
überwiegenden öffentlichen Interesses 
einschließlich solcher sozialer oder 
wirtschaftlicher Art 

 

genehmigen. Eine Ausnahme nach Satz 1 
darf nur genehmigt werden, soweit zumut-
bare andere Möglichkeiten nicht gegeben 
sind und sich der Erhaltungszustand der 
betroffenen Populationen der nach Absatz 
2 Satz 1 geschützten Tier- und Pflanzenar-
ten nicht verschlechtert, soweit nicht Artikel 
16 Absatz 1 der Richtlinie 92/43/EWG 
strengere Anforderungen enthält. 

 

§ 58 § 58 

Bundesamt für Verbraucherschutz und 
Lebensmittelsicherheit 

Bundesamt für Verbraucherschutz und 
Lebensmittelsicherheit 

(1) Das Bundesamt für Verbraucher-
schutz und Lebensmittelsicherheit hat, zu-
sätzlich zu den Aufgaben, die ihm durch 
dieses Gesetz, durch Rechtsverordnungen 
nach den §§ 11, 40, 46 und 68 oder durch 
andere Rechtsvorschriften übertragen sind 
oder werden, folgende Aufgaben: 

(1) Das Bundesamt für Verbraucher-
schutz und Lebensmittelsicherheit hat, zu-
sätzlich zu den Aufgaben, die ihm durch 
dieses Gesetz, durch Rechtsverordnungen 
nach den §§ 40 und 46 oder durch andere 
Rechtsvorschriften übertragen sind oder 
werden, folgende Aufgaben: 
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1. Unterrichtung und Beratung der Bun-
desregierung auf dem Gebiet der 
Pflanzenschutzmittel, Pflanzenstär-
kungsmittel, Safener, Synergisten, Bei-
stoffe und Zusatzstoffe, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. Mitwirkung bei der Überwachung zuge-
lassener Pflanzenschutzmittel sowie 
der Pflanzenschutzmittel, für die eine 
Genehmigung für den Parallelhandel 
erteilt wurde, einschließlich der Unter-
suchung ihrer inhaltlichen Zusammen-
setzung zur Überprüfung der Zulas-
sungsvoraussetzungen oder der Ge-
nehmigungsvoraussetzungen nach § 
46, bei der Überwachung der in die je-
weilige Liste aufgenommenen Pflan-
zenstärkungsmittel und Zusatzstoffe 
und der genehmigten Zusatzstoffe, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. Mitwirkung am Rotterdamer Überein-
kommen über das Verfahren der vor-
herigen Zustimmung nach Inkenntnis-
setzung für bestimmte gefährliche 
Chemikalien sowie Pflanzenschutz- 
und Schädlingsbekämpfungsmittel im 
internationalen Handel für den Bereich 
Pflanzenschutz, 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. Ausstellung von Bescheinigungen über 
die Zulassung von Pflanzenschutzmit-
teln für die Ausfuhr. 

4. u n v e r ä n d e r t  

(2) Das Bundesamt für Verbraucher-
schutz und Lebensmittelsicherheit kann 
prüfen 

(2) u n v e r ä n d e r t  

1. Pflanzenschutzmittel, die nicht der Zu-
lassung bedürfen, 

 

2. Stoffe, die zur Anwendung im Pflan-
zenbau bestimmt, aber keine Pflanzen-
schutzmittel, Pflanzenstärkungsmittel 
oder Zusatzstoffe sind. 
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 § 68 

 

Strafvorschriften 

 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf 
Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, 
wer 

 

1. entgegen § 6 Absatz 5 einen Schad-
organismus verbreitet, 

 

2. entgegen § 13 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 1 

 

a) einem wildlebenden Tier einer 
streng geschützten Art nach-
stellt, es fängt oder verletzt oder 
seine Entwicklungsform aus der 
Natur entnimmt oder beschädigt 
oder 

 

b) ein wildlebendes Tier einer 
streng geschützten Art tötet 
oder seine Entwicklungsform 
zerstört, 

 

3. entgegen § 13 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 2 ein wildlebendes Tier einer 
streng geschützten Art erheblich 
stört, 

 

4. entgegen § 13 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 3 eine Fortpflanzungs- oder Ru-
hestätte eines wildlebenden Tiers ei-
ner streng geschützten Art aus der 
Natur entnimmt, beschädigt oder 
zerstört, 

 

5. entgegen § 13 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 4 
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a) eine wildlebende Pflanze einer 
streng geschützten Art oder ihre 
Entwicklungsform aus der Natur 
entnimmt oder sie oder ihren 
Standort beschädigt oder 

 

b) eine wildlebende Pflanze einer 
streng geschützten Art oder ihre 
Entwicklungsform zerstört, 

 

6. einer Rechtsverordnung nach § 14 
Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a 
oder einer vollziehbaren Anordnung 
auf Grund einer solchen Rechtsver-
ordnung zuwider-handelt, soweit die 
Rechtsverordnung für einen be-
stimmten Tatbestand auf diese 
Strafvorschrift verweist, oder 

 

7. entgegen § 14 Absatz 5 ein Pflan-
zenschutzmittel innergemeinschaft-
lich verbringt oder in Verkehr bringt. 

 

(2) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei 
Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, 
wer 

 

1. entgegen § 13 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 1 

 

a) ein wildlebendes Tier einer eu-
ropäischen Vogelart fängt oder 
seine Entwicklungsform aus der 
Natur entnimmt oder 

 

b) ein wildlebendes Tier einer eu-
ropäischen Vogelart tötet oder 
seine Entwicklungsform zerstört 
oder 

 

2. entgegen § 31 Absatz 5 Satz 1 Num-
mer 1 ein Pflanzenschutzmittel her-
stellt, innergemeinschaftlich ver-
bringt oder in Verkehr bringt. 
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(3) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem 
Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft, 
wer entgegen § 31 Absatz 5 Satz 1 Num-
mer 2 ein Pflanzenschutzmittel herstellt, 
innergemeinschaftlich verbringt oder in 
Verkehr bringt. 

 

(4) In den Fällen des Absatzes 1 
Nummer 1, 6 und 7 ist der Versuch straf-
bar. 

 

(5) Mit Freiheitsstrafe von einem 
Jahr bis zu zehn Jahren, in minder 
schweren Fällen mit Freiheitsstrafe von 
sechs Monaten bis zu fünf Jahren wird 
bestraft, wer in den Fällen des Absatzes 
1 Nummer 2 bis 4 oder 5 oder des Ab-
satzes 2 Nummer 1 

 

1. ein Ökosystem nach § 330d Ab-
satz 1 Nummer 2 des Strafgesetzbu-
ches von beträchtlicher Größe oder 
beträchtlichem ökologischen Wert 
oder einen Lebensraum innerhalb 
eines geschützten Gebiets nach 
§ 330d Absatz 1 Nummer 3 des 
Strafgesetzbuches zerstört oder 
derart weitreichend oder erheblich 
schädigt, dass die Schädigung nicht 
oder erst nach einem mehrjährigen 
Zeitraum beseitigt werden kann, 
oder 

 

2. ein Gewässer, den Boden oder die 
Luft derart weitreichend und erheb-
lich schädigt, dass die Schädigung 
nicht oder erst nach einem mehrjäh-
rigen Zeitraum beseitigt werden 
kann. 

 

(6) Erkennt der Täter in den Fällen 
des Absatzes 1 Nummer 2 bis 4 oder 5 
leichtfertig nicht, dass sich die Hand-
lung auf ein Tier oder eine Pflanze einer 
streng geschützten Art bezieht, so ist 
die Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jah-
ren oder Geldstrafe. 
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(7) Erkennt der Täter in den Fällen 
des Absatzes 2 Nummer 1 leichtfertig 
nicht, dass sich die Handlung auf ein 
Tier einer europäischen Vogelart be-
zieht, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis 
zu zwei Jahren oder Geldstrafe. 

 

(8) Handelt der Täter leichtfertig, so 
ist die Strafe 

 

1. in den Fällen des Absatzes 1 Num-
mer 2 Buchstabe b oder Nummer 5 
Buchstabe b Freiheitsstrafe bis zu 
zwei Jahren oder Geldstrafe, 

 

2. in den Fällen des Absatzes 2 Num-
mer 1 Buchstabe b Freiheitsstrafe 
bis zu einem Jahr oder Geldstrafe. 

 

(9) Die Tat ist nicht nach Absatz 1 
Nummer 2 bis 5, Absatz 2 Nummer 1, 
Absatz 6, 7 oder 8 strafbar, wenn die 
Handlung eine unerhebliche Menge der 
Tiere oder Pflanzen betrifft. Dies gilt 
nicht in den Fällen des Absatzes 1 Num-
mer 2 bis 5, wenn der Täter absichtlich 
oder wissentlich gehandelt hat. Bei der 
Beurteilung, ob die Menge der Tiere 
oder Pflanzen unerheblich ist, sind ins-
besondere die Anzahl der betroffenen 
Tiere oder Pflanzen und die Auswirkun-
gen auf den Erhaltungszustand der Art 
zu berücksichtigen. 

 § 68a 

 

Strafvorschriften zur Verordnung (EG) 
Nr. 1107/2009 



 - 14 - Bearbeitungsstand: 14.04.2026  14:04 

Geltendes Recht Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Strafrechts – Umsetzung der Richtli-
nie (EU) 2024/1203 über den strafrechtli-
chen Schutz der Umwelt sowie zur Än-
derung der Zustellungspauschalen und 
Gebühren im Gesetz über Ordnungswid-
rigkeiten und in den Justizkostengeset-

zen 

 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf 
Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, 
wer entgegen Artikel 28 Absatz 1 der 
Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 in der 
Fassung vom 31. August 2022 ein Pflan-
zenschutzmittel in Verkehr bringt oder 
verwendet und die Handlung in einer 
Weise begeht, die geeignet ist, den Tod 
oder eine schwere Gesundheitsschädi-
gung eines anderen Menschen oder er-
hebliche Schäden an Tieren, Pflanzen, 
einem Gewässer, der Luft, dem Boden 
oder einem Ökosystem nach § 330d Ab-
satz 1 Nummer 2 des Strafgesetzbuches 
zu verursachen. 

 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

 

(3) Mit Freiheitsstrafe von einem 
Jahr bis zu zehn Jahren, in minder 
schweren Fällen mit Freiheitsstrafe von 
sechs Monaten bis zu fünf Jahren wird 
bestraft, wer in den Fällen des Absat-
zes 1 

 

1. ein Ökosystem nach § 330d Ab-
satz 1 Nummer 2 des Strafgesetzbu-
ches von beträchtlicher Größe oder 
beträchtlichem ökologischen Wert 
oder einen Lebensraum innerhalb 
eines geschützten Gebiets nach 
§ 330d Absatz 1 Nummer 3 des 
Strafgesetzbuches zerstört oder 
derart weitreichend und erheblich 
schädigt, dass die Schädigung nicht 
oder erst nach einem mehrjährigen 
Zeitraum beseitigt werden kann, 
oder 

 

2. ein Gewässer, den Boden oder die 
Luft derart weitreichend und erheb-
lich schädigt, dass die Schädigung 
nicht oder erst nach einem mehrjäh-
rigen Zeitraum beseitigt werden 
kann. 
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(4) Mit Freiheitsstrafe nicht unter 
drei Jahren, in minder schweren Fällen 
mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis 
zu zehn Jahren wird bestraft, wer in den 
Fällen des Absatzes 1 den Tod eines an-
deren Menschen verursacht. 

 

(5) Handelt der Täter in den Fällen 
des Absatzes 1 leichtfertig, so ist die 
Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
oder Geldstrafe. 

§ 68 § 69 

Bußgeldvorschriften Bußgeldvorschriften 

 (1) Ordnungswidrig handelt, wer 

 1. entgegen § 13 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 1 einem wildlebenden Tier 
nach-stellt, es fängt, verletzt oder 
tötet oder seine Entwicklungsform 
aus der Natur entnimmt, beschädigt 
oder zerstört, 

 2. entgegen § 13 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 2 ein wildlebendes Tier einer 
europäischen Vogelart erheblich 
stört, 

 3. entgegen § 13 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 3 eine Fortpflanzungs- oder 
Ruhe-stätte aus der Natur entnimmt, 
beschädigt oder zerstört oder 

 4. entgegen § 13 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 4 eine wildlebende Pflanze oder 
ihrer Entwicklungsform aus der Na-
tur entnimmt oder sie oder ihren 
Standort beschädigt oder zerstört. 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig 

(2) Ordnungswidrig handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig 
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1. einer vollziehbaren Anordnung nach § 
3 Absatz 1 Satz 3, § 8, § 13 Absatz 3, 
§ 16 Absatz 2 Satz 2, § 20 Absatz 3 
Satz 4, § 20 Absatz 4 Satz 2, § 23 Ab-
satz 5 oder § 60 Satz 2 zuwiderhan-
delt, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. entgegen § 3 Absatz 3 ein Tier oder 
eine Pflanze verwendet, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. einer Rechtsverordnung nach § 6 Ab-
satz 1 Nummer 1 bis 3, 5 bis 15 oder 
16 oder Absatz 3 Satz 1, § 14 Absatz 1 
Nummer 1 Buchstabe b oder c, Num-
mer 2, 3, 4 oder 5, Absatz 2 oder 4 
Satz 1, § 16 Absatz 4 Satz 1 Nummer 
1, auch in Verbindung mit § 16 Absatz 
5 Satz 1 oder 2, § 16 Absatz 4 Satz 1 
Nummer 2, § 25 Absatz 3, § 31 Absatz 
6 Nummer 4 oder 5, § 32 Absatz 4 
oder § 40 Absatz 2 oder einer vollzieh-
baren Anordnung auf Grund einer sol-
chen Rechtsverordnung zuwiderhan-
delt, soweit die Rechtsverordnung für 
einen bestimmten Tatbestand auf 
diese Bußgeldvorschrift verweist, 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. entgegen § 9 Absatz 1 ein Pflanzen-
schutzmittel anwendet, über den Pflan-
zenschutz berät, eine Person anleitet 
oder beaufsichtigt oder ein Pflanzen-
schutzmittel gewerbsmäßig oder über 
das Internet in Verkehr bringt, 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. entgegen § 9 Absatz 2 Satz 3 einen 
Sachkundenachweis nicht oder nicht 
rechtzeitig vorlegt, 

5. u n v e r ä n d e r t  
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6. entgegen § 10 Satz 1, auch in Verbin-
dung mit einer Rechtsverordnung nach 
§ 10 Satz 2, entgegen § 24 Absatz 1 
Satz 1, auch in Verbindung mit einer 
Rechtsverordnung nach § 24 Absatz 1 
Satz 2, oder entgegen § 24 Absatz 2 
Satz 1, auch in Verbindung mit einer 
Rechtsverordnung nach § 24 Absatz 2 
Satz 2, eine Anzeige nicht, nicht rich-
tig, nicht vollständig oder nicht recht-
zeitig erstattet, 

6. u n v e r ä n d e r t  

7. entgegen § 12 Absatz 1, Absatz 2 Satz 
1 oder Satz 2, Absatz 3 Satz 1 oder 
Absatz 4 Satz 2, § 16 Absatz 3, § 17 
Absatz 1 Satz 1 oder § 18 Absatz 1 ein 
Pflanzenschutzmittel anwendet, 

7. u n v e r ä n d e r t  

8. entgegen § 12 Absatz 3 Satz 2 Num-
mer 1 oder 2 im Haus- und Kleingar-
tenbereich ein Pflanzenschutzmittel 
anwendet, 

8. u n v e r ä n d e r t  

9. entgegen § 13 Absatz 2 Nummer 1 ei-
nem wild lebenden Tier nachstellt, es 
fängt, verletzt oder tötet oder seine 
Entwicklungsformen aus der Natur ent-
nimmt, beschädigt oder zerstört, 

entfällt 

10. entgegen § 13 Absatz 2 Nummer 2 ein 
wild lebendes Tier erheblich stört, 

entfällt 

11. entgegen § 13 Absatz 2 Nummer 3 
eine Fortpflanzungs- oder Ruhestätte 
aus der Natur entnimmt, beschädigt 
oder zerstört, 

entfällt 

12. entgegen § 13 Absatz 2 Nummer 4 
eine wild lebende Pflanze oder ihre 
Entwicklungsformen aus der Natur ent-
nimmt oder sie oder ihren Standort be-
schädigt oder zerstört, 

entfällt 
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13. entgegen § 19 Absatz 1, auch in Ver-
bindung mit einer Rechtsverordnung 
nach Absatz 2, Saatgut, Pflanzgut oder 
ein Kultursubstrat verwendet oder aus-
bringt, 

9. u n v e r ä n d e r t  

14. entgegen § 20 Absatz 3 Satz 3 oder 
Absatz 4 Satz 3 eine Anzeige nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig macht, 

10. u n v e r ä n d e r t  

15. entgegen § 23 Absatz 1 Satz 1 ein 
Pflanzenschutzmittel abgibt, 

11. u n v e r ä n d e r t  

16. entgegen § 23 Absatz 2 Satz 1 ein 
Pflanzenschutzmittel in Verkehr bringt, 

12. u n v e r ä n d e r t  

17. entgegen § 23 Absatz 3 den Erwerber 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig unterrichtet, 

13. u n v e r ä n d e r t  

18. entgegen § 23 Absatz 4 Satz 1 eine In-
formation nicht, nicht richtig, nicht voll-
ständig oder nicht rechtzeitig zur Verfü-
gung stellt, 

14. u n v e r ä n d e r t  

19. entgegen § 25 Absatz 1 Satz 1 ein 
Pflanzenschutzmittel ausführt, 

15. u n v e r ä n d e r t  

20. entgegen § 25 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 1 oder Nummer 2, auch in Verbin-
dung mit Satz 2, ein Pflanzenschutz-
mittel oder ein Kultursubstrat nicht ge-
trennt hält, 

16. u n v e r ä n d e r t  

21. entgegen § 26 ein Lebensmittel, ein 
Futtermittel, Saatgut, Pflanzgut oder 
ein Kultursubstrat, nicht getrennt hält, 

17. u n v e r ä n d e r t  

22. entgegen § 27 Absatz 2 Satz 2 oder 
Absatz 3 Satz 2 ein Pflanzenschutzmit-
tel nicht, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig annimmt, 

18. u n v e r ä n d e r t  
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23. entgegen § 30 Absatz 2, § 31 Absatz 
2, auch in Verbindung mit einer 
Rechtsverordnung nach § 31 Absatz 6 
Nummer 1, 2 oder Nummer 3, entge-
gen § 45 Absatz 2 oder entgegen § 47 
Absatz 1 ein Pflanzenschutzmittel 
ohne die vorgeschriebene Kennzeich-
nung in den Verkehr bringt oder inner-
gemeinschaftlich verbringt, 

19. u n v e r ä n d e r t  

24. entgegen § 32 Absatz 1 Saatgut, 
Pflanzgut oder ein Kultursubstrat in 
Verkehr bringt, 

20. u n v e r ä n d e r t  

25. entgegen § 42 Absatz 1 oder § 43 ei-
nen Zusatzstoff in Verkehr bringt, 

21. u n v e r ä n d e r t  

26. entgegen § 45 Absatz 1 ein Pflanzen-
stärkungsmittel in Verkehr bringt, 

22. u n v e r ä n d e r t  

27. entgegen § 45 Absatz 2 ein Pflanzen-
stärkungsmittel ohne die erforderliche 
Kennzeichnung in Verkehr bringt, 

23. u n v e r ä n d e r t  

28. entgegen § 45 Absatz 3 Satz 1 eine 
Mitteilung nicht, nicht richtig, nicht voll-
ständig oder nicht rechtzeitig macht, 

24. u n v e r ä n d e r t  

29. entgegen § 46 Absatz 1 Satz 1 ein 
Pflanzenschutzmittel in Verkehr bringt, 

25. u n v e r ä n d e r t  

30. entgegen § 49 Absatz 1 Satz 1 Rech-
nungen, Kaufbelege und Lieferscheine 
nicht aufbewahrt, 

26. u n v e r ä n d e r t  

31. entgegen § 49 Absatz 1 Satz 2 Anga-
ben entfernt, unkenntlich macht, über-
deckt oder unterdrückt, 

27. u n v e r ä n d e r t  

32. einer vollziehbaren Anordnung nach § 
49 Absatz 2 zuwiderhandelt, 

28. u n v e r ä n d e r t  

33. entgegen § 49 Absatz 3 Satz 1 eine 
Anzeige nicht, nicht richtig, nicht voll-
ständig oder nicht rechtzeitig macht, 

29. u n v e r ä n d e r t  
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34. entgegen § 49 Absatz 4 Satz 1 eine 
Aufzeichnung nicht, nicht richtig oder 
nicht vollständig führt, 

30. u n v e r ä n d e r t  

35. entgegen § 49 Absatz 4 Satz 2 eine 
Aufzeichnung nicht oder nicht rechtzei-
tig zugänglich macht, 

31. u n v e r ä n d e r t  

36. entgegen § 53 einen Hinweis nicht, 
nicht richtig oder nicht vollständig gibt, 

32. u n v e r ä n d e r t  

37. entgegen § 63 Absatz 1 Satz 1 eine 
Auskunft nicht, nicht richtig oder nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt, 

33. u n v e r ä n d e r t  

38. entgegen § 63 Absatz 2 Satz 3 oder 
Absatz 3 Satz 2 eine Maßnahme nicht 
duldet oder eine mit der Überwachung 
beauftragte Person nicht unterstützt 
oder 

34. u n v e r ä n d e r t  

39. entgegen § 64 Absatz 1 Satz 1, 2 oder 
Satz 3, jeweils auch in Verbindung mit 
einer Rechtsverordnung nach § 64 Ab-
satz 2, eine Meldung nicht, nicht rich-
tig, nicht vollständig oder nicht recht-
zeitig macht. 

35. u n v e r ä n d e r t  

(2) Ordnungswidrig handelt, wer ge-
gen die Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 
des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 21. Oktober 2009 über das Inver-
kehrbringen von Pflanzenschutzmitteln und 
zur Aufhebung der Richtlinien 79/117/EWG 
und 91/414/EWG des Rates (ABl. L 309 
vom 24.11.2009, S. 1) verstößt, indem er 
vorsätzlich oder fahrlässig 

(3) Ordnungswidrig handelt, wer ge-
gen die Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 in 
der Fassung vom 31. August 2022 ver-
stößt, indem er vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen Artikel 28 Absatz 1 ein Pflan-
zenschutzmittel in Verkehr bringt, 

1. entgegen Artikel 28 Absatz 1 ein Pflan-
zenschutzmittel in Verkehr bringt oder 
verwendet, 

2. ohne Genehmigung nach Artikel 54 
Absatz 1 Satz 1 ein Experiment oder 
einen Versuch durchführt, 

2. u n v e r ä n d e r t  
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3. entgegen Artikel 66 Absatz 1 Satz 1 für 
ein nicht zugelassenes Pflanzen-
schutzmittel wirbt oder 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. entgegen Artikel 67 Absatz 1 Satz 1 
oder Satz 2 eine Aufzeichnung nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
für die vorgeschriebene Dauer führt. 

4. u n v e r ä n d e r t  

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann in 
den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1, 2, 3, 
4, 6, 7, 9 bis 12, 17, 23 bis 25 und 29 und 
des Absatzes 2 Nummer 1 bis 3 mit einer 
Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro, in 
den übrigen Fällen mit einer Geldbuße bis 
zu zehntausend Euro, geahndet werden. 

(4) Die Ordnungswidrigkeit kann in 
den Fällen der Absätze 1 und 2 Num-
mer 1 bis 4, 6, 7, 13, 19 bis 21 und 25 und 
des Absatzes 3 Nummer 1 bis 3 mit einer 
Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro und 
in den übrigen Fällen der Absätze 2 und 3 
mit einer Geldbuße bis zu zehntausend 
Euro geahndet werden. 

(4) Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse, 
Kultursubstrate, Pflanzenschutzmittel, 
Pflanzenstärkungsmittel und Zusatzstoffe, 
auf die sich eine Ordnungswidrigkeit nach 
Absatz 1 Nummer 3, 7, 13, 21 bis 28 oder 
Absatz 2 Nummer 1 bezieht, können einge-
zogen werden. 

entfällt 

(5) Verwaltungsbehörde im Sinne des 
§ 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten ist in den Fällen 
des Absatzes 1 Nummer 31 bis 35 und 39 
und des Absatzes 2 Nummer 2 das Bun-
desamt für Verbraucherschutz und Lebens-
mittelsicherheit. 

(5) Verwaltungsbehörde im Sinne des 
§ 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten ist in den Fällen 
des Absatzes 2 Nummer 27 bis 31 und 35 
und des Absatzes 3 Nummer 2 das Bun-
desamt für Verbraucherschutz und Lebens-
mittelsicherheit. 

§ 69 § 69a 

Strafvorschriften Einziehung 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jah-
ren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 

Ist eine Straftat nach §§ 68 oder 68a 
oder eine Ordnungswidrigkeit nach § 69 
Ab-satz 1, 2 oder 3 begangen worden, 
so können 
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1. entgegen § 6 Absatz 5 einen Schador-
ganismus verbreitet, 

1. Gegenstände, auf die sich die Straf-
tat oder Ordnungswidrigkeit bezieht, 
oder 

2. einer Rechtsverordnung nach § 14 Ab-
satz 1 Nummer 1 Buchstabe a oder ei-
ner vollziehbaren Anordnung auf 
Grund einer solchen Rechtsverord-
nung zuwiderhandelt, soweit sie für ei-
nen bestimmten Tatbestand auf diese 
Strafvorschrift verweist, 

2. Gegenstände, die durch sie hervor-
gebracht oder zu ihrer Begehung 
oder Vorbereitung gebraucht wor-
den oder bestimmt gewesen sind, 

3. entgegen § 14 Absatz 5 ein Pflanzen-
schutzmittel innergemeinschaftlich ver-
bringt oder in Verkehr bringt oder 

eingezogen werden. § 74a des Strafge-
setzbuches und § 23 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten sind anzuwen-
den. 

4. eine in § 68 Absatz 1 Nummer 8, 9, 10 
oder Nummer 11 bezeichnete vorsätz-
liche Handlung begeht, die sich auf ein 
Tier oder eine Pflanze einer streng ge-
schützten Art bezieht. 

entfällt 

(2) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jah-
ren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 

entfällt 

1. entgegen § 13 Absatz 2 Nummer 1 ein 
wild lebendes Tier einer besonders ge-
schützten Art, die in Artikel 4 Absatz 2 
oder in Anhang I der Richtlinie 
2009/147/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 30. Novem-
ber 2009 über die Erhaltung der wildle-
benden Vogelarten (ABl. L 20 vom 
26.1.2010, S. 7) aufgeführt ist, tötet 
oder seine Entwicklungsformen aus 
der Natur entnimmt oder zerstört oder 

 

2. entgegen § 31 Absatz 5 Satz 1 Num-
mer 1 ein Pflanzenschutzmittel her-
stellt, innergemeinschaftlich verbringt 
oder in Verkehr bringt. 

 



 - 23 - Bearbeitungsstand: 14.04.2026  14:04 

Geltendes Recht Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Strafrechts – Umsetzung der Richtli-
nie (EU) 2024/1203 über den strafrechtli-
chen Schutz der Umwelt sowie zur Än-
derung der Zustellungspauschalen und 
Gebühren im Gesetz über Ordnungswid-
rigkeiten und in den Justizkostengeset-

zen 

(3) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem 
Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 
entgegen § 31 Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 
ein Pflanzenschutzmittel herstellt, innerge-
meinschaftlich verbringt oder in Verkehr 
bringt. 

entfällt 

(4) Erkennt der Täter in den Fällen 
des Absatzes 1 Nummer 4 oder des Absat-
zes 2 Nummer 1 leichtfertig nicht, dass sich 
die Handlung auf ein Tier oder eine Pflanze 
einer dort genannten Art bezieht, so ist die 
Strafe Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 
oder Geldstrafe. 

entfällt 

(5) Die Tat ist nicht nach Absatz 1 
Nummer 4, Absatz 2 Nummer 1 oder Ab-
satz 4 strafbar, wenn die Handlung eine 
unerhebliche Menge der Exemplare betrifft 
und unerhebliche Auswirkungen auf den 
Erhaltungszustand der Art hat. 

entfällt 

(6) Der Versuch ist in den Fällen des 
Absatzes 1 Nummer 1, 2 und 3 strafbar. 

entfällt 

(7) Pflanzenschutzmittel, auf die sich 
eine Straftat nach Absatz 1 Nummer 2, Ab-
satz 2 Nummer 2 oder Absatz 3 bezieht, 
können eingezogen werden. 

entfällt 
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Chemikaliengesetz Chemikaliengesetz 

§ 12f § 12f 

Informationsaustausch zwischen Bun-
des- und Landesbehörden 

Informationsaustausch zwischen Bun-
des- und Landesbehörden 

(1) Die Bundesstelle für Chemikalien 
informiert die zuständigen Landesbehörden 
insbesondere über  

(1) Die Bundesstelle für Chemikalien 
informiert die zuständigen Landesbehörden 
insbesondere über  

1. die folgenden von ihr getroffenen Ent-
scheidungen oder entgegengenomme-
nen Meldungen:  

1. die folgenden von ihr getroffenen Ent-
scheidungen oder entgegengenomme-
nen Meldungen:  

a) Meldungen nach Artikel 17 Absatz 
6 Satz 1 und Artikel 27 Absatz 1 
Satz 2 der Verordnung (EU) Nr. 
528/2012, 

a) u n v e r ä n d e r t  

b) Maßnahmen nach Artikel 27 Ab-
satz 2 Unterabsatz 2 der Verord-
nung (EU) Nr. 528/2012, 

b) u n v e r ä n d e r t  

c) die Erteilung, Verlängerung oder 
Aufhebung einer nationalen Zulas-
sung nach Kapitel VI der Verord-
nung (EU) Nr. 528/2012, 

c) u n v e r ä n d e r t  

d) die Anerkennung einer Zulassung 
nach Kapitel VII der Verordnung 
(EU) Nr. 528/2012, 

d) u n v e r ä n d e r t  

e) die Erteilung oder Aufhebung einer 
Parallelhandelsgenehmigung nach 
Kapitel X der Verordnung (EU) Nr. 
528/2012, 

e) u n v e r ä n d e r t  

f) die Erteilung von Ausnahmezulas-
sungen nach Artikel 55 der Ver-
ordnung (EU) Nr. 528/2012, 

f) u n v e r ä n d e r t  
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g) die Untersagung von Experimen-
ten oder Versuchen oder die Ertei-
lung von Auflagen nach Artikel 56 
Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 
528/2012, 

g) u n v e r ä n d e r t  

h) Anordnungen nach § 12g Absatz 1 
Satz 1 und Absatz 3, 

h) Anordnungen nach § 12g Absatz 1 
Satz 1 und 2 und Absatz 3, 

2. Mitteilungen der Europäischen Chemi-
kalienagentur über die folgenden von 
dieser oder der Europäischen Kommis-
sion getroffenen Entscheidungen oder 
entgegengenommenen Meldungen:  

2. u n v e r ä n d e r t  

a) die Annahme oder Ablehnung ei-
nes Antrags auf Genehmigung 
oder auf Verlängerung der Geneh-
migung eines Wirkstoffs sowie das 
Ergebnis des Genehmigungsver-
fahrens nach den Kapiteln II und 
III der Verordnung (EU) Nr. 
528/2012, 

 

b) die Annahme oder Ablehnung ei-
nes Antrags auf Erteilung, Verlän-
gerung oder Aufhebung einer Uni-
onszulassung eines Biozid-Pro-
dukts sowie das Ergebnis des Zu-
lassungsverfahrens sowie 

 

c) Meldungen nach Artikel 17 Absatz 
6 Satz 3 der Verordnung (EU) Nr. 
528/2012. 

 

(2) Die in § 12a Absatz 3 bezeichne-
ten Bundesoberbehörden unterrichten die 
zuständigen Landesbehörden über ihre 
Entscheidungen sowie über Verlänge-
rungsentscheidungen der Kommission 
nach Artikel 55 Absatz 1 der Verordnung 
(EU) Nr. 528/2012. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Die zuständigen Landesbehörden 
informieren die Bundesstelle für Chemika-
lien insbesondere über  

(3) Die zuständigen Landesbehörden 
informieren die Bundesstelle für Chemika-
lien insbesondere über  
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1. im Rahmen von Durchsetzungs- und 
Überwachungstätigkeiten gewonnene 
Erkenntnisse, die für Entscheidungen 
nach Artikel 27 Absatz 2, Artikel 48 Ab-
satz 1 oder Artikel 56 Absatz 3 der 
Verordnung (EU) Nr. 528/2012 oder 
nach § 12g Absatz 1 Satz 1 von Be-
deutung sein können, 

1. im Rahmen von Durchsetzungs- und 
Überwachungstätigkeiten gewonnene 
Erkenntnisse, die für Entscheidungen 
nach Artikel 27 Absatz 2, Artikel 48 Ab-
satz 1 oder Artikel 56 Absatz 3 der 
Verordnung (EU) Nr. 528/2012 oder 
nach § 12g Absatz 1 Satz 1 und 2 von 
Bedeutung sein können, 

2. Überwachungsmaßnahmen nach § 
12g Absatz 1 Satz 3, 

2. Überwachungsmaßnahmen nach § 
12g Absatz 1 Satz 4, 

3. die Anordnung vorläufiger Maßnahmen 
nach § 23 Absatz 2 unter Vorlage der 
Unterlagen, die nach Artikel 88 Unter-
absatz 1 Satz 2 der Verordnung (EU) 
Nr. 528/2012 erforderlich sind. 

3. u n v e r ä n d e r t  

(4) Die Informationen nach den Absät-
zen 1 bis 3 umfassen auch die Unterrich-
tung darüber, ob Rechtsmittel eingelegt 
wurden und zu welchem Ergebnis sie ge-
führt haben. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) § 22 bleibt unberührt. (5) u n v e r ä n d e r t  
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§ 12g § 12g 

Anordnungsbefugnisse der Bundes-
stelle für Chemikalien, vorläufige Maß-

nahmen 

Anordnungsbefugnisse der Bundes-
stelle für Chemikalien, vorläufige Maß-

nahmen 

(1) Bestehen auf der Grundlage neuer 
Tatsachen berechtigte Gründe zu der An-
nahme, dass ein Biozid-Produkt, obwohl es 
nach der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 
zugelassen wurde, dennoch ein unmittelba-
res oder langfristiges gravierendes Risiko 
für die Gesundheit von Menschen oder Tie-
ren, insbesondere für gefährdete Gruppen, 
oder für die Umwelt darstellt, so kann die 
Bundesstelle für Chemikalien im Einver-
nehmen mit den Bewertungsstellen geeig-
nete vorläufige Maßnahmen treffen, insbe-
sondere die Bereitstellung des Biozid-Pro-
dukts auf dem Markt im Sinne des Artikels 
3 Absatz 1 Buchstabe i der Verordnung 
(EU) Nr. 528/2012 vorläufig untersagen 
oder von der Einhaltung bestimmter Vo-
raussetzungen abhängig machen. Rechts-
behelfe gegen Anordnungen nach Satz 1 
haben keine aufschiebende Wirkung. Die 
Anordnungen der Bundesstelle für Chemi-
kalien nach Satz 1 werden von der jeweils 
zuständigen Landesbehörde nach den je-
weiligen landesrechtlichen Vorschriften 
über das Verwaltungsvollstreckungsverfah-
ren vollstreckt. § 23 Absatz 2 bleibt unbe-
rührt. 

(1) Bestehen auf der Grundlage neuer 
Tatsachen berechtigte Gründe zu der An-
nahme, dass ein Biozid-Produkt, obwohl es 
nach der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 
zugelassen wurde, dennoch ein unmittelba-
res oder langfristiges gravierendes Risiko 
für die Gesundheit von Menschen oder Tie-
ren, insbesondere für gefährdete Gruppen, 
oder für die Umwelt darstellt, so kann die 
Bundesstelle für Chemikalien im Einver-
nehmen mit den Bewertungsstellen geeig-
nete vorläufige Maßnahmen treffen. Insbe-
sondere kann sie die Bereitstellung des 
Biozid-Produkts auf dem Markt im Sinne 
des Artikels 3 Absatz 1 Buchstabe i der 
Verordnung (EU) Nr. 528/2012 in der Fas-
sung vom 14. März 2024 vorläufig unter-
sagen oder von der Einhaltung bestimmter 
Voraussetzungen abhängig machen. 
Rechtsbehelfe gegen Anordnungen nach 
Satz 1 haben keine aufschiebende Wir-
kung. Die Anordnungen der Bundesstelle 
für Chemikalien nach Satz 1 werden von 
der jeweils zuständigen Landesbehörde 
nach den jeweiligen landesrechtlichen Vor-
schriften über das Verwaltungsvollstre-
ckungsverfahren vollstreckt. § 23 Absatz 2 
bleibt unberührt. 

(2) Für das unionsrechtliche Entschei-
dungsverfahren nach Artikel 88 der Verord-
nung (EU) Nr. 528/2012 über vorläufige 
Maßnahmen, die auf der Grundlage des 
Absatzes 1 oder sonstiger Vorschriften die-
ses Gesetzes erlassen wurden, ist § 10 
entsprechend anzuwenden. 

(2) u n v e r ä n d e r t  
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(3) Die Bundesstelle für Chemikalien 
kann im Einvernehmen mit den Bewer-
tungsstellen ein Biozid-Produkt zulassen 
für wesentliche Verwendungszwecke ge-
mäß Artikel 22 Absatz 1 der Delegierten 
Verordnung (EU) Nr. 1062/2014 der Kom-
mission vom 4. August 2014 über das Ar-
beitsprogramm zur systematischen Prüfung 
aller in Biozidprodukten enthaltenen alten 
Wirkstoffe gemäß der Verordnung (EU) Nr. 
528/2012 des Europäischen Parlaments 
und des Rates (ABl. L 294 vom 
10.10.2014, S. 1; L 198 vom 28.7.2015, S. 
28), sofern die Europäische Kommission 
für den betreffenden Biozid-Wirkstoff eine 
Entscheidung nach Artikel 22 Absatz 4 der 
Delegierten Verordnung (EU) Nr. 
1062/2014, auch in Verbindung mit Artikel 
89 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 
528/2012, getroffen hat und die dort ge-
nannten Voraussetzungen eingehalten 
werden. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

§ 26 § 26 

Bußgeldvorschriften, Verordnungser-
mächtigung 

Bußgeldvorschriften, Verordnungser-
mächtigung 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig  

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig  

1. (weggefallen) 1. u n v e r ä n d e r t  

1a. (weggefallen) 1a. u n v e r ä n d e r t  

1b. (weggefallen) 1b. u n v e r ä n d e r t  

2. (weggefallen) 2. u n v e r ä n d e r t  

3. (weggefallen) 3. u n v e r ä n d e r t  

4. einer vollziehbaren Anordnung nach § 
12g Absatz 1 Satz 1 zuwiderhandelt, 

4. einer vollziehbaren Anordnung nach § 
12g Absatz 1 Satz 2 zuwiderhandelt, 
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4a. entgegen § 12i Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 1 oder § 12j Absatz 1 Satz 1 eine 
Einrichtung, ein Erzeugnis oder einen 
teilfluorierten Kohlenwasserstoff für 
Dritte bereitstellt, an Dritte abgibt oder 
erwirbt, 

4a. u n v e r ä n d e r t  

4b. entgegen § 12i Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 2 einen dort genannten Behälter 
lagert oder entleert, 

4b. u n v e r ä n d e r t  

4c. entgegen § 12i Absatz 2 oder § 12j Ab-
satz 2, Absatz 3 Satz 2, auch in Ver-
bindung mit Satz 3, oder Absatz 4, je-
weils auch in Verbindung mit Absatz 5 
Satz 2, eine dort genannte Erklärung 
oder Angabe nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig, nicht in der vorgeschriebe-
nen Weise oder nicht rechtzeitig über-
mittelt, 

4c. u n v e r ä n d e r t  

4d. entgegen § 12i Absatz 4 oder § 12j Ab-
satz 6 eine dort genannte Erklärung 
oder Angabe nicht oder nicht mindes-
tens fünf Jahre aufbewahrt, 

4d. u n v e r ä n d e r t  

4e. entgegen § 12i Absatz 6 nicht sicher-
stellt, dass eine Kennzeichnung erhal-
ten geblieben ist oder neu angebracht 
wird, 

4e. u n v e r ä n d e r t  

4f. einer vollziehbaren Anordnung nach § 
12j Absatz 1 Satz 3 oder Absatz 7 Satz 
2 zuwiderhandelt, 

4f. u n v e r ä n d e r t  

a) entgegen § 13 Absatz 2 in Verbin-
dung mit einer Rechtsverordnung 
nach § 14 Absatz 1 Nummer 1, 2 
oder Nummer 3 Buchstabe c, je-
weils auch in Verbindung mit § 14 
Absatz 3, einen Stoff oder ein Ge-
misch nicht, nicht richtig, nicht voll-
ständig, nicht in der vorgeschrie-
benen Weise oder nicht rechtzeitig 
einstuft, 
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b) entgegen § 13 Absatz 3 Satz 1 in 
Verbindung mit einer Rechtsver-
ordnung nach § 14 Absatz 1 Num-
mer 3 Buchstabe a, d oder Buch-
stabe e, jeweils auch in Verbin-
dung mit § 14 Absatz 3, einen 
Stoff oder ein Gemisch nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig, nicht in 
der vorgeschriebenen Weise oder 
nicht rechtzeitig kennzeichnet oder 
nicht, nicht richtig, nicht vollstän-
dig, nicht in der vorgeschriebenen 
Weise oder nicht rechtzeitig ver-
packt oder 

 

c) einer Rechtsverordnung nach § 14 
Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe a, 
b, d bis f oder h oder Absatz 2 
Satz 2 zuwiderhandelt, soweit sie 
für einen bestimmten Tatbestand 
auf diese Bußgeldvorschrift ver-
weist, 

 

5a. (weggefallen) 5a. u n v e r ä n d e r t  

5. einer Rechtsverordnung nach § 16d 
zuwiderhandelt, soweit sie für einen 
bestimmten Tatbestand auf diese Buß-
geldvorschrift verweist, 

5. u n v e r ä n d e r t  

6a. entgegen § 16f Absatz 1 Satz 1 eine 
Information nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig zur 
Verfügung stellt, 

6a. u n v e r ä n d e r t  

6b. (weggefallen) 6b. u n v e r ä n d e r t  

6. einer Rechtsverordnung nach  6. u n v e r ä n d e r t  

a) § 17 Absatz 1 Nummer 1 Buch-
stabe b oder Nummer 2 Buch-
stabe a, c oder d, jeweils auch in 
Verbindung mit Absatz 3 Satz 1, 

 

b) § 17 Absatz 1 Nummer 1 Buch-
stabe c, auch in Verbindung mit 
Absatz 3 Satz 1, oder 
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c) § 17 Absatz 5  

zuwiderhandelt, soweit sie für einen 
bestimmten Tatbestand auf diese Buß-
geldvorschrift verweist, 

 

7. einer Rechtsverordnung nach  7. einer Rechtsverordnung nach  

a) § 18 Absatz 1 über giftige Tiere 
und Pflanzen, 

a) § 17 Absatz 1 Nummer 1 Buch-
stabe b, auch in Verbindung mit 
§ 17 Absatz 3 Satz 1, 

b) § 19 Absatz 1 in Verbindung mit 
Absatz 3 über Maßnahmen zum 
Schutz von Beschäftigten 

b) § 17 Absatz 1 Nummer 1 Buch-
stabe c, auch in Verbindung mit 
§ 17 Absatz 3 Satz 1, 

 c) § 17 Absatz 1 Nummer 2 Buch-
stabe a, c oder d, jeweils auch 
in Verbindung mit § 17 Absatz 3 
Satz 1, oder 

 d) § 17 Absatz 5 

zuwiderhandelt, soweit sie für einen 
bestimmten Tatbestand auf diese Buß-
geldvorschrift verweist, 

oder einer vollziehbaren Anordnung 
auf Grund einer solchen Rechtsver-
ordnung zuwiderhandelt, soweit die 
Rechtsverordnung für einen be-
stimmten Tatbestand auf diese Buß-
geldvorschrift verweist, 

8a. entgegen § 19b Absatz 4 Satz 1, auch 
in Verbindung mit Satz 2, eine Mittei-
lung nicht, nicht richtig, nicht vollstän-
dig oder nicht rechtzeitig macht, 

8a. u n v e r ä n d e r t  

8b. entgegen § 19b Absatz 5 mit der Ein-
haltung der GLP-Grundsätze wirbt 
oder eine Prüfung als mit den GLP-
Grundsätzen konform bezeichnet, 

8b. u n v e r ä n d e r t  

8. entgegen § 21 Absatz 3 eine Auskunft 
trotz Anmahnung nicht erteilt, entge-
gen § 21 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 
Unterlagen nicht vorlegt oder einer 
Pflicht nach § 21 Absatz 4 Satz 3 nicht 
nachkommt, 

8. u n v e r ä n d e r t  
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9. einer vollziehbaren Anordnung  9. u n v e r ä n d e r t  

a) nach § 23 Absatz 1 oder  

b) nach § 23 Absatz 2 Satz 3 in Ver-
bindung mit Satz 1 über das Her-
stellen, das Inverkehrbringen oder 
das Verwenden von Stoffen, Ge-
mischen oder Erzeugnissen 

 

zuwiderhandelt oder  

10a. einer Rechtsverordnung nach § 28 
Absatz 11 über Zulassungs- oder Mel-
depflichten für bestimmte Biozid-Pro-
dukte zuwiderhandelt, soweit sie für ei-
nen bestimmten Tatbestand auf diese 
Bußgeldvorschrift verweist. 

10a. u n v e r ä n d e r t  

(2) Ordnungswidrig handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig einer unmittelbar 
geltenden Vorschrift in Rechtsakten der 
Europäischen Gemeinschaft oder der Euro-
päischen Union zuwiderhandelt, die  

(2) Ordnungswidrig handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig einer unmittelbar 
geltenden Vorschrift in Rechtsakten der 
Europäischen Gemeinschaft oder der Euro-
päischen Union zuwiderhandelt, die  

1. inhaltlich einem in Absatz 1  1. u n v e r ä n d e r t  

a) Nummer 5 Buchstabe a oder b 
oder 

 

b) Nummer 9  

bezeichneten Gebot oder Verbot ent-
spricht, 

 

2. inhaltlich einer Vorschrift entspricht, zu 
der die in Absatz 1  

2. inhaltlich einer Vorschrift entspricht, zu 
der die in Absatz 1  

a) Nummer 5 Buchstabe c, a) u n v e r ä n d e r t  

b) Nummer 6, b) u n v e r ä n d e r t  

c) Nummer 7 Buchstabe a, c) u n v e r ä n d e r t  

d) Nummer 7 Buchstabe b, d) u n v e r ä n d e r t  
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e) Nummer 7 Buchstabe c, Nummer 
8 Buchstabe a oder Nummer 10a 
oder 

e) Nummer 7 Buchstabe c, 

f) Nummer 8 Buchstabe b f) Nummer 7 Buchstabe d, Num-
mer 8 Buchstabe a oder Num-
mer 10a oder 

 g) Nummer 8 Buchstabe b 

genannten Vorschriften ermächtigen 
oder 

genannten Vorschriften ermächtigen 
oder 

3. bestimmt,  3. u n v e r ä n d e r t  

a) dass Informationen oder Doku-
mente zu gefährlichen Stoffen, zu 
gefährlichen Gemischen, zu Er-
zeugnissen, die solche Stoffe oder 
Gemische freisetzen können, ent-
halten oder zu ihrem Funktionieren 
benötigen, oder zu Einrichtungen 
zu erstellen, zu berücksichtigen, 
aufzubewahren, bereitzuhalten, zu 
übermitteln, zu aktualisieren, zu 
bestätigen, aufeinander abzustim-
men oder bei staatlichen Stellen 
oder bei sonstigen Stellen mit ho-
heitlichen Aufgaben einzuholen 
sind, 

 

b) dass staatliche Stellen oder sons-
tige Stellen mit hoheitlichen Aufga-
ben über gefährliche Stoffe, über 
gefährliche Gemische, über Er-
zeugnisse, die solche Stoffe oder 
Gemische freisetzen können, ent-
halten oder zu ihrem Funktionieren 
benötigen, oder über Einrichtun-
gen zu unterrichten sind, 
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c) dass bei staatlichen Stellen oder 
bei sonstigen Stellen mit hoheitli-
chen Aufgaben für die Herstellung, 
das Inverkehrbringen oder die Ver-
wendung von gefährlichen Stoffen, 
von gefährlichen Gemischen, von 
Erzeugnissen, die solche Stoffe 
oder Gemische freisetzen können, 
enthalten oder zu ihrem Funktio-
nieren benötigen, oder von Ein-
richtungen eine Registrierung er-
folgen muss, 

 

d) dass gefährliche Stoffe oder ge-
fährliche Gemische zurückzuge-
winnen, zu sammeln, zurückzuhal-
ten, aufzuarbeiten, zu recyceln 
oder zu zerstören sind, 

 

e) dass Erzeugnisse, die gefährliche 
Stoffe oder gefährliche Gemische 
freisetzen können, enthalten oder 
zu ihrem Funktionieren benötigen, 
oder Einrichtungen außer Betrieb 
zu nehmen, zu überprüfen, zu re-
parieren, auszustatten, aufzuarbei-
ten, zu recyceln oder zu zerstören 
sind, 

 

f) dass wissenschaftliche Prüfungen 
oder Versuche mit gefährlichen 
Stoffen, mit gefährlichen Gemi-
schen oder mit Erzeugnissen, die 
solche Stoffe oder Gemische frei-
setzen können, enthalten oder zu 
ihrem Funktionieren benötigen, 
durchzuführen sind, 

 

g) dass für gefährliche Stoffe, für ge-
fährliche Gemische, für Erzeug-
nisse, die solche Stoffe oder Ge-
mische freisetzen können, enthal-
ten oder zu ihrem Funktionieren 
benötigen, oder für Einrichtungen 
nicht oder nur auf bestimmte Art 
und Weise geworben werden darf, 
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h) dass gefährliche Stoffe, gefährli-
che Gemische oder Erzeugnisse, 
die solche Stoffe oder Gemische 
freisetzen können, enthalten oder 
zu ihrem Funktionieren benötigen, 
oder Einrichtungen nicht erworben 
oder nur auf bestimmte Art und 
Weise hergestellt oder in Verkehr 
gebracht werden dürfen oder 

 

i) dass wissenschaftliche Prüfungen 
oder Versuche mit gefährlichen 
Stoffen, mit gefährlichen Gemi-
schen oder mit Erzeugnissen, die 
solche Stoffe oder Gemische frei-
setzen können, enthalten oder zu 
ihrem Funktionieren benötigen, 
nicht, nur auf bestimmte Art und 
Weise oder nur unter bestimmten 
Voraussetzungen durchgeführt 
werden dürfen, 

 

soweit eine Rechtsverordnung nach 
Absatz 5 für einen bestimmten Tatbe-
stand auf diese Bußgeldvorschrift ver-
weist. 

 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann in 
den Fällen des Absatzes 1 Nummer 4a, 4b 
und 7 Buchstabe b und des Absatzes 2 
Nummer 2 Buchstabe d mit einer Geldbuße 
bis zu zweihunderttausend Euro, in den 
Fällen des Absatzes 1 Nummer 4, 4c, 4f, 5, 
6, 7 Buchstabe a, Nummer 8 Buchstabe b 
und Nummer 10 und des Absatzes 2 Num-
mer 1 Buchstabe a, Nummer 2 Buchstabe 
a bis c und f und Nummer 3 Buchstabe c 
bis i mit einer Geldbuße bis zu fünfzigtau-
send Euro und in den übrigen Fällen mit ei-
ner Geldbuße bis zu zehntausend Euro ge-
ahndet werden. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann in 
den Fällen des Absatzes 1 Nummer 4a, 4b, 
4e, 4g und 7 Buchstabe b und des Absat-
zes 2 Nummer 2 Buchstabe d mit einer 
Geld-buße bis zu zweihunderttausend 
Euro, in den Fällen des Absatzes 1 Num-
mer 4, 4c, 4f, 5, 6, 7 Buchstabe a und c, 
Nummer 8 Buchstabe b und Nummer 10 
und des Absatzes 2 Nummer 1 Buchstabe 
a, Nummer 2 Buchstabe a bis c, e und g 
und Nummer 3 Buchstabe c bis i mit einer 
Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro und 
in den übrigen Fällen der Absätze 1 und 2 
mit einer Geldbuße bis zu zehntausend 
Euro geahndet werden. 

(4) Verwaltungsbehörde im Sinne des 
§ 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten ist  

(4) u n v e r ä n d e r t  
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1. in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 
9 in Verbindung mit § 21 Absatz 3 Satz 
2  

 

a) die Bundesstelle für Chemikalien 
für ihren Geschäftsbereich gemäß 
§ 21 Absatz 2 Satz 2 oder 

 

b) die in der Rechtsverordnung nach 
§ 21 Absatz 2a bezeichnete Bun-
desbehörde, soweit ihr die in § 21 
Absatz 3 Satz 1 bezeichneten Be-
fugnisse zustehen, 

 

2. (weggefallen)  

3. im Übrigen die nach Landesrecht zu-
ständige Behörde. 

 

(5) Die Bundesregierung wird ermäch-
tigt, soweit dies zur Durchführung der 
Rechtsakte der Europäischen Gemein-
schaft oder der Europäischen Union erfor-
derlich ist, durch Rechtsverordnung mit Zu-
stimmung des Bundesrates die Tatbe-
stände zu bezeichnen, die als Ordnungs-
widrigkeit nach Absatz 2 geahndet werden 
können. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

§ 27 § 27 

Strafvorschriften, Verordnungsermäch-
tigung 

Strafvorschriften, Verordnungsermäch-
tigung 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jah-
ren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer  

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jah-
ren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 
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Voraussichtlich geltendes Recht (siehe 
Bundestagsdrucksache 21/3511) 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Strafrechts – Umsetzung der Richtli-
nie (EU) 2024/1203 über den strafrechtli-
chen Schutz der Umwelt sowie zur Än-
derung der Zustellungspauschalen und 
Gebühren im Gesetz über Ordnungswid-
rigkeiten und in den Justizkostengeset-

zen 

1. einer Rechtsverordnung nach § 17 Ab-
satz 1 Nummer 1 Buchstabe a, Num-
mer 2 Buchstabe b oder Nummer 3, je-
weils auch in Verbindung mit Absatz 2, 
3 Satz 1, Absatz 4 oder 6 über das 
Herstellen, das Inverkehrbringen oder 
das Verwenden dort bezeichneter 
Stoffe, Gemische, Erzeugnisse, Biozid-
Wirkstoffe oder Biozid-Produkte zuwi-
derhandelt, soweit sie für einen be-
stimmten Tatbestand auf diese Straf-
vorschrift verweist, 

1. einer Rechtsverordnung nach § 17 Ab-
satz 1 Nummer 1 Buchstabe a oder 
Nummer 2 Buchstabe b, jeweils auch 
in Verbindung mit § 17 Absatz 2, 3 
Satz 1 oder Absatz 4, oder nach § 17 
Absatz 1 Nummer 3, auch in Verbin-
dung mit § 17 Absatz 2 oder 3 Satz 1, 
oder einer vollziehbaren Anordnung 
auf Grund einer solchen Rechtsver-
ordnung zuwiderhandelt, soweit die 
Rechtsverordnung für einen be-
stimmten Tatbestand auf diese Straf-
vorschrift verweist, 

2. einer vollziehbaren Anordnung nach § 
23 Absatz 2 Satz 1 über das Herstel-
len, das Inverkehrbringen oder das 
Verwenden gefährlicher Stoffe, Gemi-
sche oder Erzeugnisse zuwiderhandelt 
oder 

2. einer vollziehbaren Anordnung nach 
§ 23 Absatz 2 Satz 1 zuwiderhandelt 
oder 

3. einer unmittelbar geltenden Vorschrift 
in Rechtsakten der Europäischen Ge-
meinschaften oder der Europäischen 
Union zuwiderhandelt, die inhaltlich ei-
ner Regelung entspricht, zu der die in 
Nummer 1 genannten Vorschriften er-
mächtigen, soweit eine Rechtsverord-
nung nach Satz 2 für einen bestimmten 
Tatbestand auf diese Strafvorschrift 
verweist. Die Bundesregierung wird er-
mächtigt, soweit dies zur Durchsetzung 
der Rechtsakte der Europäischen Ge-
meinschaften oder der Europäischen 
Union erforderlich ist, durch Rechtsver-
ordnung mit Zustimmung des Bundes-
rates die Tatbestände zu bezeichnen, 
die als Straftat nach Satz 1 zu ahnden 
sind. 

3. einer unmittelbar geltenden Vorschrift 
in Rechtsakten der Europäischen 
Union zuwiderhandelt, die inhaltlich ei-
ner Regelung entspricht, zu der die in 
Nummer 1 genannten Vorschriften er-
mächtigen, soweit eine Rechtsverord-
nung nach Absatz 6 für einen be-
stimmten Tatbestand auf diese Straf-
vorschrift verweist. 
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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Strafrechts – Umsetzung der Richtli-
nie (EU) 2024/1203 über den strafrechtli-
chen Schutz der Umwelt sowie zur Än-
derung der Zustellungspauschalen und 
Gebühren im Gesetz über Ordnungswid-
rigkeiten und in den Justizkostengeset-

zen 

(1a) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jah-
ren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 
eine in Absatz 1 Nummer 3 Satzteil vor 
Satz 2 bezeichnete Handlung dadurch 
begeht, dass er einen Bedarfsgegenstand 
im Sinne des § 2 Absatz 6 des Lebensmit-
tel- und Futtermittelgesetzbuches herstellt 
oder in Verkehr bringt. 

(1a) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jah-
ren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 
eine in Absatz 1 Nummer 3 bezeichnete 
Handlung dadurch begeht, dass er einen 
Bedarfsgegenstand im Sinne des § 2 Ab-
satz 6 des Lebensmittel- und Futtermittel-
gesetzbuches herstellt oder in Verkehr 
bringt. 

(2) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jah-
ren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 
durch eine in Absatz 1 oder Absatz 1a oder 
eine in § 26 Absatz 1 Nummer 4, 5, 7 
Buchstabe b, Nummer 8 Buchstabe b oder 
Nummer 10 oder Absatz 2 Nummer 1 
Buchstabe a oder Nummer 2 Buchstabe a, 
d oder f bezeichnete vorsätzliche Handlung 
das Leben oder die Gesundheit eines an-
deren oder fremde Sachen von bedeuten-
dem Wert gefährdet. 

(2) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jah-
ren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 
eine in Absatz 1 oder 1a oder eine in § 26 
Absatz 1 Nummer 4, 7 Buchstabe a 
oder b, Nummer 8 Buchstabe b oder Num-
mer 10 Buchstabe b oder Absatz 2 Num-
mer 2 Buchstabe c, d oder g oder Num-
mer 3 Buchstabe h bezeichnete vorsätzli-
che Handlung in einer Weise begeht, die 
geeignet ist, den Tod oder eine schwere 
Gesundheitsschädigung eines anderen 
Menschen oder erhebliche Schäden an 
Tieren, Pflanzen, einem Gewässer, der 
Luft, dem Boden oder einem Ökosystem 
nach § 330d Absatz 1 Nummer 2 des 
Strafgesetzbuches zu verursachen. 

(3) Der Versuch ist strafbar. (3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Handelt der Täter fahrlässig, so ist 
die Strafe  

(4) Handelt der Täter fahrlässig, so ist 
die Strafe  

1. in den Fällen des Absatzes 1 oder Ab-
satzes 1a Freiheitsstrafe bis zu einem 
Jahr oder Geldstrafe, 

1. in den Fällen der Absätze 1 oder 1a 
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder 
Geldstrafe, 

2. in den Fällen des Absatzes 2 Freiheits-
strafe bis zu zwei Jahren oder Geld-
strafe. 

2. in den Fällen des Absatzes 2 Freiheits-
strafe bis zu drei Jahren oder Geld-
strafe. 
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Bundestagsdrucksache 21/3511) 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Strafrechts – Umsetzung der Richtli-
nie (EU) 2024/1203 über den strafrechtli-
chen Schutz der Umwelt sowie zur Än-
derung der Zustellungspauschalen und 
Gebühren im Gesetz über Ordnungswid-
rigkeiten und in den Justizkostengeset-

zen 

(5) Das Gericht kann von Strafe nach 
Absatz 2 absehen, wenn der Täter freiwillig 
die Gefahr abwendet, bevor ein erheblicher 
Schaden entsteht. Unter denselben Vo-
raussetzungen wird der Täter nicht nach 
Absatz 4 Nummer 2 bestraft. Wird ohne 
Zutun des Täters die Gefahr abgewendet, 
so genügt sein freiwilliges und ernsthaftes 
Bemühen, dieses Ziel zu erreichen. 

(5) Das Gericht kann von Strafe nach 
Absatz 2 absehen, wenn der Täter freiwillig 
den von ihm verursachten Zustand be-
seitigt, bevor ein erheblicher Schaden ent-
steht. Unter denselben Voraussetzungen 
wird der Täter nicht nach Absatz 4 Nummer 
2 bestraft. Wird ohne Zutun des Täters der 
rechtswidrig verursachte Zustand besei-
tigt, so genügt sein freiwilliges und ernst-
haftes Bemühen, dieses Ziel zu erreichen. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten nicht, 
wenn die Tat nach den §§ 328, 330 oder 
330a des Strafgesetzbuches mit gleicher 
oder schwererer Strafe bedroht ist. 

(6) Die Bundesregierung wird er-
mächtigt, soweit dies zur Durchsetzung 
der Rechtsakte der Europäischen Union 
erforderlich ist, durch Rechtsverord-
nung mit Zustimmung des Bundesrates 
die Tatbestände zu bezeichnen, die als 
Straftat nach Absatz 1 Nummer 3 zu ahn-
den sind. 
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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Strafrechts – Umsetzung der Richtli-
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 § 27b 

 

Zuwiderhandlungen gegen Abgabevor-
schriften 

 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei 
Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, 
wer eine in § 26 Absatz 1 Nummer 7 
Buchstabe b oder Absatz 2 Nummer 2 
Buchstabe d bezeichnete vorsätzliche 
Handlung begeht, obwohl er weiß, dass 
der gefährliche Stoff, das gefährliche 
Gemisch, das Erzeugnis oder die Ein-
richtung für eine rechtswidrige Tat, die 
den Tatbestand eines Strafgesetzes ver-
wirklicht, verwendet werden soll. 

 

(2) Erkennt der Täter in den Fällen 
des Absatzes 1 leichtfertig nicht, dass 
der gefährliche Stoff, das gefährliche 
Gemisch, das Erzeugnis oder die Ein-
richtung für eine rechtswidrige Tat, die 
den Tatbestand eines Strafgesetzes ver-
wirklicht, verwendet werden soll, so ist 
die Strafe Freiheitsstrafe bis zu einem 
Jahr oder Geldstrafe. 

§ 27b § 27c 

Zuwiderhandlungen gegen die Verord-
nung (EG) Nr. 1907/2006 

Strafvorschriften zur Verordnung (EG) 
Nr. 1907/2006 
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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Strafrechts – Umsetzung der Richtli-
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(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jah-
ren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 
gegen die Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 
des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 18. Dezember 2006 zur Registrie-
rung, Bewertung, Zulassung und Beschrän-
kung chemischer Stoffe (REACH), zur 
Schaffung einer Europäischen Chemika-
lienagentur, zur Änderung der Richtlinie 
1999/45/EG und zur Aufhebung der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 793/93 des Rates, der 
Verordnung (EG) Nr. 1488/94 der Kommis-
sion, der Richtlinie 76/769/EWG des Rates 
sowie der Richtlinien 91/155/EWG, 
93/67/EWG, 93/105/EG und 2000/21/EG 
der Kommission (ABl. EU Nr. L 396 S. 1, 
2007 Nr. L 136 S. 3) verstößt, indem er  

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jah-
ren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 
gegen die Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 
in der Fassung vom 2. Oktober 2025 ver-
stößt, indem er 

1. entgegen Artikel 5 einen Stoff als sol-
chen, in einem Gemisch oder in einem 
Erzeugnis herstellt oder in Verkehr 
bringt, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. in einem Registrierungsdossier nach 
Artikel 6 Absatz 1 oder Absatz 3 oder 
Artikel 7 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 5 
Satz 1 oder in einem Zulassungsantrag 
nach Artikel 62 Absatz 1 in Verbindung 
mit Absatz 4 eine Angabe nicht richtig 
oder nicht vollständig macht, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. entgegen Artikel 37 Absatz 4 in Verbin-
dung mit Artikel 39 Absatz 1 einen 
Stoffsicherheitsbericht nicht, nicht rich-
tig, nicht vollständig oder nicht recht-
zeitig erstellt oder 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. entgegen Artikel 56 Absatz 1 einen 
dort genannten Stoff zur Verwendung 
in Verkehr bringt oder selbst verwen-
det. 

4. u n v e r ä n d e r t  
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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Strafrechts – Umsetzung der Richtli-
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chen Schutz der Umwelt sowie zur Än-
derung der Zustellungspauschalen und 
Gebühren im Gesetz über Ordnungswid-
rigkeiten und in den Justizkostengeset-

zen 

(2) Der Versuch ist strafbar. (2) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf 
Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, 
wer eine in Absatz 1 Nummer 4 bezeich-
nete Handlung in einer Weise begeht, 
die geeignet ist, den Tod oder eine 
schwere Gesundheitsschädigung eines 
anderen Menschen oder erhebliche 
Schäden an Tieren, Pflanzen, einem Ge-
wässer, der Luft, dem Boden oder einem 
Ökosystem nach § 330d Absatz 1 Num-
mer 2 des Strafgesetzbuches zu verur-
sachen. 

(3) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jah-
ren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 
durch eine in Absatz 1 bezeichnete Hand-
lung das Leben oder die Gesundheit eines 
anderen oder fremde Sachen von bedeu-
tendem Wert gefährdet. 

(3) Ebenso wird bestraft, wer durch 
eine in Absatz 1 Nummer 1, 2 oder 3 be-
zeichnete Handlung das Leben oder die 
Gesundheit eines anderen Menschen oder 
fremde Sachen von bedeutendem Wert ge-
fährdet. 

(4) Handelt der Täter in den Fällen 
des Absatzes 1 Nummer 4 fahrlässig, so ist 
die Strafe Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 
oder Geldstrafe. 

(4) Der Versuch ist strafbar. 

 (5) Handelt der Täter fahrlässig, so 
ist die Strafe 

 1. in den Fällen des Absatzes 1 Num-
mer 4 Freiheitsstrafe bis zu einem 
Jahr oder Geldstrafe und 

 2. in den Fällen des Absatzes 2 Frei-
heitsstrafe bis zu drei Jahren oder 
Geld-strafe. 

(5) Ordnungswidrig handelt, wer eine 
in Absatz 1 Nummer 1, 2 oder Nummer 3 
bezeichnete Handlung fahrlässig begeht. 
Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu hunderttausend Euro ge-
ahndet werden. 

(6) u n v e r ä n d e r t  
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§ 27c § 27c 

Zuwiderhandlungen gegen Abgabevor-
schriften 

entfällt 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jah-
ren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 
eine in § 26 Absatz 1 Nummer 7 Buchstabe 
b oder Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe d 
bezeichnete vorsätzliche Handlung begeht, 
obwohl er weiß, dass der gefährliche Stoff, 
das gefährliche Gemisch oder das Erzeug-
nis für eine rechtswidrige Tat, die den Tat-
bestand eines Strafgesetzes verwirklicht, 
verwendet werden soll. 

 

(2) Erkennt der Täter in den Fällen 
des Absatzes 1 leichtfertig nicht, dass der 
gefährliche Stoff, das gefährliche Gemisch 
oder das Erzeugnis für eine rechtswidrige 
Tat, die den Tatbestand eines Strafgeset-
zes verwirklicht, verwendet werden soll, so 
ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu einem 
Jahr oder Geldstrafe. 

 

 

§ 27d 

 Strafvorschriften zur Verordnung (EU) 
2024/573 

 (1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf 
Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, 
wer gegen die Verordnung (EU) 
2024/573 in der Fassung vom 7. Februar 
2024 verstößt, indem er 

 1. entgegen Artikel 4 Absatz 1 Unter-
absatz 1 ein fluoriertes Treibhaus-
gas in die Atmosphäre freisetzt, 

 2. entgegen Artikel 4 Absatz 6 Unter-
absatz 1 ein fluoriertes Treibhaus-
gas in Verkehr bringt, 
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 3. entgegen Artikel 11 Absatz 1 Unter-
absatz 1 oder 3 Satz 1 ein dort ge-
nanntes Erzeugnis, eine dort ge-
nannte Einrichtung oder ein dort ge-
nanntes Teil nach dem … [einset-
zen: Datum des Tages nach der Ver-
kündung dieses Gesetzes] in Ver-
kehr bringt, verwendet, liefert, zur 
Verfügung stellt oder ausführt, 

 4. entgegen Artikel 11 Absatz 3 Unter-
absatz 1 Satz 1 einen dort genann-
ten nicht wieder auffüllbaren Behäl-
ter nach dem … [einsetzen: Datum 
des Tages nach der Verkündung 
dieses Gesetzes] einführt, liefert, für 
Dritte bereitstellt, verwendet oder 
ausführt, 

 5. entgegen Artikel 13 Absatz 1, 2 
oder 7 Unterabsatz 1 Schwefelhexaf-
luorid (SF6) verwendet, 

 6. entgegen Artikel 13 Absatz 3 Unter-
absatz 1, Absatz 4 Unterabsatz 1 
oder Absatz 5 Unterabsatz 1 ein dort 
genanntes fluoriertes Treibhausgas 
verwendet, 

 7. entgegen Artikel 13 Absatz 8 Satz 1 
Desfluran verwendet, 

 8. entgegen Artikel 13 Absatz 9 eine 
dort genannte Schaltanlage in Be-
trieb nimmt, 

 9. entgegen Artikel 13 Absatz 19 eine 
dort genannte Einrichtung in Betrieb 
nimmt oder ein dort genanntes Er-
zeugnis verwendet, 

 10. entgegen Artikel 14 Absatz 2 einen 
teilfluorierten Kohlenwasserstoff 
produziert, 
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 11. entgegen Artikel 16 Absatz 1, auch 
in Verbindung mit Absatz 6, einen 
teilfluorierten Kohlenwasserstoff in 
Verkehr bringt, 

 12. entgegen Artikel 19 Absatz 1 eine 
dort genannte Anlage, eine Wärme-
pumpe oder ein dort genanntes Do-
sier-Aerosol in Verkehr bringt, 

 13. entgegen Artikel 22 Absatz 3 Unter-
absatz 1 oder Artikel 23 Absatz 12 
Unterabsatz 3, jeweils auch in Ver-
bindung mit Artikel 16 Absatz 6, ei-
nen dort genannten Schaum, ein 
dort genanntes Aerosol, eine dort 
genannte Anlage, eine dort ge-
nannte Wärmepumpe, ein dort ge-
nanntes fluoriertes Treibhausgas 
oder einen dort genannten teilfluo-
rierten Kohlenwasserstoff ausführt 
oder 

 14. entgegen Artikel 25 Absatz 1, auch 
in Verbindung mit Artikel 16 Ab-
satz 6, einen teilfluorierten Kohlen-
wasserstoff, ein dort genanntes Er-
zeugnis oder eine dort genannte 
Einrichtung einführt oder ausführt. 

 (2) Der Versuch ist strafbar. 

 (3) Handelt der Täter in den Fällen 
des Absatzes 1 Nummer 2 bis 14 fahr-
lässig, so ist die Strafe Freiheitsstrafe 
bis zu drei Jahren oder Geldstrafe. 

 

§ 27e 

 Strafvorschriften zur Verordnung (EU) 
2024/590 



 - 23 - Bearbeitungsstand: 14.04.2026  14:04 

Voraussichtlich geltendes Recht (siehe 
Bundestagsdrucksache 21/3511) 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Strafrechts – Umsetzung der Richtli-
nie (EU) 2024/1203 über den strafrechtli-
chen Schutz der Umwelt sowie zur Än-
derung der Zustellungspauschalen und 
Gebühren im Gesetz über Ordnungswid-
rigkeiten und in den Justizkostengeset-

zen 

 (1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf 
Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, 
wer gegen die Verordnung (EU) 
2024/590 in der Fassung vom 7. Februar 
2024 verstößt, indem er 

 1. entgegen Artikel 4 Absatz 1 einen 
dort genannten Stoff produziert, in 
Verkehr bringt, liefert, überlässt 
oder verwendet, 

 2. entgegen Artikel 4 Absatz 2 einen 
dort genannten Stoff einführt oder 
ausführt, 

 3. entgegen Artikel 5 Absatz 1 ein dort 
genanntes Erzeugnis oder eine dort 
genannte Einrichtung in Verkehr 
bringt, liefert oder überlässt, 

 4. entgegen Artikel 5 Absatz 2 Satz 1 
ein dort genanntes Erzeugnis oder 
eine dort genannte Einrichtung ein-
führt oder ausführt, 

 5. entgegen Artikel 8 Absatz 6 einen 
dort genannten Stoff in Verkehr 
bringt, liefert oder überlässt, 

 6. entgegen Artikel 11 Absatz 2 eine 
dort genannte Brandschutzeinrich-
tung oder einen dort genannten 
Feuerlöscher einsetzt, 

 7. entgegen Artikel 15 Absatz 1 Unter-
absatz 1 Satz 1 einen dort genann-
ten Einwegbehälter einführt, in Ver-
kehr bringt, weiterliefert, überlässt, 
verwendet oder ausführt oder  

 8. entgegen Artikel 21 Absatz 1 einen 
ozonabbauenden Stoff in die Atmo-
sphäre freisetzt. 

 (2) Der Versuch ist strafbar. 
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 (3) Handelt der Täter in den Fällen 
des Absatzes 1 Nummer 1 bis 7 fahrläs-
sig, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis 
zu drei Jahren oder Geldstrafe. 

 

§ 27f 

 Schwere Chemikalienstraftaten 

 (1) Mit Freiheitsstrafe von sechs 
Monaten bis zu zehn Jahren wird be-
straft, wer in den Fällen des § 27d Ab-
satz 1 Nummer 2 bis 4, 10 bis 13 oder 14 
als Mitglied einer Bande, die sich zur 
fortgesetzten Begehung solcher Taten 
verbunden hat, gewerbsmäßig handelt. 

 (2) Mit Freiheitsstrafe von einem 
Jahr bis zu zehn Jahren, in minder 
schweren Fällen mit Freiheitsstrafe von 
sechs Monaten bis zu fünf Jahren, wird 
bestraft, wer in den Fällen des § 27 Ab-
satz 2, § 27c Absatz 2, § 27d Absatz 1 
oder § 27e Absatz 1 

 1. ein Ökosystem nach § 330d Ab-
satz 1 Nummer 2 des Strafgesetzbu-
ches von beträchtlicher Größe oder 
beträchtlichem ökologischen Wert 
oder einen Lebensraum innerhalb 
eines geschützten Gebiets nach 
§ 330d Absatz 1 Nummer 3 des 
Strafgesetzbuches zerstört oder 
derart weitreichend und erheblich 
schädigt, dass die Schädigung nicht 
oder erst nach einem mehrjährigen 
Zeitraum beseitigt werden kann, 
oder 

 2. ein Gewässer, den Boden oder die 
Luft derart weitreichend und erheb-
lich schädigt, dass die Schädigung 
nicht oder erst nach einem mehrjäh-
rigen Zeitraum beseitigt werden 
kann. 
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 (3) Mit Freiheitsstrafe nicht unter 
drei Jahren, in minder schweren Fällen 
mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis 
zu zehn Jahren, wird bestraft, wer in den 
Fällen des § 27 Absatz 2 oder des § 27c 
Absatz 2 den Tod eines anderen Men-
schen verursacht. 

§ 27d § 27g 

Einziehung Einziehung 

Gegenstände, auf die sich eine Straftat 
nach den §§ 27, 27b Absatz 1 bis 4 oder § 
27c oder eine Ordnungswidrigkeit nach § 
26 Absatz 1 Nummer 4, 5, 7 Buchstabe a 
oder b oder Nummer 10 oder Absatz 2 
Nummer 1 Buchstabe a oder Nummer 2 
Buchstabe a, c oder d oder § 27b Absatz 5 
Satz 1 bezieht, können eingezogen wer-
den. § 74a des Strafgesetzbuches und § 
23 des Gesetzes über Ordnungswidrigkei-
ten sind anzuwenden. 

Gegenstände, auf die sich 

 1. eine Straftat nach § 27 Absatz 1 
bis 4, § 27b, § 27c Absatz 1 bis 5 
oder §§ 27d bis 27f bezieht oder 

 2. eine Ordnungswidrigkeit nach § 26 
Absatz 1 Nummer 4 bis 4b, 5, 7 
Buchstabe a, b oder c oder Num-
mer 10 oder Absatz 2 Nummer 1 
Buchstabe a oder Nummer 2 Buch-
stabe a, c, d oder e oder § 27c Ab-
satz 6 Satz 1 bezieht, 

 können eingezogen werden. § 74a des 
Strafgesetzbuches und § 23 des Geset-
zes über Ordnungswidrigkeiten sind an-
zuwenden. 
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Chemikalien-Sanktionsverord-
nung 

Chemikalien-Sanktionsverord-
nung 

§ 1 § 1 

Straftaten nach der Verordnung (EG) Nr. 
1907/2006 

Straftaten nach der Verordnung (EG) Nr. 
1907/2006 

Nach § 27 Absatz 1 Nummer 3 Satzteil 
vor Satz 2, Absatz 1a bis 4 des Chemikali-
engesetzes wird bestraft, wer gegen Artikel 
67 Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit An-
hang XVII der Verordnung (EG) Nr. 
1907/2006 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 18. Dezember 2006 
zur Registrierung, Bewertung, Zulassung 
und Beschränkung chemischer Stoffe 
(REACH), zur Schaffung einer Europäi-
schen Chemikalienagentur, zur Änderung 
der Richtlinie 1999/45/EG und zur Aufhe-
bung der Verordnung (EWG) Nr. 793/93 
des Rates, der Verordnung (EG) Nr. 
1488/94 der Kommission, der Richtlinie 
76/769/EWG des Rates sowie der Richtli-
nien 91/155/EWG, 93/67/EWG, 93/105/EG 
und 2000/21/EG der Kommission (ABl. L 
396 vom 30.12.2006, S. 1, L 136 vom 
29.5.2007, S. 3, L 141 vom 31.5.2008, S. 
22, L 36 vom 5.2.2009, S. 84, L 260 vom 
2.10.2010, S. 22, L 49 vom 24.2.2011, S. 
52, L 136 vom 24.5.2011, S.105, L 185 
vom 4.7.2013, S. 18), die zuletzt durch die 
Verordnung (EU) 2024/2462 (ABl. L, 
2024/2462, 20.9.2024) geändert worden 
ist, verstößt, indem er vorsätzlich oder fahr-
lässig 

Nach § 27 Absatz 1 Nummer 3 des 
Chemikaliengesetzes wird bestraft, wer ge-
gen Artikel 67 Absatz 1 Satz 1 in Verbin-
dung mit Anhang XVII der Verordnung 
(EG) Nr. 1907/2006 in der Fassung vom 
2. Oktober 2025 verstößt, indem er 

1. entgegen Nummer 1 der Spalte 1 des 
Anhangs XVII in Verbindung mit der 
zugehörigen Spalte 2 Polychloriertes 
Terphenyl in Verkehr bringt oder ver-
wendet, 

1. u n v e r ä n d e r t  
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2. entgegen Nummer 2 der Spalte 1 des 
Anhangs XVII in Verbindung mit der 
zugehörigen Spalte 2 Chlorethen ver-
wendet oder eine dort genannte Aero-
solpackung in Verkehr bringt, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. entgegen Nummer 3 der Spalte 1 des 
Anhangs XVII in Verbindung mit Ab-
satz 1, 2, 3 oder Absatz 4 der zugehö-
rigen Spalte 2 einen dort genannten 
Stoff oder ein dort genanntes Gemisch 
verwendet oder in Verkehr bringt oder 
ein Erzeugnis in Verkehr bringt, 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. entgegen Nummer 4, 7 oder Nummer 
8 der Spalte 1 des Anhangs XVII, je-
weils in Verbindung mit Absatz 1 oder 
Absatz 2 der zugehörigen Spalte 2, Tri-
(2,3-Dibrompropyl)-Phosphat, Tris-
(aziridinyl)-phosphinoxid, Polybrom-
biphenyl oder polybromiertes Biphenyl 
verwendet oder ein dort genanntes Er-
zeugnis in Verkehr bringt, 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. entgegen Nummer 5 der Spalte 1 des 
Anhangs XVII in Verbindung mit Ab-
satz 1, 2 oder Absatz 3 der zugehöri-
gen Spalte 2 Benzol verwendet oder in 
Verkehr bringt oder Spielwaren oder 
Teile von Spielwaren in Verkehr bringt, 

5. u n v e r ä n d e r t  

6. entgegen Nummer 6 der Spalte 1 des 
Anhangs XVII in Verbindung mit Ab-
satz 1 Unterabsatz 1 der zugehörigen 
Spalte 2 Asbestfasern, ein dort ge-
nanntes Erzeugnis oder ein dort ge-
nanntes Gemisch herstellt, in Verkehr 
bringt oder verwendet, 

6. u n v e r ä n d e r t  
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7. entgegen Nummer 9, 10 oder Nummer 
11 der Spalte 1 des Anhangs XVII, je-
weils in Verbindung mit Absatz 1 oder 
Absatz 2 der zugehörigen Spalte 2, ei-
nen dort genannten Stoff oder eine 
dort genannte Stoffgruppe verwendet 
oder einen dort genannten Scherzarti-
kel, ein dort genanntes Gemisch oder 
ein dort genanntes Erzeugnis in Ver-
kehr bringt, 

7. u n v e r ä n d e r t  

8. entgegen Nummer 12, 13, 14 oder 
Nummer 15 der Spalte 1 des Anhangs 
XVII, jeweils in Verbindung mit der zu-
gehörigen Spalte 2, einen dort genann-
ten Stoff oder ein dort genanntes Salz 
in Verkehr bringt oder verwendet, 

8. u n v e r ä n d e r t  

9. entgegen Nummer 16 oder Nummer 
17 der Spalte 1 des Anhangs XVII, je-
weils in Verbindung mit Satz 1 der zu-
gehörigen Spalte 2, ein dort genanntes 
Bleicarbonat oder ein dort genanntes 
Bleisulfat in Verkehr bringt oder ver-
wendet, 

9. u n v e r ä n d e r t  

10. entgegen Nummer 18 der Spalte 1 des 
Anhangs XVII in Verbindung mit der 
zugehörigen Spalte 2 eine Quecksil-
berverbindung in Verkehr bringt oder 
verwendet, 

10. u n v e r ä n d e r t  

11. entgegen Nummer 18a der Spalte 1 
des Anhangs XVII in Verbindung mit 
Absatz 1, 5 oder Absatz 7 der zugehö-
rigen Spalte 2 dort genanntes Queck-
silber oder ein dort genanntes Messin-
strument in Verkehr bringt, 

11. u n v e r ä n d e r t  

12. entgegen Nummer 19 der Spalte 1 des 
Anhangs XVII in Verbindung mit Ab-
satz 1, 2, 3 oder Absatz 4 Buchstabe d 
der zugehörigen Spalte 2 eine Arsen-
verbindung oder behandeltes Holz in 
Verkehr bringt oder verwendet, 

12. u n v e r ä n d e r t  
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13. entgegen Nummer 20 der Spalte 1 des 
Anhangs XVII in Verbindung mit Ab-
satz 1, 2, 3, 4, 5 Buchstabe a oder b 
erster Halbsatz oder Absatz 6 der zu-
gehörigen Spalte 2 eine dort genannte 
zinnorganische Verbindung, eine Di-
butylzinnverbindung oder ein dort ge-
nanntes Erzeugnis verwendet oder in 
Verkehr bringt, 

13. u n v e r ä n d e r t  

14. entgegen Nummer 21 der Spalte 1 des 
Anhangs XVII in Verbindung mit Satz 1 
der zugehörigen Spalte 2 Di-μ-oxo-di-
n-butyIstanniohydroxyboran oder Di-
butylzinnhydrogenborat in Verkehr 
bringt oder verwendet, 

14. u n v e r ä n d e r t  

15. (weggefallen) 15. u n v e r ä n d e r t  

16. entgegen Nummer 23 der Spalte 1 des 
Anhangs XVII in Verbindung mit  

16. u n v e r ä n d e r t  

a) Absatz 1 Unterabsatz 1, Absatz 2 
Unterabsatz 1, Absatz 5 Unterab-
satz 2, Absatz 6, Absatz 8 Unter-
absatz 1 oder Absatz 10 der zuge-
hörigen Spalte 2 Cadmium oder 
eine seiner Verbindungen in einem 
Gemisch, einem Erzeugnis oder in 
einem Bestandteil eines Erzeug-
nisses verwendet oder 

 

b) Absatz 1 Unterabsatz 2, Absatz 2 
Unterabsatz 1 oder 3, Absatz 5 
Unterabsatz 3, Absatz 6, Absatz 8 
Unterabsatz 2 oder Absatz 10 der 
zugehörigen Spalte 2 ein Ge-
misch, ein Erzeugnis oder einen 
Bestandteil eines Erzeugnisses in 
Verkehr bringt, 
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17. entgegen Nummer 24 der Spalte 1 des 
Anhangs XVII in Verbindung mit Ab-
satz 1 der zugehörigen Spalte 2 Mono-
methyl-tetrachlordiphenylmethan in 
Verkehr bringt oder verwendet oder ein 
dort genanntes Erzeugnis in Verkehr 
bringt, 

17. u n v e r ä n d e r t  

18. entgegen Nummer 25 oder Nummer 
26 der Spalte 1 des Anhangs XVII, je-
weils in Verbindung mit der zugehöri-
gen Spalte 2, einen dort genannten 
Stoff in Verkehr bringt oder verwendet 
oder ein dort genanntes Erzeugnis in 
Verkehr bringt, 

18. u n v e r ä n d e r t  

19. entgegen Nummer 27 der Spalte 1 des 
Anhangs XVII in Verbindung mit Ab-
satz 1 oder Absatz 2 der zugehörigen 
Spalte 2 Nickel oder eine seiner Ver-
bindungen verwendet oder ein Erzeug-
nis in Verkehr bringt, 

19. u n v e r ä n d e r t  

20. entgegen Nummer 28, 29 oder Num-
mer 30 der Spalte 1 des Anhangs XVII, 
jeweils in Verbindung mit Absatz 1 Un-
terabsatz 1 der zugehörigen Spalte 2, 
einen dort genannten Stoff in Verkehr 
bringt oder verwendet, 

20. u n v e r ä n d e r t  

21. entgegen Nummer 31 der Spalte 1 des 
Anhangs XVII in Verbindung mit Ab-
satz 1 oder Absatz 3 der zugehörigen 
Spalte 2 einen dort genannten Stoff 
oder dort genanntes behandeltes Holz 
in Verkehr bringt oder verwendet, 

21. u n v e r ä n d e r t  

22. entgegen Nummer 32, 34, 35, 36, 37 
oder Nummer 38 der Spalte 1 des An-
hangs XVII, jeweils in Verbindung mit 
Absatz 1 der zugehörigen Spalte 2, ei-
nen dort genannten Stoff in Verkehr 
bringt oder verwendet, 

22. u n v e r ä n d e r t  



 - 6 - Bearbeitungsstand: 14.04.2026  14:04 

Geltendes Recht Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Strafrechts – Umsetzung der Richtli-
nie (EU) 2024/1203 über den strafrechtli-
chen Schutz der Umwelt sowie zur Än-
derung der Zustellungspauschalen und 
Gebühren im Gesetz über Ordnungswid-
rigkeiten und in den Justizkostengeset-

zen 

23. entgegen Nummer 40 der Spalte 1 des 
Anhangs XVII in Verbindung mit Ab-
satz 1 oder Absatz 4 in Verbindung mit 
Absatz 1 der zugehörigen Spalte 2 ei-
nen dort genannten Stoff verwendet 
oder eine dort genannte Aerosolpa-
ckung in Verkehr bringt, 

23. u n v e r ä n d e r t  

24. entgegen Nummer 41 der Spalte 1 des 
Anhangs XVII in Verbindung mit der 
zugehörigen Spalte 2 Hexachlorethan 
in Verkehr bringt oder verwendet, 

24. u n v e r ä n d e r t  

25. (aufgehoben) 25. u n v e r ä n d e r t  

26. entgegen Nummer 43 der Spalte 1 des 
Anhangs XVII in Verbindung mit Ab-
satz 1, 2 oder Absatz 3 der zugehöri-
gen Spalte 2 einen dort genannten 
Azofarbstoff verwendet oder in Verkehr 
bringt oder ein dort genanntes Textil- 
oder Ledererzeugnis in Verkehr bringt, 

26. u n v e r ä n d e r t  

27. entgegen Nummer 45 der Spalte 1 des 
Anhangs XVII in Verbindung mit Ab-
satz 1 oder Absatz 2 der zugehörigen 
Spalte 2 Diphenylether-Octabromderi-
vat in Verkehr bringt oder verwendet 
oder ein Erzeugnis in Verkehr bringt, 

27. u n v e r ä n d e r t  

28. entgegen Nummer 46 der Spalte 1 des 
Anhangs XVII in Verbindung mit der 
zugehörigen Spalte 2 Nonylphenol 
oder Nonylphenolethoxylat in Verkehr 
bringt oder verwendet, 

28. u n v e r ä n d e r t  

28a. entgegen Nummer 46a der Spalte 1 
des Anhangs XVII in Verbindung mit 
Absatz 1 der zugehörigen Spalte 2 
Nonylphenolethoxylat in einem dort ge-
nannten Textilerzeugnis oder einem 
Teil davon in Verkehr bringt, 

28a. u n v e r ä n d e r t  
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29. entgegen Nummer 47 der Spalte 1 des 
Anhangs XVII in Verbindung mit Ab-
satz 1 der zugehörigen Spalte 2 Ze-
ment oder ein zementhaltiges Gemisch 
verwendet oder in Verkehr bringt, 

29. u n v e r ä n d e r t  

29a. entgegen Nummer 47 der Spalte 1 
des Anhangs XVII in Verbindung mit 
Absatz 5 oder Absatz 6 der zugehöri-
gen Spalte 2 ein dort genanntes Leder-
erzeugnis oder ein dort genanntes Er-
zeugnis, das dort genannte Lederan-
teile enthält, in Verkehr bringt, 

29a. u n v e r ä n d e r t  

30. entgegen Nummer 48 der Spalte 1 des 
Anhangs XVII in Verbindung mit der 
zugehörigen Spalte 2 Toluol in Verkehr 
bringt oder verwendet, 

30. u n v e r ä n d e r t  

31. entgegen Nummer 49 der Spalte 1 des 
Anhangs XVII in Verbindung mit der 
zugehörigen Spalte 2 Trichlorbenzol in 
Verkehr bringt oder verwendet, 

31. u n v e r ä n d e r t  

32. entgegen Nummer 50 der Spalte 1 des 
Anhangs XVII in Verbindung mit Ab-
satz 1 Satz 1 oder Absatz 2 Unterab-
satz 1 der zugehörigen Spalte 2 ein 
Weichmacheröl in Verkehr bringt oder 
verwendet oder einen dort genannten 
Reifen oder ein dort genanntes Profil in 
Verkehr bringt, 

32. u n v e r ä n d e r t  

32a. entgegen Nummer 50 der Spalte 1 
des Anhangs XVII in Verbindung mit 

32a. u n v e r ä n d e r t  

a) Absatz 5 Unterabsatz 1 oder Ab-
satz 6 der zugehörigen Spalte 2 
ein dort genanntes Erzeugnis, ein 
dort genanntes Spielzeug oder ei-
nen dort genannten Artikel in Ver-
kehr bringt, obwohl ein dort ge-
nannter Bestandteil bei unmittelba-
rer Berührung mit der Haut oder 
der Mundhöhle einen dort genann-
ten Wert überschreitet, oder 
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b) Absatz 9 oder Absatz 10 der zuge-
hörigen Spalte 2 ein Granulat oder 
einen Mulch in Verkehr bringt oder 
verwendet, 

 

33. entgegen Nummer 51 der Spalte 1 des 
Anhangs XVII in Verbindung mit  

33. u n v e r ä n d e r t  

a) Absatz 1 der zugehörigen Spalte 2 
ein dort genanntes Phthalat ver-
wendet oder 

 

b) Absatz 2 oder Absatz 3 der zuge-
hörigen Spalte 2 ein dort genann-
tes Phthalat in einem Spielzeug, in 
einem Babyartikel oder in einem 
Erzeugnis in Verkehr bringt, 

 

33a. entgegen Nummer 52 der Spalte 1 
des Anhangs XVII in Verbindung mit 
Absatz 1 oder Absatz 2 der zugehöri-
gen Spalte 2 ein dort genanntes Phtha-
lat verwendet oder ein Phthalat enthal-
tendes Spielzeug oder einen Phthalat 
enthaltenden Babyartikel in Verkehr 
bringt, 

33a. u n v e r ä n d e r t  

34. entgegen Nummer 54 der Spalte 1 des 
Anhangs XVII in Verbindung mit der 
zugehörigen Spalte 2 2-(2-Me-
thoxyethoxy)ethanol in Verkehr bringt, 

34. u n v e r ä n d e r t  

35. entgegen Nummer 55 der Spalte 1 des 
Anhangs XVII in Verbindung mit Ab-
satz 1 oder Absatz 2 der zugehörigen 
Spalte 2 2-(2-Butoxyethoxy)ethanol 
erstmalig in Verkehr bringt oder eine 
dort genannte Spritzfarbe oder ein dort 
genanntes Reinigungsspray in Verkehr 
bringt, 

35. u n v e r ä n d e r t  

36. entgegen Nummer 56 der Spalte 1 des 
Anhangs XVII in Verbindung mit Ab-
satz 1 erster Halbsatz der zugehörigen 
Spalte 2 Methylendiphenyl-Diisocyanat 
oder ein dort genanntes Isomer in Ver-
kehr bringt, 

36. u n v e r ä n d e r t  
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37. entgegen Nummer 57 der Spalte 1 des 
Anhangs XVII in Verbindung mit Ab-
satz 1 oder Absatz 2 der zugehörigen 
Spalte 2 Cyclohexan erstmalig in Ver-
kehr bringt oder einen dort genannten 
Kontaktklebstoff in Verkehr bringt, 

37. u n v e r ä n d e r t  

38. entgegen Nummer 58 der Spalte 1 des 
Anhangs XVII in Verbindung mit Ab-
satz 1 der zugehörigen Spalte 2 Am-
moniumnitrat zur Verwendung als fes-
ten Ein- oder Mehrstoffdünger erstma-
lig in Verkehr bringt, 

38. u n v e r ä n d e r t  

39. entgegen Nummer 59 der Spalte 1 des 
Anhangs XVII in Verbindung mit Ab-
satz 1 Unterabsatz 1 oder Absatz 4 der 
zugehörigen Spalte 2 einen dort ge-
nannten Dichlormethan enthaltenden 
Farbabbeizer in Verkehr bringt, benutzt 
oder verwendet, 

39. u n v e r ä n d e r t  

40. entgegen Nummer 60 der Spalte 1 des 
Anhangs XVII in Verbindung mit der 
zugehörigen Spalte 2 Acrylamid in Ver-
kehr bringt oder verwendet, 

40. u n v e r ä n d e r t  

41. entgegen Nummer 61 der Spalte 1 des 
Anhangs XVII in Verbindung mit der 
zugehörigen Spalte 2 Dimethylfumarat 
verwendet oder ein dort genanntes Er-
zeugnis oder einen seiner Bestandteile 
in den Verkehr bringt, 

41. u n v e r ä n d e r t  

42. entgegen Nummer 62 der Spalte 1 des 
Anhangs XVII in Verbindung mit Ab-
satz 1 oder Absatz 2 der zugehörigen 
Spalte 2 Phenylquecksilberacetat, -
propionat, - -2-ethylhexanoat, -
octanoat oder Phenylquecksilberneo-
decanoat als Stoff oder in einem Ge-
misch herstellt, in Verkehr bringt oder 
verwendet oder ein dort genanntes Er-
zeugnis oder einen seiner Bestandteile 
in Verkehr bringt, 

42. u n v e r ä n d e r t  
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43. entgegen Nummer 63 der Spalte 1 des 
Anhangs XVII in Verbindung mit  

43. u n v e r ä n d e r t  

a) Absatz 1, auch in Verbindung mit 
Absatz 3 oder Absatz 7 Unterab-
satz 1, der zugehörigen Spalte 2 
Blei oder eine seiner Verbindun-
gen in Verkehr bringt oder verwen-
det, 

 

b) Absatz 11 Unterabsatz 1 Buch-
stabe a der zugehörigen Spalte 2 
Schrotmunition mit einer dort ge-
nannten Bleikonzentration ver-
schießt, 

 

c) Absatz 15 der zugehörigen Spalte 
2 ein dort genanntes Erzeugnis in 
Verkehr bringt oder verwendet 
oder 

 

d) Absatz 18 Unterabsatz 2 der zuge-
hörigen Spalte 2 Hart-PVC ver-
wendet, 

 

44. entgegen Nummer 64 der Spalte 1 des 
Anhangs XVII in Verbindung mit der 
zugehörigen Spalte 2 1,4-Dichlorben-
zol in Verkehr bringt oder verwendet, 

44. u n v e r ä n d e r t  

45. entgegen Nummer 65 der Spalte 1 des 
Anhangs XVII in Verbindung mit Ab-
satz 1 Unterabsatz 1 der zugehörigen 
Spalte 2 ein anorganisches Ammoni-
umsalz in einem dort genannten Ge-
misch oder Erzeugnis in Verkehr bringt 
oder verwendet, 

45. u n v e r ä n d e r t  

46. entgegen Nummer 66 der Spalte 1 des 
Anhangs XVII in Verbindung mit der 
zugehörigen Spalte 2 Bisphenol A in 
einem Thermopapier in Verkehr bringt, 

46. u n v e r ä n d e r t  

47. entgegen Nummer 68 der Spalte 1 des 
Anhangs XVII in Verbindung mit  

47. u n v e r ä n d e r t  
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a) Absatz 1 der zugehörigen Spalte 2 
einen dort genannten Stoff her-
stellt oder in Verkehr bringt oder 

 

b) Absatz 2, auch in Verbindung mit 
Absatz 3 Satz 1, Absatz 4, Absatz 
10 Satz 1 oder Satz 2 oder Absatz 
11 Satz 1, der zugehörigen Spalte 
2 einen dort genannten Stoff ver-
wendet oder in Verkehr bringt, 

 

48. entgegen Nummer 69 der Spalte 1 des 
Anhangs XVII in Verbindung mit der 
zugehörigen Spalte 2 Methanol in den 
Verkehr bringt, 

48. u n v e r ä n d e r t  

49. entgegen Nummer 70 der Spalte 1 des 
Anhangs XVII in Verbindung mit Ab-
satz 1 oder Absatz 2 der zugehörigen 
Spalte 2 einen dort genannten Stoff in 
den Verkehr bringt oder verwendet, 

49. u n v e r ä n d e r t  

50. entgegen Nummer 71 der Spalte 1 des 
Anhangs XVII in Verbindung mit Ab-
satz 1 oder Absatz 2 der zugehörigen 
Spalte 2 1-Methyl-2-pyrrolidon als Stoff 
oder in einem Gemisch in den Verkehr 
bringt, herstellt oder verwendet, 

50. u n v e r ä n d e r t  

51. entgegen Nummer 72 der Spalte 1 des 
Anhangs XVII in Verbindung mit Ab-
satz 1 der zugehörigen Spalte 2 einen 
dort genannten Stoff in Verkehr bringt, 

51. u n v e r ä n d e r t  

52. entgegen Nummer 73 der Spalte 1 des 
Anhangs XVII in Verbindung mit Ab-
satz 1, auch in Verbindung mit Absatz 
5, der zugehörigen Spalte 2 
(3,3,4,4,5,5,6,6,7,7,8,8,8-Tridecaflu-
oroctyl)-silantriol oder eines seiner 
Mono-, Di- oder Tri-O-(Alkyl)-Derivate 
in einem dort genannten Sprühprodukt 
in Verkehr bringt, 

52. u n v e r ä n d e r t  
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53. entgegen Nummer 74 der Spalte 1 des 
Anhangs XVII in Verbindung mit Ab-
satz 1 oder Absatz 2 der zugehörigen 
Spalte 2 ein Diisocyanat verwendet 
oder in Verkehr bringt, 

53. u n v e r ä n d e r t  

54. entgegen Nummer 75 der Spalte 1 des 
Anhangs XVII in Verbindung mit Ab-
satz 1, auch in Verbindung mit Absatz 
3, 5 oder Absatz 6, der zugehörigen 
Spalte 2 einen in Spalte 1 genannten 
Stoff in einem Gemisch in Verkehr 
bringt oder ein Gemisch, das einen in 
Spalte 1 genannten Stoff enthält, ver-
wendet, 

54. u n v e r ä n d e r t  

55. entgegen Nummer 76 der Spalte 1 des 
Anhangs XVII in Verbindung mit Ab-
satz 1 oder Absatz 2, jeweils auch in 
Verbindung mit Absatz 3, der zugehöri-
gen Spalte 2 N,N-Dimethylformamid 
als Stoff, als Bestandteil eines anderen 
Stoffes oder in einem Gemisch in Ver-
kehr bringt, herstellt oder verwendet, 

55. u n v e r ä n d e r t  

56. entgegen Nummer 77 der Spalte 1 des 
Anhangs XVII in Verbindung mit Ab-
satz 1 Unterabsatz 1 oder Absatz 2 
Unterabsatz 1 der zugehörigen Spalte 
2 Formaldehyd oder Formaldehydab-
spalter in einem Erzeugnis oder in ei-
nem Straßenfahrzeug in Verkehr 
bringt, 

56. u n v e r ä n d e r t  

57. entgegen Nummer 78 der Spalte 1 des 
Anhangs XVII in Verbindung mit Ab-
satz 1, auch in Verbindung mit Absatz 
6, der zugehörigen Spalte 2 syntheti-
sche Polymermikropartikel als solche, 
in einem Gemisch oder für eine dort 
genannte Verwendung in Verkehr 
bringt oder 

57. u n v e r ä n d e r t  
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58. entgegen Nummer 79 der Spalte 1 des 
Anhangs XVII in Verbindung mit Ab-
satz 1, 2, 4 oder Absatz 5 der zugehö-
rigen Spalte 2 Undecafluorhexansäure, 
eines ihrer Salze oder einen PFHxA-
verwandten Stoff in einem dort ge-
nannten Produkt, Gemisch, kosmeti-
schen Mittel, Feuerlöschschaum oder 
Feuerlöschschaumkonzentrat in Ver-
kehr bringt oder verwendet. 

58. u n v e r ä n d e r t  

§ 2 § 2 

Ordnungswidrigkeiten nach der Verord-
nung (EG) Nr. 1907/2006 

Ordnungswidrigkeiten nach der Verord-
nung (EG) Nr. 1907/2006 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe a des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer gegen die 
Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 verstößt, 
indem er vorsätzlich oder fahrlässig  

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe a des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer gegen die 
Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 in der 
Fassung vom 2. Oktober 2025 verstößt, 
indem er vorsätzlich oder fahrlässig  

1. entgegen Artikel 65 Satz 1, auch in 
Verbindung mit Satz 2, eine Zulas-
sungsnummer nicht, nicht richtig oder 
nicht rechtzeitig in das Etikett auf-
nimmt, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. entgegen Artikel 67 Absatz 1 Satz 1 in 
Verbindung mit Nummer 3 der Spalte 1 
des Anhangs XVII in Verbindung mit 
Absatz 5 der zugehörigen Spalte 2 
nicht sicherstellt, dass eine dort ge-
nannte Anforderung erfüllt ist, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. entgegen Artikel 67 Absatz 1 Satz 1 in 
Verbindung mit Nummer 23 der Spalte 
1 des Anhangs XVII in Verbindung mit 
Absatz 4 Unterabsatz 2 der zugehöri-
gen Spalte 2 nicht gewährleistet, dass 
ein dort genanntes Gemisch mit der 
dort genannten Aufschrift oder dem 
dort genannten Piktogramm versehen 
ist, 

3. u n v e r ä n d e r t  
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4. entgegen Artikel 67 Absatz 1 Satz 1 in 
Verbindung mit Nummer 28, 29 oder 
Nummer 30 der Spalte 1 des Anhangs 
XVII, jeweils in Verbindung mit Absatz 
1 Unterabsatz 2 der zugehörigen 
Spalte 2, nicht gewährleistet, dass eine 
dort genannte Verpackung mit der dort 
genannten Aufschrift versehen ist, 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. entgegen Artikel 67 Absatz 1 Satz 1 in 
Verbindung mit Nummer 31 der Spalte 
1 des Anhangs XVII in Verbindung mit 
Absatz 2 Buchstabe a Unterabsatz 2 
der zugehörigen Spalte 2 nicht ge-
währleistet, dass eine dort genannte 
Verpackung mit der dort genannten 
Aufschrift versehen ist, 

5. u n v e r ä n d e r t  

6. entgegen Artikel 67 Absatz 1 Satz 1 in 
Verbindung mit Nummer 32, 34 bis 37 
oder Nummer 38 der Spalte 1 des An-
hangs XVII, jeweils in Verbindung mit 
Absatz 2 Unterabsatz 1 der zugehöri-
gen Spalte 2, nicht gewährleistet, dass 
eine dort genannte Verpackung mit der 
dort genannten Aufschrift versehen ist, 

6. u n v e r ä n d e r t  

7. entgegen Artikel 67 Absatz 1 Satz 1 in 
Verbindung mit Nummer 40 der Spalte 
1 des Anhangs XVII in Verbindung mit 
Absatz 2 der zugehörigen Spalte 2 
nicht gewährleistet, dass eine dort ge-
nannte Verpackung mit der dort ge-
nannten Aufschrift versehen ist, 

7. u n v e r ä n d e r t  

8. entgegen Artikel 67 Absatz 1 Satz 1 in 
Verbindung mit Nummer 47 der Spalte 
1 des Anhangs XVII in Verbindung mit 
Absatz 2 der zugehörigen Spalte 2 
nicht gewährleistet, dass auf einer dort 
genannten Verpackung die dort ge-
nannten Informationen angegeben 
sind, 

8. u n v e r ä n d e r t  
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9. entgegen Artikel 67 Absatz 1 Satz 1 in 
Verbindung mit Nummer 55 der Spalte 
1 des Anhangs XVII in Verbindung mit 
Absatz 3 der zugehörigen Spalte 2 
nicht gewährleistet, dass eine dort ge-
nannte Farbe mit der dort genannten 
Aufschrift versehen ist, 

9. u n v e r ä n d e r t  

10. entgegen Artikel 67 Absatz 1 Satz 1 in 
Verbindung mit Nummer 57 der Spalte 
1 des Anhangs XVII in Verbindung mit 
Absatz 3 der zugehörigen Spalte 2 
nicht gewährleistet, dass ein dort ge-
nannter Kontaktklebstoff mit der dort 
genannten Aufschrift versehen ist, 

10. u n v e r ä n d e r t  

11. entgegen Artikel 67 Absatz 1 Satz 1 in 
Verbindung mit Nummer 63 der Spalte 
1 des Anhangs XVII in Verbindung mit  

11. u n v e r ä n d e r t  

a) Absatz 18 Unterabsatz 3 Satz 1 
der zugehörigen Spalte 2 nicht si-
cherstellt, dass ein dort genanntes 
PVC-Erzeugnis mit der dort ge-
nannten Angabe versehen ist, 
oder 

 

b) Absatz 18 Unterabsatz 3 Satz 2 
der zugehörigen Spalte 2 eine dort 
genannte Kennzeichnung nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder 
nicht vor dem Inverkehrbringen auf 
der Verpackung anbringt, 

 

12. entgegen Artikel 67 Absatz 1 Satz 1 in 
Verbindung mit Nummer 73 der Spalte 
1 des Anhangs XVII in Verbindung mit 
Absatz 3, auch in Verbindung mit Ab-
satz 5, der zugehörigen Spalte 2 eine 
dort genannte Verpackung nicht oder 
nicht richtig kennzeichnet, 

12. u n v e r ä n d e r t  

13. entgegen Artikel 67 Absatz 1 Satz 1 in 
Verbindung mit Nummer 75 der Spalte 
1 des Anhangs XVII in Verbindung mit  

13. u n v e r ä n d e r t  



 - 16 - Bearbeitungsstand: 14.04.2026  14:04 

Geltendes Recht Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Strafrechts – Umsetzung der Richtli-
nie (EU) 2024/1203 über den strafrechtli-
chen Schutz der Umwelt sowie zur Än-
derung der Zustellungspauschalen und 
Gebühren im Gesetz über Ordnungswid-
rigkeiten und in den Justizkostengeset-

zen 

a) Absatz 7 der zugehörigen Spalte 2 
nicht sicherstellt, dass ein dort ge-
nanntes Gemisch mit der dort ge-
nannten Kennzeichnung versehen 
ist, oder 

 

b) Absatz 8 der zugehörigen Spalte 2 
ein Gemisch zu Tätowierungszwe-
cken verwendet, dass nicht die 
dort genannte Angabe trägt, oder 

 

14. entgegen Artikel 67 Absatz 1 Satz 1 in 
Verbindung mit Nummer 78 der Spalte 
1 des Anhangs XVII in Verbindung mit 
Absatz 9 Satz 1, auch in Verbindung 
mit Absatz 10 Satz 1, 2 oder Satz 4, 
der zugehörigen Spalte 2 ein dort ge-
nanntes Produkt nicht, nicht richtig 
oder nicht vollständig mit dem den dort 
genannten Hinweis versieht. 

14. u n v e r ä n d e r t  

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe a des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig entgegen Artikel 67 Absatz 
1 Satz 1 der Verordnung (EG) Nr. 
1907/2006 in Verbindung mit Nummer 19 
der Spalte 1 des Anhangs XVII in Verbin-
dung mit Absatz 4 Buchstabe c der zuge-
hörigen Spalte 2 der Verordnung (EG) Nr. 
1907/2006 nicht gewährleistet, dass be-
handeltes Holz einzeln oder ein in einem 
Paket in Verkehr gebrachtes Holz mit einer 
dort genannten Aufschrift versehen ist. 

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe a des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig entgegen Artikel 67 Ab-
satz 1 Satz 1 in Verbindung mit Num-
mer 19 der Spalte 1 des Anhangs XVII in 
Verbindung mit Absatz 4 Buchstabe c der 
zugehörigen Spalte 2 der Verordnung (EG) 
Nr. 1907/2006 in der Fassung vom 2. Ok-
tober 2025 nicht gewährleistet, dass be-
handeltes Holz einzeln oder ein in einem 
Paket in Verkehr gebrachtes Holz mit einer 
dort genannten Aufschrift versehen ist. 

(3) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe c des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer gegen die 
Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 verstößt, 
indem er vorsätzlich oder fahrlässig  

(3) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe c des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer gegen die 
Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 in der 
Fassung vom 2. Oktober 2025 verstößt, 
indem er vorsätzlich oder fahrlässig  

1. einer vollziehbaren Auflage nach Arti-
kel 9 Absatz 4 Unterabsatz 1 über die 
Handhabung eines dort genannten Ge-
mischs oder eines dort genannten Er-
zeugnisses zuwiderhandelt oder 

1. u n v e r ä n d e r t  



 - 17 - Bearbeitungsstand: 14.04.2026  14:04 

Geltendes Recht Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Strafrechts – Umsetzung der Richtli-
nie (EU) 2024/1203 über den strafrechtli-
chen Schutz der Umwelt sowie zur Än-
derung der Zustellungspauschalen und 
Gebühren im Gesetz über Ordnungswid-
rigkeiten und in den Justizkostengeset-

zen 

2. entgegen Artikel 67 Absatz 1 Satz 1 in 
Verbindung mit Nummer 65 der Spalte 
1 des Anhangs XVII in Verbindung mit 
Absatz 1 Unterabsatz 3 der zugehöri-
gen Spalte 2 nicht sicherstellt, dass bei 
der Verwendung des Zellstoffisolierma-
terialgemischs die mitgeteilte Bela-
dungsrate nicht überschritten wird. 

2. u n v e r ä n d e r t  

(4) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe e des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer gegen Arti-
kel 67 Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit 
Anhang XVII der Verordnung (EG) Nr. 
1907/2006 verstößt, indem er vorsätzlich 
oder fahrlässig  

(4) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe f des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer gegen Arti-
kel 67 Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit 
Anhang XVII der Verordnung (EG) Nr. 
1907/2006 in der Fassung vom 2. Okto-
ber 2025 verstößt, indem er vorsätzlich 
oder fahrlässig  

1. einer vollziehbaren Anordnung nach 
Nummer 63 der Spalte 1 des Anhangs 
XVII in Verbindung mit Absatz 18 Un-
terabsatz 4 Satz 1 der zugehörigen 
Spalte 2 zuwiderhandelt, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. entgegen Nummer 65 der Spalte 1 des 
Anhangs XVII in Verbindung mit Ab-
satz 1 Unterabsatz 2 der zugehörigen 
Spalte 2 eine Information nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht bei 
Lieferung eines dort genannten Gemi-
sches gibt, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. entgegen Nummer 73 der Spalte 1 des 
Anhangs XVII in Verbindung mit Ab-
satz 4, auch in Verbindung mit Absatz 
5, der zugehörigen Spalte 2 in ein Si-
cherheitsdatenblatt eine dort genannte 
Angabe nicht richtig aufnimmt, 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. entgegen Nummer 74 der Spalte 1 des 
Anhangs XVII in Verbindung mit  

4. u n v e r ä n d e r t  

a) Absatz 7 Satz 1 der zugehörigen 
Spalte 2 nicht sicherstellt, dass 
dort genannte Schulungsmateria-
lien oder Schulungen zur Verfü-
gung gestellt werden oder 
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b) Absatz 8 Satz 1 der zugehörigen 
Spalte 2 eine Dokumentation 
nicht, nicht richtig oder nicht un-
verzüglich nach Abschluss der 
Schulung vornimmt, 

 

5. entgegen Nummer 78 der Spalte 1 des 
Anhangs XVII in Verbindung mit  

5. u n v e r ä n d e r t  

a) Absatz 7 oder Absatz 8, jeweils 
auch in Verbindung mit Absatz 10 
Unterabsatz 1 Satz 1 oder Satz 2 
oder Unterabsatz 2, der zugehöri-
gen Spalte 2 eine dort genannte 
Information nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht in der 
vorgeschriebenen Weise bereit-
stellt oder eine Anweisung nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder 
nicht in der vorgeschriebenen 
Weise zur Verfügung stellt, 

 

b) Absatz 11 oder Absatz 12 der zu-
gehörigen Spalte 2 eine dort ge-
nannte Information nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig vorlegt, 

 

c) Absatz 14 Unterabsatz 2 der zuge-
hörigen Spalte 2 die zuständige 
Behörde nicht, nicht richtig oder 
nicht rechtzeitig unterrichtet, 

 

d) Absatz 14 Unterabsatz 3 oder Un-
terabsatz 4 der zugehörigen 
Spalte 2 eine dort genannte Infor-
mation nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig 
übermittelt oder nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht recht-
zeitig weiterleitet oder 
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6. einer vollziehbaren Anordnung nach 
Nummer 78 der Spalte 1 des Anhangs 
XVII in Verbindung mit Absatz 14 Un-
terabsatz 1 Satz 1 in Verbindung mit 
Satz 2 oder Absatz 15 der zugehörigen 
Spalte 2 zuwiderhandelt. 

6. u n v e r ä n d e r t  

(5) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe a des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer gegen die 
Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 verstößt, 
indem er vorsätzlich oder fahrlässig  

(5) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe a des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer gegen die 
Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 in der 
Fassung vom 2. Oktober 2025 verstößt, 
indem er vorsätzlich oder fahrlässig  

1. entgegen Artikel 8 Absatz 2 Satz 2 
eine dort genannte Information nicht, 
nicht richtig oder nicht vollständig be-
reithält oder nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig oder nicht unverzüglich ak-
tualisiert, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. einer vollziehbaren Anordnung nach 
Artikel 9 Absatz 4 Unterabsatz 2 zuwi-
derhandelt, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. entgegen Artikel 14 Absatz 1 Unterab-
satz 1 in Verbindung mit Artikel 37 Ab-
satz 3 Unterabsatz 1 oder Unterabsatz 
2 einen Stoffsicherheitsbericht nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig erstellt, 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. entgegen Artikel 14 Absatz 7 einen 
Stoffsicherheitsbericht nicht, nicht rich-
tig oder nicht vollständig zur Verfügung 
hält oder nicht oder nicht vollständig 
auf dem neuesten Stand hält, 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. entgegen Artikel 17 Absatz 1 oder Arti-
kel 18 Absatz 1, auch in Verbindung 
mit Artikel 18 Absatz 3, ein Registrie-
rungsdossier nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig oder nicht unverzüglich 
nach Überschreitung der dort genann-
ten Mengenschwellen einreicht, 

5. u n v e r ä n d e r t  
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6. entgegen Artikel 22 Absatz 1 Unterab-
satz 1 eine Registrierung nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig aktualisiert oder nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig übermittelt, 

6. u n v e r ä n d e r t  

7. entgegen Artikel 22 Absatz 2 Satz 1 
eine Aktualisierung des Registrierungs-
dossiers der Agentur nicht, nicht rich-
tig, nicht vollständig oder nicht recht-
zeitig unterbreitet, 

7. u n v e r ä n d e r t  

8. entgegen Artikel 24 Absatz 2 als Her-
steller oder Importeur eine dort ge-
nannte Information nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 
einreicht, 

8. u n v e r ä n d e r t  

9. entgegen Artikel 26 Absatz 1 Satz 1 
sich bei der Agentur vor einer Regist-
rierung nicht erkundigt, 

9. u n v e r ä n d e r t  

10. entgegen Artikel 31 Absatz 1 oder Ab-
satz 3, jeweils in Verbindung mit Artikel 
31 Absatz 5, 6 oder Absatz 8, ein Si-
cherheitsdatenblatt nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig, nicht in der vorge-
schriebenen Weise oder nicht rechtzei-
tig zur Verfügung stellt, 

10. u n v e r ä n d e r t  

11. entgegen Artikel 31 Absatz 2 Satz 1 
nicht dafür sorgt, dass die Informatio-
nen im Sicherheitsdatenblatt mit den 
Angaben in der Stoffsicherheitsbeurtei-
lung übereinstimmen, 

11. u n v e r ä n d e r t  

12. entgegen Artikel 31 Absatz 7 ein Expo-
sitionsszenario zu einer identifizierten 
Verwendung nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig bei-
fügt, nicht, nicht richtig, nicht vollstän-
dig oder nicht rechtzeitig einbezieht 
oder nicht, nicht richtig, nicht vollstän-
dig oder nicht rechtzeitig weitergibt, 

12. u n v e r ä n d e r t  
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13. entgegen Artikel 31 Absatz 9 das Si-
cherheitsdatenblatt nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 
aktualisiert oder den früheren Abneh-
mern nicht oder nicht rechtzeitig zur 
Verfügung stellt, 

13. u n v e r ä n d e r t  

14. entgegen Artikel 32 eine dort genannte 
Information nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig, nicht in der vorgeschriebe-
nen Weise oder nicht rechtzeitig zur 
Verfügung stellt, nicht, nicht in der vor-
geschriebenen Weise oder nicht recht-
zeitig übermittelt oder nicht, nicht rich-
tig, nicht vollständig oder nicht recht-
zeitig aktualisiert, 

14. u n v e r ä n d e r t  

15. entgegen Artikel 33 eine dort genannte 
Information nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig, nicht in der vorgeschriebe-
nen Weise oder nicht rechtzeitig zur 
Verfügung stellt, 

15. u n v e r ä n d e r t  

16. entgegen Artikel 34 Satz 1 oder Satz 2 
eine dort genannte Information nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
unverzüglich zur Verfügung stellt oder 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht unverzüglich weiterleitet, 

16. u n v e r ä n d e r t  

17. entgegen Artikel 35 einen Zugang nicht 
gewährt, 

17. u n v e r ä n d e r t  

18. entgegen Artikel 36 Absatz 1 Satz 1, 
auch in Verbindung mit Artikel 36 Ab-
satz 2, eine dort genannte Information 
nicht oder nicht mindestens zehn Jahre 
zur Verfügung hält, 

18. u n v e r ä n d e r t  

19. entgegen Artikel 36 Absatz 1 Satz 2, 
auch in Verbindung mit Artikel 36 Ab-
satz 2, eine dort genannte Information 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig vorlegt oder 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig zugänglich 
macht, 

19. u n v e r ä n d e r t  
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20. entgegen Artikel 37 Absatz 7 einen 
Stoffsicherheitsbericht nicht, nicht rich-
tig oder nicht vollständig zur Verfügung 
hält oder nicht oder nicht vollständig 
auf dem neuesten Stand hält, 

20. u n v e r ä n d e r t  

21. entgegen Artikel 38 Absatz 1 oder Ab-
satz 3 eine dort genannte Information 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig mitteilt oder nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig aktualisiert, 

21. u n v e r ä n d e r t  

22. entgegen Artikel 38 Absatz 4 eine Ein-
stufung nicht, nicht richtig, nicht voll-
ständig oder nicht unverzüglich mitteilt, 

22. u n v e r ä n d e r t  

23. entgegen Artikel 40 Absatz 4, Artikel 
41 Absatz 4, Artikel 46 Absatz 2, auch 
in Verbindung mit Artikel 50 Absatz 4, 
oder entgegen Artikel 50 Absatz 2 Satz 
1 oder Absatz 3 Satz 2 eine dort ge-
nannte Information nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 
übermittelt oder eine dort genannte 
Mitteilung nicht, nicht richtig, nicht voll-
ständig oder nicht rechtzeitig macht 
oder 

23. u n v e r ä n d e r t  

24. entgegen Artikel 66 Absatz 1 eine Mit-
teilung nicht, nicht richtig, nicht voll-
ständig oder nicht rechtzeitig macht. 

24. u n v e r ä n d e r t  

(6) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe b des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig entgegen Artikel 7 Absatz 2 
oder Artikel 37 Absatz 3 Unterabsatz 3 
Satz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 
eine Unterrichtung nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig, nicht in der vorgeschriebenen 
Weise oder nicht rechtzeitig vornimmt. 

(6) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe b des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig entgegen Artikel 7 Absatz 2 
oder Artikel 37 Absatz 3 Unterabsatz 3 
Satz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 
in der Fassung vom 2. Oktober 2025 
eine Unterrichtung nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig, nicht in der vorgeschriebenen 
Weise oder nicht rechtzeitig vornimmt. 
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(7) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe d des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer gegen die 
Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 verstößt, 
indem er vorsätzlich oder fahrlässig  

(7) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe d des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer gegen die 
Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 in der 
Fassung vom 2. Oktober 2025 verstößt, 
indem er vorsätzlich oder fahrlässig  

1. einer vollziehbaren Auflage nach Arti-
kel 9 Absatz 4 Unterabsatz 1 über die 
Sammlung einer verbleibenden Menge 
eines gefährlichen Stoffs oder eines 
gefährlichen Gemischs zuwiderhandelt 
oder 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. entgegen Artikel 60 Absatz 10 nicht si-
cherstellt, dass ein zugelassener Stoff 
bei der Exposition auf dem dort ge-
nannten Niveau gehalten wird. 

2. u n v e r ä n d e r t  

(8) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe f des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig entgegen Artikel 14 Absatz 
1 Unterabsatz 1 in Verbindung mit Absatz 3 
oder Absatz 4, jeweils in Verbindung mit 
Artikel 37 Absatz 3 Unterabsatz 1 oder Un-
terabsatz 2, der Verordnung (EG) Nr. 
1907/2006 eine Stoffsicherheitsbeurteilung 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder 
nicht rechtzeitig durchführt. 

(8) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe f des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig entgegen Artikel 14 Absatz 
1 Unterabsatz 1 in Verbindung mit Absatz 3 
oder Absatz 4, jeweils in Verbindung mit 
Artikel 37 Absatz 3 Unterabsatz 1 oder Un-
terabsatz 2, der Verordnung (EG) Nr. 
1907/2006 in der Fassung vom 2. Okto-
ber 2025 eine Stoffsicherheitsbeurteilung 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder 
nicht rechtzeitig durchführt. 

(9) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe h des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer gegen die 
Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 verstößt, 
indem er vorsätzlich oder fahrlässig  

(9) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe h des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer gegen die 
Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 in der 
Fassung vom 2. Oktober 2025 verstößt, 
indem er vorsätzlich oder fahrlässig  

1. entgegen Artikel 37 Absatz 3 Unterab-
satz 3 Satz 1 einem nachgeschalteten 
Anwender einen Stoff liefert oder 

1. u n v e r ä n d e r t  
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2. entgegen Artikel 67 Absatz 1 Satz 1 in 
Verbindung mit Nummer 6 der Spalte 1 
des Anhangs XVII in Verbindung mit 
Absatz 3 der zugehörigen Spalte 2 ein 
dort genanntes Erzeugnis ohne das 
dort genannte Etikett in Verkehr bringt. 

2. u n v e r ä n d e r t  

§ 3 § 3 

Ordnungswidrigkeiten nach der Verord-
nung (EG) Nr. 1272/2008 

Ordnungswidrigkeiten nach der Verord-
nung (EG) Nr. 1272/2008 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe a des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer gegen die 
Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 
16. Dezember 2008 über die Einstufung, 
Kennzeichnung und Verpackung von Stof-
fen und Gemischen, zur Änderung und Auf-
hebung der Richtlinien 67/548/EWG und 
1999/45/EG und zur Änderung der Verord-
nung (EG) Nr. 1907/2006 (ABl. L 353 vom 
31.12.2008, S. 1; L 16 vom 20.1.2011, S. 
1; L 94 vom 10.4.2015, S. 9; L 349 vom 
21.12.2016, S. 1; L 190 vom 27.7.2018, S. 
20; L 55 vom 25.2.2019, S. 18; L 117 vom 
3.5.2019, S. 8), die zuletzt durch die durch 
die Delegierte Verordnung (EU) 2023/1434 
(ABl. L 176 vom 11.7.2023, S. 3) geändert 
worden ist, verstößt, indem er vorsätzlich 
oder fahrlässig  

entfällt 

1. entgegen Artikel 4 Absatz 1, Absatz 2 
oder Absatz 3 Unterabsatz 1 erster 
Halbsatz einen dort genannten Stoff 
oder ein Gemisch nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 
einstuft, 

 

2. entgegen Artikel 4 Absatz 3 Unterab-
satz 2 die Einstufung eines dort ge-
nannten Stoffes nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 
vornimmt, 
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3. entgegen Artikel 4 Absatz 4 nicht ge-
währleistet, dass ein als gefährlich ein-
gestufter Stoff oder ein als gefährlich 
eingestuftes Gemisch vor seinem In-
verkehrbringen in der vorgeschriebe-
nen Weise gekennzeichnet oder ver-
packt wird, 

 

4. entgegen Artikel 4 Absatz 8 ein Er-
zeugnis als Hersteller, Importeur oder 
nachgeschalteter Anwender nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig einstuft oder als Lieferant 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig kennzeichnet 
oder nicht, nicht richtig, nicht vollstän-
dig oder nicht rechtzeitig verpackt oder 

 

5. entgegen Artikel 30 Absatz 1 Satz 1 
oder Absatz 2 nicht dafür sorgt oder 
nicht gewährleistet, dass das Kenn-
zeichnungsetikett rechtzeitig aktuali-
siert wird. 

 

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe a des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer gegen die 
Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 verstößt, 
indem er vorsätzlich oder fahrlässig  

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe a des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer gegen die 
Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 in der 
Fassung vom 2. April 2025 verstößt, in-
dem er vorsätzlich oder fahrlässig  

1. entgegen Artikel 40 Absatz 1 Unterab-
satz 1, auch in Verbindung mit Absatz 
3 Unterabsatz 1, eine dort genannte In-
formation nicht, nicht richtig, nicht voll-
ständig oder nicht rechtzeitig mitteilt 
oder nicht, nicht richtig, nicht vollstän-
dig oder nicht rechtzeitig meldet, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. entgegen Artikel 40 Absatz 1 Unterab-
satz 3 eine dort genannte Information 
nicht in dem dort genannten Format 
vorlegt, 

2. u n v e r ä n d e r t  
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3. entgegen Artikel 40 Absatz 2 eine dort 
genannte Information nicht, nicht rich-
tig, nicht vollständig oder nicht recht-
zeitig aktualisiert oder nicht, nicht rich-
tig, nicht vollständig oder nicht recht-
zeitig der Agentur meldet, 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. entgegen Artikel 49 Absatz 1 Unterab-
satz 1, auch in Verbindung mit Unter-
absatz 2 oder Absatz 2, eine dort ge-
nannte Information nicht, nicht vollstän-
dig oder nicht oder nicht mindestens 
zehn Jahre zur Verfügung hält, 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. einer vollziehbaren Anordnung nach 
Artikel 49 Absatz 3 Unterabsatz 1 zu-
widerhandelt oder 

5. u n v e r ä n d e r t  

6. entgegen Anhang VIII Teil A Abschnitt 
3.2 eine dort genannte Information 
oder Klärung nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig liefert. 

6. u n v e r ä n d e r t  

(3) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe g des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer gegen die 
Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 verstößt, 
indem er vorsätzlich oder fahrlässig  

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe g des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer gegen die 
Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 in der 
Fassung vom 2. April 2025 verstößt, in-
dem er vorsätzlich oder fahrlässig  

1. entgegen Artikel 48 Absatz 1 für einen 
dort genannten Stoff wirbt oder 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. entgegen Artikel 48 Absatz 2 Unterab-
satz 1 für ein dort genanntes Gemisch 
wirbt. 

2. u n v e r ä n d e r t  

(4) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe h des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer gegen die 
Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 verstößt, 
indem er vorsätzlich oder fahrlässig  

(3) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe h des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig entgegen Artikel 4 Ab-
satz 10 oder 11, jeweils in Verbindung 
mit 

1. entgegen Artikel 4 Absatz 7 oder 1. Artikel 4 Absatz 1, 2, 3 Unterabsatz 1 
oder 3 oder Absatz 8 oder Artikel 30 
Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2, 
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2. entgegen Artikel 4 Absatz 10 in Verbin-
dung mit  

2. Artikel 4 Absatz 4 oder 7, jeweils 
auch in Verbindung mit Artikel 48a, 

a) Anhang VIII Teil A Abschnitt 3.1 
Unterabsatz 1 in Verbindung mit 
Unterabsatz 2, jeweils auch in Ver-
bindung mit Abschnitt 4.4, oder 

3. u n v e r ä n d e r t  

b) Anhang VIII Teil A Abschnitt 3.5 in 
Verbindung mit Teil B Abschnitt 
4.2 

4. Anhang VIII Teil A Abschnitt 3.5 in Ver-
bindung mit Teil B Abschnitt 4.2, 

ein Gemisch in Verkehr bringt. der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 in 
der Fassung vom 2. April 2025 einen 
Stoff, ein Gemisch oder ein Erzeugnis in 
den Verkehr bringt. 

(5) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe i des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer gegen die 
Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 verstößt, 
indem er vorsätzlich oder fahrlässig  

(4) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe i des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer gegen die 
Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 in der 
Fassung vom 2. April 2025 verstößt, in-
dem er vorsätzlich oder fahrlässig  

1. entgegen Artikel 7 Absatz 2 einen Ver-
such an einem nichtmenschlichen Pri-
maten durchführt oder 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. entgegen Artikel 8 Absatz 3 oder Ab-
satz 5 eine Prüfung nicht richtig durch-
führt. 

2. u n v e r ä n d e r t  
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§ 4 § 4 

Straftaten nach der Verordnung (EU) Nr. 
528/2012 

Straftaten nach der Verordnung (EU) Nr. 
528/2012 

Nach § 27 Absatz 1 Nummer 3 Satzteil 
vor Satz 2, Absatz 1a bis 4 des Chemikali-
engesetzes wird bestraft, wer gegen die 
Verordnung (EU) Nr. 528/2012 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 
22. Mai 2012 über die Bereitstellung auf 
dem Markt und die Verwendung von Bio-
zidprodukten (ABl. L 167 vom 27.6.2012, 
S. 1; L 303 vom 20.11.2015, S 109; L 280 
vom 28.10.2017, S. 57), die zuletzt durch 
die Delegierte Verordnung (EU) 2024/1398 
(ABl. L, 2024/1398, 22.5.2024) geändert 
worden ist, verstößt, indem er vorsätzlich 
oder fahrlässig  

Nach § 27 Absatz 1 Nummer 3 des 
Chemikaliengesetzes wird bestraft, wer ge-
gen die Verordnung (EU) Nr. 528/2012 in 
der Fassung vom 14. März 2024 verstößt, 
indem er 

1. entgegen Artikel 17 Absatz 1 ein Bio-
zidprodukt auf dem Markt bereitstellt 
oder verwendet, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. entgegen Artikel 58 Absatz 2 eine be-
handelte Ware in den Verkehr bringt, 
die mit einem Wirkstoff behandelt 
wurde oder die einen Wirkstoff enthält, 
der nicht in Anhang I Spalte 2 oder in 
der Liste nach Artikel 9 Absatz 21 auf-
geführt ist, oder 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. entgegen Artikel 95 Absatz 2 in Verbin-
dung mit der Liste nach Artikel 95 Ab-
satz 1 Unterabsatz 12 ein dort genann-
tes Biozidprodukt nach dem 17. Januar 
2025 auf dem Markt bereitstellt. 

3. u n v e r ä n d e r t  

 
1Liste nach Artikel 9 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 in der Fassung vom 18. Oktober 2024, in der 

amtlichen deutschen Übersetzung abrufbar unter: https://www.bmuv.de/DL3343 
2Liste nach Artikel 95 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 in der Fassung vom 17.Oktober 2024, in 

der amtlichen deutschen Übersetzung abrufbar unter: https://www.bmuv.de/DL1796 
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§ 5 § 5 

Ordnungswidrigkeiten nach der Verord-
nung (EU) Nr. 528/2012 

Ordnungswidrigkeiten nach der Verord-
nung (EU) Nr. 528/2012 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe a des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer gegen die 
Verordnung (EU) Nr. 528/2012 verstößt, in-
dem er vorsätzlich oder fahrlässig  

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe a des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer gegen die 
Verordnung (EU) Nr. 528/2012 in der Fas-
sung vom 14. März 2024 verstößt, indem 
er vorsätzlich oder fahrlässig  

1. entgegen Artikel 27 Absatz 1 Satz 2 
ein Biozidprodukt nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 
kennzeichnet, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. entgegen Artikel 69 Absatz 1 Unterab-
satz 1, auch in Verbindung mit Artikel 
53 Absatz 7, nicht sicherstellt, dass ein 
Biozidprodukt in Einklang mit der ge-
nehmigten Zusammenfassung einge-
stuft, verpackt oder gekennzeichnet 
wird, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. als Zulassungsinhaber entgegen Arti-
kel 69 Absatz 1 Unterabsatz 2 Satz 1, 
auch in Verbindung mit Artikel 53 Ab-
satz 7, ein dort genanntes Produkt 
nicht richtig verpackt, 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. entgegen Artikel 69 Absatz 2 Unterab-
satz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit 
Artikel 53 Absatz 7, nicht sicherstellt, 
dass das Etikett nicht irreführend ist 
oder die dort genannten Angaben oder 
Hinweise nicht enthält, oder 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. entgegen Artikel 69 Absatz 2 Unterab-
satz 1 Satz 1 in Verbindung mit Satz 2 
Buchstabe a bis n, jeweils auch in Ver-
bindung mit Artikel 53 Absatz 7, nicht 
sicherstellt, dass das Etikett die dort 
genannten Angaben enthält. 

5. u n v e r ä n d e r t  
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(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe a des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer gegen die 
Verordnung (EU) Nr. 528/2012 verstößt, in-
dem er vorsätzlich oder fahrlässig  

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe a des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer gegen die 
Verordnung (EU) Nr. 528/2012 in der Fas-
sung vom 14. März 2024 verstößt, indem 
er vorsätzlich oder fahrlässig  

1. entgegen Artikel 58 Absatz 3 Unterab-
satz 1 in Verbindung mit Absatz 6 Satz 
1 oder Satz 2 nicht sicherstellt, dass 
das Etikett die dort genannten Informa-
tionen umfasst, oder 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. entgegen Artikel 58 Absatz 4 in Verbin-
dung mit Absatz 6 Satz 1 oder Satz 2 
eine behandelte Ware nicht, nicht rich-
tig, nicht vollständig oder nicht recht-
zeitig kennzeichnet. 

2. u n v e r ä n d e r t  

(3) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe e des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer gegen die 
Verordnung (EU) Nr. 528/2012 verstößt, in-
dem er vorsätzlich oder fahrlässig  

(3) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe f des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer gegen die 
Verordnung (EU) Nr. 528/2012 in der Fas-
sung vom 14. März 2024 verstößt, indem 
er vorsätzlich oder fahrlässig  

1. entgegen Artikel 17 Absatz 6 Satz 1 in 
Verbindung mit Satz 2, jeweils auch in 
Verbindung mit Satz 3, eine Meldung 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig macht, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. entgegen Artikel 27 Absatz 1 Satz 2 
den betreffenden Mitgliedstaat nicht, 
nicht richtig oder nicht rechtzeitig un-
terrichtet, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. entgegen Artikel 47 Absatz 1 Satz 1, 
auch in Verbindung mit Artikel 53 Ab-
satz 7, oder entgegen Artikel 59 Ab-
satz 3 eine Mitteilung nicht, nicht rich-
tig, nicht vollständig oder nicht recht-
zeitig macht, 

3. u n v e r ä n d e r t  
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4. entgegen Artikel 58 Absatz 5 eine dort 
genannte Information nicht, nicht rich-
tig, nicht vollständig, nicht in der vorge-
schriebenen Weise oder nicht rechtzei-
tig zur Verfügung stellt, 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. entgegen Artikel 65 Absatz 2 Unterab-
satz 2 Satz 1 in Verbindung mit Satz 2, 
jeweils auch in Verbindung mit Artikel 
53 Absatz 7, eine Dokumentation nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
in der vorgeschriebenen Weise ge-
währleistet, 

5. u n v e r ä n d e r t  

6. entgegen Artikel 68 Absatz 1 Satz 1, 
auch in Verbindung mit Artikel 53 Ab-
satz 7, eine dort genannte Aufzeich-
nung nicht oder nicht mindestens zehn 
Jahre aufbewahrt oder 

6. u n v e r ä n d e r t  

7. entgegen Artikel 68 Absatz 1 Satz 2, 
auch in Verbindung mit Artikel 53 Ab-
satz 7, eine dort genannte Information 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig zur Verfügung 
stellt. 

7. u n v e r ä n d e r t  

(4) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe g des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer gegen die 
Verordnung (EU) Nr. 528/2012 verstößt, in-
dem er vorsätzlich oder fahrlässig  

(4) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe g des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer gegen die 
Verordnung (EU) Nr. 528/2012 in der Fas-
sung vom 14. März 2024 verstößt, indem 
er vorsätzlich oder fahrlässig  

1. als für die Werbung verantwortliche 
Person entgegen Artikel 72 Absatz 1, 
auch in Verbindung mit Artikel 53 Ab-
satz 7, einen dort genannten Hinweis 
nicht, nicht richtig oder nicht vollständig 
hinzufügt oder 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. entgegen Artikel 72 Absatz 3 Satz 1 in 
Verbindung mit Satz 2, jeweils auch in 
Verbindung mit Artikel 53 Absatz 7, ein 
Biozidprodukt in der Werbung darstellt. 

2. u n v e r ä n d e r t  
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rigkeiten und in den Justizkostengeset-

zen 

(5) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe h des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig entgegen Artikel 69 Absatz 
1 Unterabsatz 1 in Verbindung mit Unterab-
satz 2 Satz 2, jeweils auch in Verbindung 
mit Artikel 53 Absatz 7, der Verordnung 
(EU) Nr. 528/2012 nicht sicherstellt, dass 
ein dort genanntes Biozidprodukt einen 
dort genannten Bestandteil enthält. 

(5) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe h des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig entgegen Artikel 69 Absatz 
1 Unterabsatz 1 in Verbindung mit Unterab-
satz 2 Satz 2, jeweils auch in Verbindung 
mit Artikel 53 Absatz 7, der Verordnung 
(EU) Nr. 528/2012 in der Fassung vom 
14. März 2024 nicht sicherstellt, dass ein 
dort genanntes Biozidprodukt einen dort 
genannten Bestandteil enthält. 

(6) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe i des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig entgegen Artikel 56 Absatz 
1 Unterabsatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 
528/2012 ein dort genanntes Experiment 
oder einen dort genannten Versuch durch-
führt. 

(6) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe i des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig entgegen Artikel 56 Absatz 
1 Unterabsatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 
528/2012 in der Fassung vom 14. März 
2024 ein dort genanntes Experiment oder 
einen dort genannten Versuch durchführt. 

§ 6 § 6 

Straftaten nach der Verordnung (EU) Nr. 
649/2012 

Straftaten nach der Verordnung (EU) Nr. 
649/2012 

Nach § 27 Absatz 1 Nummer 3 Satzteil 
vor Satz 2, Absatz 1a bis 4 des Chemikali-
engesetzes wird bestraft, wer gegen die 
Verordnung (EU) Nr. 649/2012 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 
4. Juli 2012 über die Aus- und Einfuhr ge-
fährlicher Chemikalien (ABl. L 201 vom 
27.7.2012, S. 60), die zuletzt durch die De-
legierte Verordnung (EU) 2023/1656 (ABl. 
L 210 vom 25.8.2023, S. 1) geändert wor-
den ist, verstößt, indem er vorsätzlich oder 
fahrlässig  

Nach § 27 Absatz 1 Nummer 3 des 
Chemikaliengesetzes wird bestraft, wer ge-
gen die Verordnung (EU) Nr. 649/2012 in 
der Fassung vom 15. Oktober 2024 ver-
stößt, indem er 

1. ohne Zustimmung nach Artikel 14 Ab-
satz 6 Unterabsatz 1 Buchstabe a ei-
nen dort genannten Stoff oder ein dort 
genanntes Gemisch ausführt, 

1. u n v e r ä n d e r t  
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2. entgegen Artikel 14 Absatz 10 Satz 1 
eine Chemikalie später als sechs Mo-
nate vor dem Verfallsdatum ausführt 
oder 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. entgegen Artikel 15 Absatz 2 eine Che-
mikalie oder einen Artikel ausführt. 

3. u n v e r ä n d e r t  

§ 7 § 7 

Ordnungswidrigkeiten nach der Verord-
nung (EU) Nr. 649/2012 

Ordnungswidrigkeiten nach der Verord-
nung (EU) Nr. 649/2012 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe a des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig entgegen Artikel 14 Absatz 
11 Satz 1 der Verordnung (EU) Nr. 
649/2012 nicht sicherstellt, dass das Etikett 
die dort genannten Informationen enthält. 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe a des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig entgegen Artikel 14 Absatz 
11 Satz 1 der Verordnung (EU) Nr. 
649/2012 in der Fassung vom 15. Okto-
ber 2024 nicht sicherstellt, dass das Etikett 
die dort genannten Informationen enthält. 

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe e des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer gegen die 
Verordnung (EU) Nr. 649/2012 verstößt, in-
dem er vorsätzlich oder fahrlässig  

(2) Ordnungswidrig im Sinne „des 
§ 26 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe f des 
Chemikaliengesetzes handelt, wer gegen 
die Verordnung (EU) Nr. 649/2012 in der 
Fassung vom 15. Oktober 2024 verstößt, 
indem er vorsätzlich oder fahrlässig  

1. entgegen Artikel 8 Absatz 2 Unterab-
satz 1 Satz 1 oder Satz 2, jeweils in 
Verbindung mit Satz 3, jeweils auch in 
Verbindung mit Artikel 8 Absatz 4 oder 
Artikel 15 Absatz 1, die bezeichnete 
nationale Behörde über die Ausfuhr ei-
ner Chemikalie oder eines Artikels 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig unterrichtet, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. entgegen Artikel 10 Absatz 1 Satz 1 in 
Verbindung mit Satz 2 oder Satz 3, je-
weils auch in Verbindung mit Satz 4, 
eine dort genannte Information nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig gibt, 

2. u n v e r ä n d e r t  
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3. entgegen Artikel 10 Absatz 2 oder Arti-
kel 11 Absatz 4 Unterabsatz 2 eine 
dort genannte Information nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig zur Verfügung stellt, 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. entgegen Artikel 14 Absatz 4 einer dort 
genannten Entscheidung nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig nachkommt, 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. entgegen Artikel 16 Absatz 2 eine dort 
genannte Information nicht, nicht rich-
tig, nicht vollständig oder nicht recht-
zeitig übermittelt, 

5. u n v e r ä n d e r t  

6. entgegen Artikel 17 Absatz 3 in Verbin-
dung mit Artikel 31 Absatz 1 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1907/2006 ein Si-
cherheitsdatenblatt nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 
beifügt oder nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig über-
mittelt, 

6. u n v e r ä n d e r t  

7. entgegen Artikel 19 Absatz 1 oder Ab-
satz 2 eine Kennnummer nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig angibt oder 

7. u n v e r ä n d e r t  

8. einer vollziehbaren Anordnung nach 
Artikel 19 Absatz 3 zuwiderhandelt. 

8. u n v e r ä n d e r t  
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§ 8 § 8 

Straftaten nach der Verordnung (EU) 
2017/852 

Straftaten nach der Verordnung (EU) 
2017/852 

Nach § 27 Absatz 1 Nummer 3 Satzteil 
vor Satz 2, Absatz 1a bis 4 des Chemikali-
engesetzes wird bestraft, wer gegen die 
Verordnung (EU) 2017/852 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 17. 
Mai 2017 über Quecksilber und zur Aufhe-
bung der Verordnung (EG) Nr. 1102/2008 
(ABl. L 137 vom 24.5.2017, S. 1), die zu-
letzt durch die Delegierte Verordnung (EU) 
2024/1849 (ABl. L, 2024/1849, 10.7.2024) 
geändert worden ist, verstößt, indem er 
vorsätzlich oder fahrlässig  

Nach § 27 Absatz 1 Nummer 3 wird 
bestraft, wer gegen die Verordnung (EU) 
2017/852 in der Fassung vom 17. Dezem-
ber 2025 verstößt, indem er 

1. entgegen Artikel 3 Absatz 1 Quecksil-
ber ausführt, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. entgegen Artikel 3 Absatz 2 oder Ab-
satz 4 eine dort genannte Quecksilber-
verbindung oder ein dort genanntes 
Quecksilbergemisch ausführt, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. entgegen Artikel 4 Absatz 1 Unterab-
satz 1 Satz 1 Quecksilber, ein dort ge-
nanntes Quecksilbergemisch oder dort 
genannte Quecksilberabfälle einführt, 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. entgegen Artikel 4 Absatz 2 ein dort 
genanntes Quecksilbergemisch oder 
eine dort genannte Quecksilberverbin-
dung einführt, 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. entgegen Artikel 4 Absatz 3 Quecksil-
ber einführt, 

5. u n v e r ä n d e r t  

6. entgegen Artikel 5 Absatz 1 ein dort 
genanntes Produkt ausführt, einführt 
oder herstellt, 

6. u n v e r ä n d e r t  



 - 36 - Bearbeitungsstand: 14.04.2026  14:04 

Geltendes Recht Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Strafrechts – Umsetzung der Richtli-
nie (EU) 2024/1203 über den strafrechtli-
chen Schutz der Umwelt sowie zur Än-
derung der Zustellungspauschalen und 
Gebühren im Gesetz über Ordnungswid-
rigkeiten und in den Justizkostengeset-

zen 

7. entgegen Artikel 7 Absatz 1 Quecksil-
ber oder eine Quecksilberverbindung 
verwendet, 

7. u n v e r ä n d e r t  

8. entgegen Artikel 7 Absatz 2 in Verbin-
dung mit Anhang III Teil II Buchstabe a 
Quecksilber verwendet, 

8. u n v e r ä n d e r t  

9. entgegen Artikel 8 Absatz 2 Unterab-
satz 1 einen dort genannten Herstel-
lungsprozess anwendet, 

9. u n v e r ä n d e r t  

10. entgegen Artikel 9 Absatz 1 einen 
kleingewerblichen Goldbergbau oder 
eine kleingewerbliche Aufbereitung von 
Gold vornimmt, 

10. u n v e r ä n d e r t  

11. entgegen Artikel 10 Absatz 1 Dentala-
malgam oder Quecksilber in loser 
Form verwendet oder 

11. u n v e r ä n d e r t  

12. entgegen Artikel 10 Absatz 2a Unter-
absatz 1 oder Absatz 7 Unterabsatz 1 
oder Unterabsatz 2 Dentalamalgam 
verwendet, ausführt, einführt oder her-
stellt. 

12. u n v e r ä n d e r t  

§ 9 § 9 

Ordnungswidrigkeiten nach der Verord-
nung (EU) 2017/852 

Ordnungswidrigkeiten nach der Verord-
nung (EU) 2017/852 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe c des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer gegen die 
Verordnung (EU) 2017/852 verstößt, indem 
er vorsätzlich oder fahrlässig  

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe c des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer gegen die 
Verordnung (EU) 2017/852 in der Fas-
sung vom 17. Dezember 2025 verstößt, 
indem er vorsätzlich oder fahrlässig  

1. entgegen Artikel 10 Absatz 6 Unterab-
satz 1 die Behandlung von 
Amalgamabfall nicht sicherstellt, 

1. u n v e r ä n d e r t  
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2. als derjenige, der Quecksilberabfälle 
beseitigt, entgegen Artikel 13 Absatz 3 
Unterabsatz 1 Quecksilberabfälle nicht 
oder nicht rechtzeitig umwandelt oder 
nicht oder nicht rechtzeitig verfestigt, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. entgegen Artikel 13 Absatz 3 Unterab-
satz 2 Quecksilberabfälle beseitigt 
oder 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. entgegen Artikel 13 Absatz 3 Unterab-
satz 3 Satz 1 nicht sicherstellt, dass 
dort genannte Quecksilberabfälle in 
der dort genannten Weise gelagert 
werden. 

4. u n v e r ä n d e r t  

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe a des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer gegen die 
Verordnung (EU) 2017/852 verstößt, indem 
er vorsätzlich oder fahrlässig  

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe a des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer gegen die 
Verordnung (EU) 2017/852 in der Fas-
sung 17. Dezember 2025 verstößt, indem 
er vorsätzlich oder fahrlässig  

1. entgegen Artikel 12 Absatz 1 dort ge-
nannte Daten, eine dort genannte An-
gabe oder eine dort genannte Kopie 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig übermittelt, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. entgegen Artikel 14 Absatz 1 Unterab-
satz 1 oder Absatz 2 Unterabsatz 1 ein 
dort genanntes Verzeichnis nicht, nicht 
richtig oder nicht vollständig führt, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. entgegen Artikel 14 Absatz 1 Unterab-
satz 2 oder Absatz 2 Unterabsatz 2 
eine dort genannte Bescheinigung 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig ausstellt, 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. entgegen Artikel 14 Absatz 1 Unterab-
satz 3, Absatz 2 Unterabsatz 3 oder 
Absatz 3 Unterabsatz 2 eine Kopie ei-
ner dort genannten Bescheinigung 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig übermittelt oder 

4. u n v e r ä n d e r t  
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5. entgegen Artikel 14 Absatz 4 Satz 1 
ein dort genanntes Verzeichnis nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig übermittelt. 

5. u n v e r ä n d e r t  

(3) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe d des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer gegen die 
Verordnung (EU) 2017/852 verstößt, indem 
er vorsätzlich oder fahrlässig  

(3) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe d des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer gegen die 
Verordnung (EU) 2017/852 in der Fas-
sung 17. Dezember 2025 verstößt, indem 
er vorsätzlich oder fahrlässig  

1. entgegen Artikel 10 Absatz 4 Unterab-
satz 1 nicht sicherstellt, dass eine dort 
genannte zahnmedizinische Einrich-
tung mit einem dort genannten 
Amalgamabscheider ausgestattet ist, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. entgegen Artikel 10 Absatz 4 Unterab-
satz 2 nicht sicherstellt, dass ein dort 
genannter Amalgamabscheider die 
dort genannte Rückhaltequote leistet, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. entgegen Artikel 10 Absatz 6 Unterab-
satz 1 die Sammlung von Amalgamab-
fall nicht sicherstellt oder 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. entgegen Artikel 10 Absatz 6 Unterab-
satz 2 Dentalamalgam freisetzt. 

4. u n v e r ä n d e r t  

(4) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe e des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig entgegen Artikel 10 Absatz 
4 Unterabsatz 3 der Verordnung (EU) 
2017/852 einen Amalgamabscheider nicht 
oder nicht zu dem nach den Anweisungen 
des Herstellers vorgesehenen Zeitpunkt 
wartet. 

(4) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe e des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig entgegen Artikel 10 Absatz 
4 Unterabsatz 3 der Verordnung (EU) 
2017/852 17. Dezember 2025 einen 
Amalgamabscheider nicht oder nicht zu 
dem nach den Anweisungen des Herstel-
lers vorgesehenen Zeitpunkt wartet. 
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§ 10 § 10 

Straftaten nach der Verordnung (EU) 
2019/1021 

Straftaten nach der Verordnung (EU) 
2019/1021 

Nach § 27 Absatz 1 Nummer 3 Satzteil 
vor Satz 2, Absatz 1a bis 4 des Chemikali-
engesetzes wird bestraft, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig entgegen Artikel 3 Absatz 1 
der Verordnung (EU) 2019/1021 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 
20. Juni 2019 über persistente organische 
Schadstoffe (ABl. L 169 vom 25.6.2019, S. 
45; L 179I vom 9.6.2020, S. 4), die zuletzt 
durch die Delegierte Verordnung (EU) 
2024/2570 (ABl. L, 2024/2570, 27.9.2024) 
geändert worden ist, einen dort genannten 
Stoff als solchen, in einem Gemisch oder in 
einem Erzeugnis herstellt, in Verkehr bringt 
oder verwendet. 

Nach § 27 Absatz 1 Nummer 3 des 
Chemikaliengesetzes wird bestraft, wer 
entgegen Artikel 3 Absatz 1 der Verord-
nung (EU) 2019/1021 in der Fassung vom 
26. November 2025 einen dort genannten 
Stoff als solchen, in einem Gemisch oder in 
einem Erzeugnis herstellt, in Verkehr bringt 
oder verwendet. 

§ 11 § 11 

Ordnungswidrigkeiten nach der Verord-
nung (EU) 2019/1021 

Ordnungswidrigkeiten nach der Verord-
nung (EU) 2019/1021 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe c des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig entgegen Artikel 7 Absatz 2 
Unterabsatz 1 der Verordnung (EU) 
2019/1021 dort genannte Abfälle nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig beseitigt und nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig ver-
wertet. 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe c des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig entgegen Artikel 7 Absatz 2 
Unterabsatz 1 der Verordnung (EU) 
2019/1021 in der Fassung vom 26. No-
vember 2025 dort genannte Abfälle nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig beseitigt und nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig ver-
wertet. 
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(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe b des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig entgegen Artikel 5 Absatz 2 
Unterabsatz 1 der Verordnung (EU) 
2019/1021 eine Unterrichtung nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzei-
tig vornimmt. 

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe b des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig entgegen Artikel 5 Absatz 2 
Unterabsatz 1 der Verordnung (EU) 
2019/1021 in der Fassung vom 26. No-
vember 2025 eine Unterrichtung nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig vornimmt. 

§ 12 § 12 

Straftaten nach der Verordnung (EU) 
2024/573 

entfällt 

Nach § 27 Absatz 1 Nummer 3 Satzteil 
vor Satz 2, Absatz 1a bis 4 des Chemikali-
engesetzes wird bestraft, wer gegen die 
Verordnung (EU) 2024/573 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 7. 
Februar 2024 über fluorierte Treibhaus-
gase, zur Änderung der Richtlinie (EU) 
2019/1937 und zur Aufhebung der Verord-
nung (EU) Nr. 517/2014 (ABl. L, 2024/573, 
20.2.2024) verstößt, in dem er vorsätzlich 
oder fahrlässig  

 

1. entgegen Artikel 4 Absatz 6 Unterab-
satz 1 ein fluoriertes Treibhausgas in 
Verkehr bringt, 

 

2. entgegen Artikel 11 Absatz 1 Unterab-
satz 1 oder Unterabsatz 3 Satz 1 ein 
dort genanntes Erzeugnis, eine dort 
genannte Einrichtung oder ein dort ge-
nanntes Teil nach dem 17. Januar 
2025 in Verkehr bringt, verwendet, lie-
fert, zur Verfügung stellt oder ausführt, 

 

3. entgegen Artikel 11 Absatz 3 Unterab-
satz 1 Satz 1 einen dort genannten 
nicht wieder auffüllbaren Behälter nach 
dem 17. Januar 2025 einführt, liefert, 
für Dritte bereitstellt, verwendet oder 
ausführt, 

 



 - 41 - Bearbeitungsstand: 14.04.2026  14:04 

Geltendes Recht Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Strafrechts – Umsetzung der Richtli-
nie (EU) 2024/1203 über den strafrechtli-
chen Schutz der Umwelt sowie zur Än-
derung der Zustellungspauschalen und 
Gebühren im Gesetz über Ordnungswid-
rigkeiten und in den Justizkostengeset-

zen 

4. entgegen Artikel 13 Absatz 1, 2 oder 
Absatz 7 Unterabsatz 1 SF6 verwen-
det, 

 

5. entgegen Artikel 13 Absatz 3 Unterab-
satz 1, Absatz 4 Unterabsatz 1 oder 
Absatz 5 Unterabsatz 1 ein dort ge-
nanntes fluoriertes Treibhausgas ver-
wendet, 

 

6. entgegen Artikel 13 Absatz 8 Satz 1 
Desfluran verwendet, 

 

7. entgegen Artikel 13 Absatz 9 eine dort 
genannte Schaltanlage in Betrieb 
nimmt, 

 

8. entgegen Artikel 13 Absatz 19 ein dort 
genanntes Erzeugnis in Betrieb nimmt 
oder verwendet, 

 

9. entgegen Artikel 14 Absatz 2 einen teil-
fluorierten Kohlenwasserstoff produ-
ziert, 

 

10. entgegen Artikel 16 Absatz 1, auch in 
Verbindung mit Absatz 6, einen teilfluo-
rierten Kohlenwasserstoff in Verkehr 
bringt, 

 

11. entgegen Artikel 19 Absatz 1 eine dort 
genannte Anlage, eine Wärmepumpe 
oder ein dort genanntes Dosier-Aero-
sol in Verkehr bringt, 

 

12. entgegen Artikel 22 Absatz 3 Unterab-
satz 1 oder Artikel 23 Absatz 12 Unter-
absatz 3, jeweils auch in Verbindung 
mit Artikel 16 Absatz 6, einen dort ge-
nannten Schaum, ein dort genanntes 
Aerosol, eine dort genannte Anlage, 
eine dort genannte Wärmepumpe, ein 
dort genanntes fluoriertes Treibhaus-
gas oder einen dort genannten teilfluo-
rierten Kohlenwasserstoff ausführt 
oder 
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13. entgegen Artikel 25 Absatz 1, auch in 
Verbindung mit Artikel 16 Absatz 6, ei-
nen teilfluorierten Kohlenwasserstoff, 
ein dort genanntes Erzeugnis oder 
eine dort genannte Einrichtung einführt 
oder ausführt. 

 

§ 13 § 12 

Ordnungswidrigkeiten nach der Verord-
nung (EU) 2024/573 

Ordnungswidrigkeiten nach der Verord-
nung (EU) 2024/573 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe c des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig entgegen Artikel 8 Absatz 
11 Unterabsatz 1 der Verordnung (EU) 
2024/573 ein dort genanntes fluoriertes 
Treibhausgas, ein dort genanntes Erzeug-
nis oder eine dort genannte Anlage nicht in 
der dort vorgeschriebenen Weise zerstört. 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe c des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig entgegen Artikel 8 Absatz 
11 Unterabsatz 1 der Verordnung (EU) 
2024/573 in der Fassung vom 7. Februar 
2024 ein dort genanntes fluoriertes Treib-
hausgas, ein dort genanntes Erzeugnis 
oder eine dort genannte Anlage nicht in der 
dort vorgeschriebenen Weise zerstört. 

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe e des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer gegen die 
Verordnung (EU) 2024/573 verstößt, indem 
er vorsätzlich oder fahrlässig  

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe f des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer gegen die 
Verordnung (EU) 2024/573 in der Fas-
sung vom 7. Februar 2024 verstößt, in-
dem er vorsätzlich oder fahrlässig  

1. entgegen Artikel 4 Absatz 2 eine Doku-
mentation nicht, nicht richtig, nicht voll-
ständig oder nicht vor der Begasung 
vornimmt oder einen dort genannten 
Nachweis nicht oder nicht mindestens 
fünf Jahre nach Erstellung des Nach-
weises aufbewahrt, 

1. u n v e r ä n d e r t  
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2. einer vollziehbaren Anordnung nach 
Artikel 4 Absatz 2 Satz 2 oder Absatz 6 
Unterabsatz 3, Artikel 11 Absatz 4 Un-
terabsatz 2, Artikel 13 Absatz 7 Unter-
absatz 2, Absatz 8 Satz 2, Absatz 16 
oder Absatz 20, Artikel 19 Absatz 2 
Unterabsatz 3 oder Artikel 26 Absatz 8 
Unterabsatz 3 zuwiderhandelt, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. entgegen Artikel 4 Absatz 6 Unterab-
satz 3, Artikel 11 Absatz 4 Unterabsatz 
2 oder Artikel 19 Absatz 2 Unterabsatz 
3 eine dort genannte Konformitätser-
klärung oder eine dort genannte Unter-
lage nicht oder nicht mindestens fünf 
Jahre aufbewahrt, 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. entgegen Artikel 11 Absatz 4 Unterab-
satz 1 Satz 1 eine dort genannte Kon-
formitätserklärung nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht zum Zeit-
punkt des Inverkehrbringens des dort 
genannten Behälters vorlegt, 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. entgegen Artikel 13 Absatz 16 eine 
dort genannte Unterlage nicht oder 
nicht mindestens fünf Jahre nach Er-
stellung der Unterlage aufbewahrt, 

5. u n v e r ä n d e r t  

6. entgegen Artikel 13 Absatz 17 die zu-
ständige Behörde nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht vor der In-
betriebnahme der elektrischen Schalt-
anlage benachrichtigt, 

6. u n v e r ä n d e r t  

7. entgegen Artikel 13 Absatz 20 einen 
dort genannten Nachweis nicht oder 
nicht mindestens fünf Jahre nach Er-
stellung des Nachweises aufbewahrt, 

7. u n v e r ä n d e r t  

8. entgegen Artikel 19 Absatz 2 Unterab-
satz 1 nicht gewährleistet, dass eine 
dort genannte Dokumentation erstellt 
ist, 

8. u n v e r ä n d e r t  
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9. entgegen Artikel 19 Absatz 2 Unterab-
satz 1 eine dort genannte Konformi-
tätserklärung nicht oder nicht rechtzei-
tig ausstellt, 

9. u n v e r ä n d e r t  

10. entgegen Artikel 19 Absatz 3 Unterab-
satz 1 nicht sicherstellt, dass die dort 
genannte Konformitätserklärung oder 
die Richtigkeit des dort genannten Be-
richts bestätigt wird, 

10. u n v e r ä n d e r t  

11. entgegen Artikel 22 Absatz 1 Unterab-
satz 1, auch in Verbindung mit Artikel 
16 Absatz 6, eine dort genannte Lizenz 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht vor der Ein- oder Ausfuhr ei-
nes fluorierten Treibhausgases, eines 
dort genannten Erzeugnisses oder ei-
ner dort genannten Einrichtung vorlegt, 

11. u n v e r ä n d e r t  

12. entgegen Artikel 23 Absatz 3, auch in 
Verbindung mit Artikel 16 Absatz 6, 
eine dort genannte Angabe nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig übermittelt, 

12. u n v e r ä n d e r t  

13. entgegen Artikel 23 Absatz 6, 7 oder 
Absatz 8, jeweils auch in Verbindung 
mit Artikel 16 Absatz 6, eine dort ge-
nannte Konformitätserklärung, eine 
dort genannte Dokumentation oder ei-
nen dort genannten Nachweis nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig vorlegt, 

13. u n v e r ä n d e r t  

14. entgegen Artikel 23 Absatz 10 Unter-
absatz 2, auch in Verbindung mit Arti-
kel 16 Absatz 6, eine dort genannte Li-
zenz nicht, nicht richtig, nicht vollstän-
dig oder nicht rechtzeitig vorlegt, 

14. u n v e r ä n d e r t  
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15. entgegen Artikel 26 Absatz 1 Unterab-
satz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit 
Satz 2, Absatz 2, 3, 4, 5 Unterabsatz 1 
oder Unterabsatz 2 Satz 1 oder Artikel 
26 Absatz 6, jeweils auch in Verbin-
dung mit Artikel 16 Absatz 6, eine Mel-
dung nicht, nicht richtig, nicht vollstän-
dig oder nicht rechtzeitig macht, 

15. u n v e r ä n d e r t  

16. entgegen Artikel 26 Absatz 1 Unterab-
satz 2 auch in Verbindung mit Unterab-
satz 1 Satz 2, jeweils auch in Verbin-
dung mit Artikel 16 Absatz 6, nach dem 
17. Januar 2025 eine Meldung nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig macht, 

16. u n v e r ä n d e r t  

17. entgegen Artikel 26 Absatz 5 Unterab-
satz 2 Satz 2 oder Absatz 7, jeweils 
auch in Verbindung mit Artikel 16 Ab-
satz 6, eine dort genannte Angabe 
oder einen dort genannten Prüfbericht 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig übermittelt oder 

17. u n v e r ä n d e r t  

18. entgegen Artikel 26 Absatz 8 Unterab-
satz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit 
Artikel 16 Absatz 6, nicht gewährleis-
tet, dass die Richtigkeit des dort ge-
nannten Berichts bestätigt wird. 

18. u n v e r ä n d e r t  

(3) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe a des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer gegen die 
Verordnung (EU) 2024/573 verstößt, indem 
er vorsätzlich oder fahrlässig  

(3) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe a des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer gegen die 
Verordnung (EU) 2024/573 in der Fas-
sung vom 7. Februar 2024 verstößt, in-
dem er vorsätzlich oder fahrlässig  

1. entgegen Artikel 7 Absatz 1, Absatz 3 
Unterabsatz 1, Absatz 4 Satz 1 oder 
Absatz 5 Unterabsatz 1 oder Unterab-
satz 2 Satz 1 eine dort genannte Auf-
zeichnung nicht, nicht richtig oder nicht 
vollständig führt oder nicht oder nicht 
mindestens fünf Jahre aufbewahrt, 

1. u n v e r ä n d e r t  
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2. entgegen Artikel 7 Absatz 2 Unterab-
satz 1, Absatz 3 Unterabsatz 2 oder 
Absatz 4 Satz 2 eine dort genannte 
Aufzeichnung oder eine dort genannte 
Kopie nicht oder nicht mindestens fünf 
Jahre nach Erstellung der Aufzeich-
nung oder der Kopie aufbewahrt, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. einer vollziehbaren Anordnung nach 
Artikel 7 Absatz 2 Unterabsatz 2, Ab-
satz 3 Unterabsatz 2, Absatz 4 Satz 2 
oder Absatz 5 Unterabsatz 2 Satz 1, 
Artikel 8 Absatz 9 Unterabsatz 2 Satz 
2, Artikel 17 Absatz 2 Unterabsatz 2 
Satz 1, auch in Verbindung mit Artikel 
16 Absatz 6, oder Artikel 18 Absatz 2 
Satz 2 zuwiderhandelt oder 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. entgegen Artikel 8 Absatz 9 Unterab-
satz 2 eine dort genannte Unterlage 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht nach Feststellung der 
Nichtentfernbarkeit eines dort genann-
ten Schaums erstellt oder nicht oder 
nicht mindestens fünf Jahre nach Er-
stellung der Unterlage aufbewahrt. 

4. u n v e r ä n d e r t  

(4) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe c des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig ohne Registrierung nach 
Artikel 20 Absatz 4 Unterabsatz 1 Buch-
stabe a oder Buchstabe d, jeweils auch in 
Verbindung mit Artikel 16 Absatz 6, der 
Verordnung (EU) 2024/573 ein fluoriertes 
Treibhausgas, einen teilfluorierten Kohlen-
wasserstoff, ein Erzeugnis oder eine Ein-
richtung einführt oder ausführt oder einen 
teilfluorierten Kohlenwasserstoff liefert. 

(4) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe c des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig ohne Registrierung nach 
Artikel 20 Absatz 4 Unterabsatz 1 Buch-
stabe a oder Buchstabe d, jeweils auch in 
Verbindung mit Artikel 16 Absatz 6, der 
Verordnung (EU) 2024/573 in der Fas-
sung vom 7. Februar 2024 ein fluoriertes 
Treibhausgas, einen teilfluorierten Kohlen-
wasserstoff, ein Erzeugnis oder eine Ein-
richtung einführt oder ausführt oder einen 
teilfluorierten Kohlenwasserstoff liefert. 

(5) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe d des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer gegen die 
Verordnung (EU) 2024/573 verstößt, indem 
er vorsätzlich oder fahrlässig  

(5) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe d des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer gegen die 
Verordnung (EU) 2024/573 in der Fas-
sung vom 7. Februar 2024 verstößt, in-
dem er vorsätzlich oder fahrlässig  



 - 47 - Bearbeitungsstand: 14.04.2026  14:04 

Geltendes Recht Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Strafrechts – Umsetzung der Richtli-
nie (EU) 2024/1203 über den strafrechtli-
chen Schutz der Umwelt sowie zur Än-
derung der Zustellungspauschalen und 
Gebühren im Gesetz über Ordnungswid-
rigkeiten und in den Justizkostengeset-

zen 

1. entgegen Artikel 4 Absatz 1 Unterab-
satz 2 eine dort genannte Maßnahme 
nicht oder nicht vor der Freisetzung ei-
nes fluorierten Treibhausgases ergreift, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. als Betreiber entgegen Artikel 4 Absatz 
3 eine dort genannte Vorkehrung oder 
eine dort genannte Maßnahme nicht 
vor dem Betrieb einer dort genannten 
Einrichtung oder einer dort genannten 
Anlage trifft oder ergreift, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. als Hersteller entgegen Artikel 4 Ab-
satz 3 eine dort genannte Vorkehrung 
oder eine dort genannte Maßnahme 
nicht vor der Herstellung einer dort ge-
nannten Einrichtung trifft oder ergreift, 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. als Unternehmer entgegen Artikel 4 
Absatz 3 eine dort genannte Vorkeh-
rung oder eine dort genannte Maß-
nahme nicht vor der Beförderung oder 
der Lagerung einer dort genannten 
Einrichtung trifft oder ergreift, 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. entgegen Artikel 4 Absatz 4 Satz 1, 
auch in Verbindung mit Satz 2, eine 
dort genannte Vorkehrung nicht oder 
nicht rechtzeitig trifft, 

5. u n v e r ä n d e r t  

6. entgegen Artikel 4 Absatz 7 Unterab-
satz 1 eine dort genannte Vorsorge-
maßnahme nicht oder nicht vor der 
Durchführung einer dort genannten Tä-
tigkeit trifft, 

6. u n v e r ä n d e r t  

7. entgegen Artikel 8 Absatz 1 Unterab-
satz 1 in Verbindung mit Artikel 8 Ab-
satz 2, 3 oder Absatz 5, nicht sicher-
stellt, dass ein dort genanntes fluorier-
tes Treibhausgas rückgewonnen und 
recycelt, aufgearbeitet oder zerstört 
wird, 

7. u n v e r ä n d e r t  
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8. entgegen Artikel 8 Absatz 7 nicht si-
cherstellt, dass ein dort genannter 
Gasrest recycelt, aufgearbeitet oder 
zerstört wird, 

8. u n v e r ä n d e r t  

9. entgegen Artikel 8 Absatz 8 Satz 1 
oder Absatz 9 Unterabsatz 1 Satz 1 
nicht sicherstellt, dass eine dort ge-
nannte Emission eines fluorierten 
Treibhausgases durch den dort ge-
nannten Umgang mit dem Gas vermie-
den wird, 

9. u n v e r ä n d e r t  

10. entgegen Artikel 8 Absatz 10 Unterab-
satz 1 Satz 1 nicht für die Rückgewin-
nung eines dort genannten fluorierten 
Treibhausgases sorgt oder 

10. u n v e r ä n d e r t  

11. entgegen Artikel 8 Absatz 10 Unterab-
satz 1 Satz 2 nicht dafür sorgt, dass 
ein nicht rückgewonnenes fluoriertes 
Treibhausgas zerstört wird. 

11. u n v e r ä n d e r t  

(6) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe e des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer gegen die 
Verordnung (EU) 2024/573 verstößt, indem 
er vorsätzlich oder fahrlässig  

(6) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe e des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer gegen die 
Verordnung (EU) 2024/573 in der Fas-
sung vom 7. Februar 2024 verstößt, in-
dem er vorsätzlich oder fahrlässig  

1. entgegen Artikel 4 Absatz 5 Unterab-
satz 1 nicht sicherstellt, dass eine dort 
genannte Einrichtung oder Anlage re-
pariert wird, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. entgegen Artikel 5 Absatz 1 Unterab-
satz 1 in Verbindung mit Artikel 5 Ab-
satz 2, 3 Unterabsatz 1 oder Absatz 6 
nicht sicherstellt, dass eine dort ge-
nannte Einrichtung einer Dichtheits-
kontrolle unterzogen wird, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. entgegen Artikel 6 Absatz 1 oder Ab-
satz 2 nicht sicherstellt, dass eine dort 
genannte Einrichtung mit einem Le-
ckage-Erkennungssystem versehen ist 
oder 

3. u n v e r ä n d e r t  
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4. entgegen Artikel 6 Absatz 3 oder Ab-
satz 4 nicht sicherstellt, dass das Le-
ckage-Erkennungssystem kontrolliert 
wird. 

4. u n v e r ä n d e r t  

§ 14 § 14 

Straftaten nach der Verordnung (EU) 
2024/590 

entfällt 

Nach § 27 Absatz 1 Nummer 3 Satzteil 
vor Satz 2, Absatz 1a bis 4 des Chemikali-
engesetzes wird bestraft, wer gegen die 
Verordnung (EU) 2024/590 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 7. 
Februar 2024 über Stoffe, die zum Abbau 
der Ozonschicht führen, und zur Aufhe-
bung der Verordnung (EG) Nr. 1005/2009 
(ABl. L, 2024/590, 20.2.2024) verstößt, in-
dem er vorsätzlich oder fahrlässig  

 

1. entgegen Artikel 4 Absatz 1 einen dort 
genannten Stoff produziert, in Verkehr 
bringt, liefert, überlässt oder verwen-
det, 

 

2. entgegen Artikel 4 Absatz 2 einen dort 
genannten Stoff einführt oder ausführt, 

 

3. entgegen Artikel 5 Absatz 1 ein dort 
genanntes Erzeugnis oder eine dort 
genannte Einrichtung in Verkehr bringt, 
liefert oder überlässt, 

 

4. entgegen Artikel 5 Absatz 2 Satz 1 ein 
dort genanntes Erzeugnis oder eine 
dort genannte Einrichtung einführt oder 
ausführt, 

 

5. entgegen Artikel 8 Absatz 6 einen dort 
genannten Stoff in Verkehr bringt, lie-
fert oder überlässt, 
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6. entgegen Artikel 11 Absatz 2 eine dort 
genannte Brandschutzeinrichtung oder 
einen dort genannten Feuerlöscher 
einsetzt oder 

 

7. entgegen Artikel 15 Absatz 1 Unterab-
satz 1 Satz 1 einen dort genannten 
Einwegbehälter einführt, in Verkehr 
bringt, weiterliefert, überlässt, verwen-
det oder ausführt. 

 

§ 15 § 13 

Ordnungswidrigkeiten nach der Verord-
nung (EU) 2024/590 

Ordnungswidrigkeiten nach der Verord-
nung (EU) 2024/590 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe a des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig als derjenige, der einen Be-
hälter mit ozonabbauenden Stoffen in Ver-
kehr bringt, an einen Dritten liefert oder ei-
nem Dritten überlässt, entgegen Artikel 15 
Absatz 5 Unterabsatz 2 Satz 1, auch in 
Verbindung mit Satz 2, der Verordnung 
(EU) 2024/590, einen dort genannten Be-
hälter nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht vor dem Inverkehrbringen, der 
Lieferung an einen Dritten oder der Über-
lassung an einen Dritten kennzeichnet. 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe a des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig als derjenige, der einen Be-
hälter mit ozonabbauenden Stoffen in Ver-
kehr bringt, an einen Dritten liefert oder ei-
nem Dritten überlässt, entgegen Artikel 15 
Absatz 5 Unterabsatz 2 Satz 1, auch in 
Verbindung mit Satz 2, der Verordnung 
(EU) 2024/590 in der Fassung vom 
7. Februar 2024, einen dort genannten Be-
hälter nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht vor dem Inverkehrbringen, der 
Lieferung an einen Dritten oder der Über-
lassung an einen Dritten kennzeichnet. 

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe c des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig entgegen Artikel 20 Absatz 
6 Unterabsatz 1 der Verordnung (EU) 
2024/590 einen dort genannten Stoff, ein 
dort genanntes Erzeugnis oder eine dort 
genannte Einrichtung nicht in der dort vor-
geschriebenen Weise zerstört. 

(2) u n v e r ä n d e r t  
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(3) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe e des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer gegen die 
Verordnung (EU) 2024/590 verstößt, indem 
er vorsätzlich oder fahrlässig  

(3) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe f des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer gegen die 
Verordnung (EU) 2024/590 in der Fas-
sung vom 7. Februar 2024 verstößt, in-
dem er vorsätzlich oder fahrlässig  

1. entgegen Artikel 8 Absatz 3 oder Ab-
satz 4, jeweils in Verbindung mit Artikel 
8 Absatz 5, eine dort genannte Auf-
zeichnung nicht oder nicht mindestens 
fünf Jahre nach der Aufzeichnung auf-
bewahrt, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. einer vollziehbaren Anordnung nach 
Artikel 8 Absatz 5, Artikel 15 Absatz 3 
Unterabsatz 2, Absatz 4 Unterabsatz 3 
oder Absatz 6 Unterabsatz 2 Satz 1, 
Artikel 16 Absatz 6 oder Absatz 7 oder 
Artikel 20 Absatz 4 Unterabsatz 2 Satz 
3 zuwiderhandelt, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. entgegen Artikel 13 Absatz 2 eine dort 
genannte Lizenz nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht vor der Ein-
fuhr vorlegt, 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. entgegen Artikel 14 Absatz 3 eine dort 
genannte Lizenz nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht vor der 
Ausfuhr vorlegt, 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. entgegen Artikel 15 Absatz 3 Unterab-
satz 1 Satz 1 eine dort genannte Kon-
formitätserklärung nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht vor dem In-
verkehrbringen eines dort genannten 
Behälters vorlegt, 

5. u n v e r ä n d e r t  
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6. entgegen Artikel 15 Absatz 3 Unterab-
satz 2 Satz 1 oder Satz 2, Absatz 4 
Unterabsatz 3 oder Absatz 6 Unterab-
satz 2 Satz 1 eine dort genannte Kon-
formitätserklärung, einen dort genann-
ten Nachweis, eine dort genannte Un-
terlage oder eine dort genannte Auf-
zeichnung nicht oder nicht mindestens 
fünf Jahre aufbewahrt, 

6. u n v e r ä n d e r t  

7. entgegen Artikel 15 Absatz 6 Unterab-
satz 1 eine dort genannte Aufzeich-
nung nicht, nicht richtig oder nicht voll-
ständig führt, 

7. u n v e r ä n d e r t  

8. entgegen Artikel 16 Absatz 5 eine dort 
genannte Mitteilung nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 
macht, 

8. u n v e r ä n d e r t  

9. entgegen Artikel 16 Absatz 10 Buch-
stabe c eine dort genannte Maßnahme 
nicht oder nicht vor der Ausfuhr eines 
dort genannten Stoffs ergreift, 

9. u n v e r ä n d e r t  

10. entgegen Artikel 17 Absatz 3 eine dort 
genannte Angabe nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht vor der Ein- 
oder Ausfuhr eines dort genannten 
Stoffes, eines dort genannten Erzeug-
nisses oder einer dort genannten Ein-
richtung übermittelt, 

10. u n v e r ä n d e r t  

11. entgegen Artikel 17 Absatz 6, 7 oder 
Absatz 8 eine dort genannte Konformi-
tätserklärung, einen dort genannten 
Nachweis oder eine dort genannte Be-
scheinigung nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig vor-
legt, 

11. u n v e r ä n d e r t  

12. entgegen Artikel 17 Absatz 10 Unter-
absatz 2 eine dort genannte Lizenz 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht vor der Ein- oder Ausfuhr 
vorlegt oder 

12. u n v e r ä n d e r t  
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13. entgegen Artikel 20 Absatz 4 Unterab-
satz 2 Satz 2 eine dort genannte Un-
terlage nicht oder nicht mindestens 
fünf Jahre nach Erstellung der Unter-
lage aufbewahrt. 

13. u n v e r ä n d e r t  

(4) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe a des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer gegen die 
Verordnung (EU) 2024/590 verstößt, indem 
er vorsätzlich oder fahrlässig  

(4) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe a des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer gegen die 
Verordnung (EU) 2024/590 in der Fas-
sung vom 7. Februar 2024 verstößt, in-
dem er vorsätzlich oder fahrlässig  

1. entgegen Artikel 20 Absatz 3 Unterab-
satz 2 eine dort genannte Unterlage 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht unverzüglich nach Feststel-
lung der Nichtentfernbarkeit eines dort 
genannten Schaums erstellt oder nicht 
oder nicht mindestens fünf Jahre nach 
Erstellung der Unterlage aufbewahrt, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. einer vollziehbaren Anordnung nach 
Artikel 20 Absatz 3 Unterabsatz 2 Satz 
2 oder Artikel 21 Absatz 5 Satz 3 zuwi-
derhandelt, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. entgegen Artikel 21 Absatz 5 Satz 1 
eine dort genannte Aufzeichnung nicht, 
nicht richtig oder nicht vollständig führt, 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. entgegen Artikel 21 Absatz 5 Satz 2 
oder Satz 3 eine dort genannte Auf-
zeichnung nicht oder nicht mindestens 
fünf Jahre nach Erstellung der Auf-
zeichnung oder dem Erhalt der Auf-
zeichnung über eine dort genannte In-
formation aufbewahrt oder 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. entgegen Artikel 24 Absatz 1 Unterab-
satz 1 eine Meldung nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig, nicht in der vorge-
schriebenen Weise oder nicht rechtzei-
tig macht. 

5. u n v e r ä n d e r t  
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(5) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe d des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer gegen die 
Verordnung (EU) 2024/590 verstößt, indem 
er vorsätzlich oder fahrlässig  

(5) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe d des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer gegen die 
Verordnung (EU) 2024/590 in der Fas-
sung vom 7. Februar 2024 verstößt, in-
dem er vorsätzlich oder fahrlässig  

1. entgegen Artikel 9 Absatz 2 Satz 2 ein 
dort genanntes Halon nicht oder nicht 
nach Außerbetriebnahme einer dort 
genannten Brandschutzeinrichtung 
oder eines dort genannten Feuerlö-
schers zurückgewinnt, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. entgegen Artikel 10 Absatz 1 Satz 2 
eine nicht verwendete Menge an Me-
thylbromid nicht oder nicht unverzüg-
lich nach Ablauf einer Genehmigung 
nach Artikel 10 Absatz 1 Satz 1 zer-
stört, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. entgegen Artikel 20 Absatz 1 oder Ab-
satz 4 Unterabsatz 1 einen dort ge-
nannten Stoff oder ein dort genanntes 
Halon nicht, nicht richtig, nicht vollstän-
dig oder nicht rechtzeitig zurückge-
winnt, 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. entgegen Artikel 20 Absatz 2 Satz 1 
oder Absatz 3 Unterabsatz 1 Satz 1 
nicht sicherstellt, dass ein dort genann-
ter Stoff zerstört wird, 

4. u n v e r ä n d e r t  
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5. entgegen Artikel 20 Absatz 5 einen 
dort genannten Stoff nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht unverzüg-
lich nach der Instandhaltung, der War-
tung oder der Entfernung eines dort 
genannten Erzeugnisses oder einer 
dort genannten Einrichtung oder vor 
dem Abbau oder der Entsorgung eines 
dort genannten Erzeugnisses oder ei-
ner dort genannten Einrichtung rückge-
winnt und einen solchen Stoff ohne 
vorherige Rückgewinnung nicht oder 
nicht unverzüglich nach der Instandhal-
tung, der Wartung oder der Entfernung 
eines dort genannten Erzeugnisses 
oder einer dort genannten Einrichtung 
oder vor dem Abbau oder der Entsor-
gung eines dort genannten Erzeugnis-
ses oder einer dort genannten Einrich-
tung zerstört oder 

5. u n v e r ä n d e r t  

6. entgegen Artikel 21 Absatz 2 eine dort 
genannte Vorkehrung nicht oder nicht 
vor der Herstellung eines dort genann-
ten Stoffes, einer Chemikalie oder ei-
ner Einrichtung, vor der Verwendung, 
der Lagerung oder dem Umfüllen eines 
Behälters oder Systems oder vor der 
Beförderung trifft. 

6. u n v e r ä n d e r t  

(6) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe e des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer gegen die 
Verordnung (EU) 2024/590 verstößt, indem 
er vorsätzlich oder fahrlässig  

(6) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe e des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer gegen die 
Verordnung (EU) 2024/590 in der Fas-
sung vom 7. Februar 2024 verstößt, in-
dem er vorsätzlich oder fahrlässig  

1. entgegen Artikel 9 Absatz 2 Satz 1 
eine dort genannte Brandschutzein-
richtung oder einen dort genannten 
Feuerlöscher nicht oder nicht rechtzei-
tig außer Betrieb nimmt, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. entgegen Artikel 11 Absatz 3 ein dort 
genanntes Erzeugnis oder eine dort 
genannte Einrichtung nicht oder nicht 
rechtzeitig außer Betrieb nimmt, 

2. u n v e r ä n d e r t  
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3. entgegen Artikel 21 Absatz 3 nicht ge-
währleistet, dass eine dort genannte 
ortsfeste Einrichtung oder ein dort ge-
nanntes ortsfestes System einer Dicht-
heitskontrolle unterzogen wird, oder 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. entgegen Artikel 21 Absatz 4 nicht si-
cherstellt, dass eine festgestellte Un-
dichtigkeit behoben wird. 

4. u n v e r ä n d e r t  
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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Strafrechts – Umsetzung der Richtli-
nie (EU) 2024/1203 über den strafrechtli-
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Chemikalien-Ozonschichtver-
ordnung 

Chemikalien-Ozonschichtver-
ordnung 

§ 5 § 5 

Ordnungswidrigkeiten Persönliche Voraussetzungen für be-
stimmte Arbeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 1 Nummer 7 Buchstabe a des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 1 Nummer 7 Buchstabe a des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig 

1. entgegen § 1 Absatz 1 eine Anzeige 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig, 
nicht in der vorgeschriebenen Weise 
oder nicht rechtzeitig erstattet, 

entfällt 

2. entgegen § 3 Satz 1 das Austreten ei-
nes dort genannten Stoffes nicht ver-
hindert, 

1. entgegen § 3 Satz 1 das Austreten ei-
nes dort genannten Stoffes nicht ver-
hindert oder 

3. entgegen § 3 Satz 2 das Austreten ei-
nes dort genannten Stoffes nicht redu-
ziert oder 

2. entgegen § 3 Satz 2 das Austreten ei-
nes dort genannten Stoffes nicht redu-
ziert. 

4. entgegen § 4 Nummer 1 eine dort ge-
nannte Tätigkeit durchführt. 

entfällt 

 (2) Ordnungswidrig im Sinne des 
§ 26 Absatz 1 Nummer 7 Buchstabe c 
des Chemikaliengesetzes handelt, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig 

 1. entgegen § 1 Absatz 1 eine Anzeige 
nicht, nicht richtig, nicht vollstän-
dig, nicht in der vorgeschriebenen 
Weise oder nicht rechtzeitig erstat-
tet oder 

 2. entgegen § 4 Nummer 1 eine dort 
genannte Tätigkeit durchführt. 
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(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 69 
Absatz 1 Nummer 8 des Kreislaufwirt-
schaftsgesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig entgegen § 2 Absatz 2 Satz 
1 einen dort genannten Stoff nicht zurück-
nimmt und die Rücknahme durch einen 
Dritten nicht sicherstellt. 

(3) u n v e r ä n d e r t  
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des Strafrechts – Umsetzung der Richtli-
nie (EU) 2024/1203 über den strafrechtli-
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derung der Zustellungspauschalen und 
Gebühren im Gesetz über Ordnungswid-
rigkeiten und in den Justizkostengeset-
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Chemikalien-Klimaschutzver-
ordnung 

Chemikalien-Klimaschutzver-
ordnung 

§ 16 § 16 

Ordnungswidrigkeiten Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 1 Nummer 5 Buchstabe c des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig entgegen § 13 Absatz 1 
nicht sicherstellt, dass eine dort genannte 
Information enthalten ist. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

 (2) Ordnungswidrig im Sinne des 
§ 26 Absatz 1 Nummer 7 Buchstabe a 
des Chemikaliengesetzes handelt, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig 

 1. entgegen § 2 Absatz 1 nicht sicher-
stellt, dass der Kältemittelverlust ei-
nen dort genannten Grenzwert nicht 
überschreitet, oder 

 2. entgegen § 2 Absatz 2 den Zugang 
zu einer Verbindung nicht sicher-
stellt. 

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 1 Nummer 5 Buchstabe c des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig entgegen § 13 Absatz 1 
nicht sicherstellt, dass eine dort genannte 
Information enthalten ist. 

entfällt 

1. entgegen § 2 Absatz 1 nicht sicher-
stellt, dass der Kältemittelverlust einen 
dort genannten Grenzwert nicht über-
schreitet, 

entfällt 

2. entgegen § 2 Absatz 2 den Zugang zu 
einer Verbindung nicht sicherstellt, 

entfällt 
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3.  entgegen § 5 Absatz 1 Satz 1 eine dort 
genannte Tätigkeit durchführt, 

 

4. ohne Unternehmenszertifikat nach § 
10 Absatz 1 Satz 1 eine dort genannte 
Tätigkeit durchführt, 

entfällt 

5.  entgegen § 10 Absatz 5 nicht sicher-
stellt, dass eine dort genannte Person 
an einem Auffrischungskurs teilnimmt, 

 

6. entgegen § 14 Absatz 1 nicht sicher-
stellt, dass ein dort genanntes Unter-
nehmen eine dort genannte Sachkun-
debescheinigung oder ein dort genann-
tes Unternehmenszertifikat vorweisen 
kann, oder 

 

7. entgegen § 14 Absatz 2 oder 3 nicht si-
cherstellt, dass eine dort genannte Tä-
tigkeit von einer dort genannten Per-
son durchgeführt wird. 

entfällt 

(3) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 Ab-
satz 1 Nummer 7 Buchstabe b des 
Chemikaliengesetzes handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig 

(3) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 1 Nummer 7 Buchstabe b des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig 

1. entgegen § 15 Absatz 1 fluorierte 
Treibhausgase verkauft, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. entgegen § 15 Absatz 2 fluorierte 
Treibhausgase erwirbt oder 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. entgegen § 15 Absatz 3 eine dort ge-
nannte Einrichtung verkauft. 

3. u n v e r ä n d e r t  

 (4) Ordnungswidrig im Sinne des § 
26 Absatz 1 Nummer 5 Buchstabe c des 
Chemikaliengesetzes handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig entgegen § 13 
Absatz 1 nicht sicherstellt, dass eine 
dort genannte Information enthalten ist. 

 1. entgegen § 5 Absatz 1 Satz 1 eine 
dort genannte Tätigkeit durchführt, 
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 2. ohne Unternehmenszertifikat nach § 
10 Absatz 1 Satz 1 eine dort ge-
nannte Tätigkeit durchführt, 

 3. entgegen § 10 Absatz 5 nicht sicher-
stellt, dass eine dort genannte Per-
son an einem Auffrischungskurs 
teilnimmt, 

 4. entgegen § 14 Absatz 1 nicht sicher-
stellt, dass ein dort genanntes Un-
ternehmen eine dort genannte Sach-
kun-debescheinigung oder ein dort 
genanntes Unternehmenszertifikat 
vorweisen kann, oder 

 5. entgegen § 14 Absatz 2 oder 3 nicht 
sicherstellt, dass eine dort genannte 
Tätigkeit von einer dort genannten 
Person durchgeführt wird. 

(4) Ordnungswidrig im Sinne des § 69 Ab-
satz 1 Nummer 8 des Kreislaufwirt-
schaftsgesetzes handelt, wer vorsätz-
lich oder fahrlässig entgegen § 4 Ab-
satz 1 Satz 1 fluorierte Treibhausgase 
nicht zurücknimmt oder die Rück-
nahme durch einen Dritten nicht si-
cherstellt. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(5) Ordnungswidrig im Sinne des § 69 Ab-
satz 2 Nummer 15 des Kreislaufwirt-
schaftsgesetzes handelt, wer vorsätz-
lich oder fahrlässig 

(6) Ordnungswidrig im Sinne des § 69 
Absatz 2 Nummer 15 des Kreislaufwirt-
schaftsgesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig 

1. entgegen § 4 Absatz 2 Satz 1 eine dort 
genannte Aufzeichnung nicht, nicht 
richtig oder nicht vollständig führt, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. entgegen § 4 Absatz 2 Satz 2 eine dort 
genannte Aufzeichnung nicht oder 
nicht mindestens fünf Jahre aufbe-
wahrt oder 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. einer vollziehbaren Anordnung nach § 
4 Absatz 2 Satz 2 zuwiderhandelt. 

3. u n v e r ä n d e r t  
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Chemikalien-Verbotsverord-
nung 

Chemikalien-Verbotsverord-
nung 

A b s c h n i t t  4  A b s c h n i t t  4  

S c h l u s s b e s t i m m u n g e n  S c h l u s s b e s t i m m u n g e n  

§ 12 § 12 

Ordnungswidrigkeiten Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 1 Nummer 7 Buchstabe a des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig entgegen § 7 Absatz 1 Satz 
1 oder Absatz 2 Satz 2, auch in Verbindung 
mit § 14 Absatz 2, eine Anzeige nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig, nicht in der vorge-
schriebenen Weise oder nicht rechtzeitig 
erstattet. 

entfällt 

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 1 Nummer 7 Buchstabe b des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig  

(1) u n v e r ä n d e r t  

1. entgegen § 8 Absatz 1, 3 Nummer 1 
oder 3 oder Absatz 4 Satz 1 einen 
Stoff oder ein Gemisch abgibt oder 

 

2. entgegen § 10 Absatz 1, auch in Ver-
bindung mit Absatz 2, einen Stoff oder 
ein Gemisch abgibt oder anbietet. 
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 (2) Ordnungswidrig im Sinne des 
§ 26 Absatz 1 Nummer 7 Buchstabe c 
des Chemikaliengesetzes handelt, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 7 
Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2 Satz 2, 
auch in Verbindung mit § 14 Absatz 2, 
eine Anzeige nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig, nicht in der vorgeschriebe-
nen Weise oder nicht rechtzeitig erstat-
tet. 

(3) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 1 Nummer 7 Buchstabe c des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig  

(3) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 1 Nummer 7 Buchstabe d des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig  

1. entgegen § 6 Absatz 3 Satz 2 eine An-
zeige nicht, nicht richtig, nicht vollstän-
dig, nicht in der vorgeschriebenen 
Weise oder nicht rechtzeitig erstattet, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. entgegen § 9 Absatz 1 Satz 1 ein Ab-
gabebuch nicht führt, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. entgegen § 9 Absatz 2 abgibt, 3. u n v e r ä n d e r t  

4. entgegen § 9 Absatz 3 das Abgabe-
buch oder einen Empfangsschein nicht 
oder nicht mindestens fünf Jahre auf-
bewahrt oder 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. entgegen § 9 Absatz 4 die Angaben 
nicht oder nicht mindestens fünf Jahre 
nachweisen kann. 

5. u n v e r ä n d e r t  

§ 13 § 13 

Straftaten Straftaten 

(1) Nach § 27 Absatz 1 Nummer 1, 
Absatz 2 bis 4 des Chemikaliengesetzes 
wird bestraft, wer vorsätzlich oder fahrläs-
sig  

(1) Nach § 27 Absatz 1 Nummer 1, 
des Chemikaliengesetzes wird bestraft, wer  
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1. entgegen § 3 Absatz 2 einen Stoff, ein 
Gemisch oder ein Erzeugnis in den 
Verkehr bringt oder 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. ohne Erlaubnis nach § 6 Absatz 1 Satz 
1 einen Stoff oder ein Gemisch abgibt 
oder bereitstellt. 

2. u n v e r ä n d e r t  

(2) Nach § 27 Absatz 2, 3, 4 Nummer 
2 des Chemikaliengesetzes ist strafbar, 
wer durch eine in § 12 Absatz 2 bezeich-
nete vorsätzliche Handlung das Leben oder 
die Gesundheit eines anderen oder fremde 
Sachen von bedeutendem Wert gefährdet. 

entfällt 

(3) Nach § 27c Absatz 1 des Chemi-
kaliengesetzes ist strafbar, wer eine in § 12 
Absatz 2 bezeichnete vorsätzliche Hand-
lung begeht, obwohl er weiß, dass der Stoff 
oder das Gemisch für eine rechtswidrige 
Tat, die den Tatbestand eines Strafgeset-
zes verwirklicht, verwendet werden soll. 

entfällt 

(4) Erkennt der Täter in den Fällen 
des Absatzes 3 leichtfertig nicht, dass der 
Stoff oder das Gemisch für eine rechtswid-
rige Tat, die den Tatbestand eines Strafge-
setzes verwirklicht, verwendet werden soll, 
ist er nach § 27c Absatz 2 des Chemikali-
engesetzes strafbar. 

entfällt 

2. in einer Anzeige nach § 11 Absatz 7 
der Gefahrstoffverordnung in der bis 
zum 31. Oktober 1993 geltenden Fas-
sung benannt wurden. 
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Biozidrechts-Durchführungs-
verordnung 

Biozidrechts-Durchführungs-
verordnung 

§ 17 § 17 

Straftaten und Ordnungswidrigkeiten Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 1 Nummer 7 Buchstabe b des Che-
mikaliengesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig  

(1) u n v e r ä n d e r t  

1. entgegen § 3 Absatz 2 oder § 10 Ab-
satz 1 oder 2 ein Biozid-Produkt anbie-
tet oder 

 

2. entgegen   

a) § 9 Satz 1, § 10 Absatz 1 oder § 
11 Absatz 1 oder 

 

b) § 10 Absatz 2 oder § 11 Absatz 2, 
jeweils auch in Verbindung mit § 
12, 

 

ein Biozid-Produkt abgibt.  

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 
Absatz 1 Nummer 10a des Chemikalienge-
setzes handelt, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig  

(2) u n v e r ä n d e r t  

1. entgegen § 3 Absatz 1 Satz 1, auch in 
Verbindung mit Satz 2, oder entgegen 
§ 6 Absatz 2 Satz 3 ein Biozid-Produkt 
auf dem Markt bereitstellt, 

 

2. entgegen § 4 Absatz 1 Satz 1 eine 
Meldung nicht, nicht richtig, nicht voll-
ständig oder nicht rechtzeitig macht 
oder 

 



 - 2 - Bearbeitungsstand: 14.04.2026  14:04 

Geltendes Recht Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Strafrechts – Umsetzung der Richtli-
nie (EU) 2024/1203 über den strafrechtli-
chen Schutz der Umwelt sowie zur Än-
derung der Zustellungspauschalen und 
Gebühren im Gesetz über Ordnungswid-
rigkeiten und in den Justizkostengeset-

zen 

3. entgegen § 6 Absatz 1 Satz 1 eine 
Meldung nicht, nicht richtig, nicht voll-
ständig oder nicht rechtzeitig aktuali-
siert. 

 

(3) Wer durch eine in Absatz 1 be-
zeichnete vorsätzliche Handlung das Le-
ben oder die Gesundheit eines anderen 
oder fremde Sachen von bedeutendem 
Wert gefährdet, ist nach § 27 Absatz 2 des 
Chemikaliengesetzes strafbar. 

entfällt 
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Gerichtskostengesetz Gerichtskostengesetz 
u n v e r ä n d e r t  

Anlage 1 
(zu § 3 Abs. 2) 

Kostenverzeichnis 

u n v e r ä n d e r t  

Geltendes Recht Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Strafrechts – Umsetzung 
der Richtlinie (EU) 2024/1203 über den strafrechtlichen Schutz der 

Umwelt sowie zur Änderung der Zustellungspauschalen und Gebüh-
ren im Gesetz über Ordnungswidrigkeiten und in den Justizkostenge-

setzen 

Nr. Auslagentatbestand Höhe Nr. Auslagentatbestand Höhe 

9002 Pauschale für Zustellungen mit Zustellungsur-
kunde, Einschreiben gegen Rückschein oder 
durch Justizbedienstete nach § 168 Abs. 1 ZPO je 
Zustellung .......... 

   Neben Gebühren, die sich nach dem Streitwert richten, 

mit Ausnahme der Gebühr 3700, wird die Zustellungspau-
schale nur erhoben, soweit in einem Rechtszug mehr als 
10 Zustellungen anfallen. Im erstinstanzlichen Musterver-
fahren nach dem KapMuG wird die Zustellungspauschale 
für sämtliche Zustellungen erhoben. 

 
 

3,50 € 

9002 Pauschale für Zustellungen mit Zustellungsur-
kunde, Einschreiben gegen Rückschein oder 
durch Justizbedienstete nach § 168 Abs. 1 ZPO je 
Zustellung .......... 

   Neben Gebühren, die sich nach dem Streitwert richten, 
mit Ausnahme der Gebühr 3700, wird die Zustellungspau-
schale nur erhoben, soweit in einem Rechtszug mehr als 
10 Zustellungen anfallen. Im erstinstanzlichen Musterver-
fahren nach dem KapMuG wird die Zustellungspauschale 
für sämtliche Zustellungen erhoben. 

 
 

5,50 € 
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Gesetz über Gerichtskosten in 
Familiensachen 

Gesetz über Gerichtskosten in 
Familiensachen 

 

Anlage 1 
(zu § 3 Abs. 2) 

Kostenverzeichnis 

Geltendes Recht Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Strafrechts – Umsetzung 
der Richtlinie (EU) 2024/1203 über den strafrechtlichen Schutz der 

Umwelt sowie zur Änderung der Zustellungspauschalen und Gebüh-
ren im Gesetz über Ordnungswidrigkeiten und in den Justizkostenge-

setzen 

Nr. Auslagentatbestand Höhe Nr. Auslagentatbestand Höhe 

2002 Pauschale für Zustellungen mit Zustellungsur-
kunde, Einschreiben gegen Rückschein oder 
durch Justizbedienstete nach § 168 Abs. 1 ZPO je 
Zustellung .......... 

   Neben Gebühren, die sich nach dem Streitwert richten 

wird die Zustellungspauschale nur erhoben, soweit in ei-
nem Rechtszug mehr als 10 Zustellungen anfallen. 

 
 

3,50 € 

2002 Pauschale für Zustellungen mit Zustellungsur-
kunde, Einschreiben gegen Rückschein oder 
durch Justizbedienstete nach § 168 Abs. 1 ZPO je 
Zustellung .......... 

   Neben Gebühren, die sich nach dem Streitwert richten 

wird die Zustellungspauschale nur erhoben, soweit in ei-
nem Rechtszug mehr als 10 Zustellungen anfallen. 

 
 

5,50 € 

 



 - 1 - Bearbeitungsstand: 14.04.2026  14:04 

Geltendes Recht Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Strafrechts – Umsetzung der Richtli-
nie (EU) 2024/1203 über den strafrechtli-
chen Schutz der Umwelt sowie zur Än-
derung der Zustellungspauschalen und 
Gebühren im Gesetz über Ordnungswid-
rigkeiten und in den Justizkostengeset-
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Gerichts- und Notarkostenge-
setz 

Gerichts- und Notarkostenge-
setz 

u n v e r ä n d e r t  

Anlage 1 
(zu § 3 Abs. 2) 

Kostenverzeichnis 

Geltendes Recht Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Strafrechts – Umsetzung 
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setzen 

Nr. Auslagentatbestand Höhe Nr. Auslagentatbestand Höhe 

31002 Pauschale für Zustellungen mit Zustellungsur-
kunde, Einschreiben gegen Rückschein oder 
durch Justizbedienstete nach § 168 Abs. 1 ZPO je 
Zustellung .......... 

   Neben Gebühren, die sich nach dem Streitwert richten 

wird die Zustellungspauschale nur erhoben, soweit in ei-
nem Rechtszug mehr als 10 Zustellungen anfallen. 

 
 

3,50 € 

31002 Pauschale für Zustellungen mit Zustellungsur-
kunde, Einschreiben gegen Rückschein oder 
durch Justizbedienstete nach § 168 Abs. 1 ZPO je 
Zustellung .......... 

   Neben Gebühren, die sich nach dem Streitwert richten 

wird die Zustellungspauschale nur erhoben, soweit in ei-
nem Rechtszug mehr als 10 Zustellungen anfallen. 

 
 

5,50 € 
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Aufenthaltsgesetz Aufenthaltsgesetz 

§ 98 § 98 

Bußgeldvorschriften Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer eine 
in § 95 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 oder Abs. 2 Nr. 
1 Buchstabe b bezeichnete Handlung fahr-
lässig begeht. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Ordnungswidrig handelt, wer  (2) u n v e r ä n d e r t  

1. entgegen § 4 Absatz 2 Satz 1 einen 
Nachweis nicht führt, 

 

2. entgegen § 13 Abs. 1 Satz 2 sich der 
polizeilichen Kontrolle des grenzüber-
schreitenden Verkehrs nicht unterzieht, 

 

2a. entgegen § 47a Satz 1, auch in Verbin-
dung mit Satz 2, oder entgegen § 47a 
Satz 3, ein dort genanntes Dokument 
nicht oder nicht rechtzeitig vorlegt oder 
einen Abgleich mit dem Lichtbild nicht 
oder nicht rechtzeitig ermöglicht, 

 

2b. entgegen § 47b eine Anzeige nicht vor-
nimmt, 

 

3. entgegen § 48 Abs. 1 oder 3 Satz 1 
eine dort genannte Urkunde oder Un-
terlage oder einen dort genannten Da-
tenträger nicht oder nicht rechtzeitig 
vorlegt, nicht oder nicht rechtzeitig aus-
händigt oder nicht oder nicht rechtzei-
tig überlässt, 

 

4. einer vollziehbaren Anordnung nach § 
44a Abs. 1 Satz 1 Nr. 3, Satz 2 oder 3 
zuwiderhandelt oder 
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5. entgegen § 82 Absatz 6 Satz 1, auch 
in Verbindung mit § 60d Absatz 3 Satz 
4, eine Mitteilung nicht oder nicht 
rechtzeitig macht. 

 

(2a) Ordnungswidrig handelt, wer 
vorsätzlich oder leichtfertig  

(2a) u n v e r ä n d e r t  

1. entgegen § 4a Absatz 5 Satz 1 einen 
Ausländer mit einer nachhaltigen ent-
geltlichen Dienst- oder Werkleistung 
beauftragt, die der Ausländer auf Ge-
winnerzielung gerichtet ausübt, 

 

2. entgegen § 4a Absatz 5 Satz 3 Num-
mer 3 oder § 19a Absatz 1 Satz 2 oder 
3 eine Mitteilung nicht, nicht richtig 
oder nicht rechtzeitig macht, 

 

3. entgegen § 19b Absatz 7 eine Anzeige 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig erstattet oder 

 

4. entgegen § 16g Absatz 4 Satz 1, § 60c 
Absatz 5 Satz 1 oder § 60d Absatz 3 
Satz 3 eine Mitteilung nicht, nicht rich-
tig, nicht vollständig, nicht in der vorge-
schriebenen Weise oder nicht rechtzei-
tig macht. 

 

(2b) (weggefallen) (2b) u n v e r ä n d e r t  

(3) Ordnungswidrig handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig  

(3) u n v e r ä n d e r t  
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1. entgegen § 4a Absatz 3 Satz 4 oder 
Absatz 4, § 6 Absatz 2a, § 7 Absatz 1 
Satz 4 erster Halbsatz, § 16a Absatz 3 
Satz 1, § 16b Absatz 3, auch in Verbin-
dung mit Absatz 7 Satz 3, § 16b Ab-
satz 5 Satz 3 zweiter Halbsatz, § 16c 
Absatz 2 Satz 3, § 16d Absatz 1 Satz 
4, Absatz 3 Satz 8, Absatz 6 Satz 3 
oder Absatz 4 Satz 3, § 16f Absatz 3 
Satz 4, § 17 Absatz 3 Satz 1, § 20 Ab-
satz 1 Satz 4, auch in Verbindung mit 
Absatz 2 Satz 2, § 23 Absatz 1 Satz 4 
erster Halbsatz oder § 25 Absatz 4 
Satz 3 erster Halbsatz, Absatz 4a Satz 
4 erster Halbsatz oder Absatz 4b Satz 
4 erster Halbsatz eine selbständige Tä-
tigkeit ausübt, 

 

2. einer vollziehbaren Auflage nach § 12 
Abs. 2 Satz 2 oder Abs. 4 zuwiderhan-
delt, 

 

2a. entgegen § 12a Absatz 1 Satz 1 den 
Wohnsitz nicht oder nicht für die vorge-
schriebene Dauer in dem Land nimmt, 
in dem er zu wohnen verpflichtet ist, 

 

2b. einer vollziehbaren Anordnung nach § 
12a Absatz 2, 3 oder 4 Satz 1 oder § 
61 Absatz 1c zuwiderhandelt, 

 

3. entgegen § 13 Abs. 1 außerhalb einer 
zugelassenen Grenzübergangsstelle 
oder außerhalb der festgesetzten Ver-
kehrsstunden einreist oder ausreist 
oder einen Pass oder Passersatz nicht 
mitführt, 

 

4. einer vollziehbaren Anordnung nach § 
46 Absatz 1 oder § 61 Absatz 1e zuwi-
derhandelt, 

 

5. (weggefallen)  
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5a. entgegen § 60b Absatz 2 Satz 1 nicht 
alle zumutbaren Handlungen vor-
nimmt, um einen anerkannten und gül-
tigen Pass oder Passersatz zu erlan-
gen, 

 

5b. einer räumlichen Beschränkung nach § 
61 Absatz 1 Satz 1 zuwiderhandelt, 

 

6. entgegen § 80 Abs. 4 einen der dort 
genannten Anträge nicht stellt oder 

 

7. einer Rechtsverordnung nach § 99 Ab-
satz 1 Nummer 3a Buchstabe d, Num-
mer 7, 10 oder 13a Satz 1 Buchstabe j 
zuwiderhandelt, soweit sie für einen 
bestimmten Tatbestand auf diese Buß-
geldvorschrift verweist. 

 

(4) In den Fällen des Absatzes 2 Nr. 2 
und des Absatzes 3 Nr. 3 kann der Ver-
such der Ordnungswidrigkeit geahndet 
werden. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Die Ordnungswidrigkeit kann in 
den Fällen des Absatzes 2a Nummer 1 mit 
einer Geldbuße bis zu fünfhunderttausend 
Euro, in den Fällen des Absatzes 2a Num-
mer 2, 3 und 4 mit einer Geldbuße bis zu 
dreißigtausend Euro, in den Fällen des Ab-
satzes 2 Nr. 2 und des Absatzes 3 Nr. 1 
und 5b mit einer Geldbuße bis zu fünftau-
send Euro, in den Fällen der Absätze 1 und 
2 Nr. 1, 2a und 3 und des Absatzes 3 Nr. 3 
mit einer Geldbuße bis zu dreitausend Euro 
und in den übrigen Fällen mit einer Geld-
buße bis zu tausend Euro geahndet wer-
den. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(6) Artikel 31 Abs. 1 des Abkommens 
über die Rechtsstellung der Flüchtlinge 
bleibt unberührt. 

(6) u n v e r ä n d e r t  
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(7) Abweichend von § 30 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 1 des Gesetzes über Ord-
nungswidrigkeiten beträgt das Höchstmaß 
der Geldbuße im Falle einer Straftat nach § 
95a Absatz 1 dieses Gesetzes vierzig Milli-
onen Euro. 

entfällt 

(8) Abweichend von § 30 Absatz 2 
Satz 2 des Gesetzes über Ordnungswidrig-
keiten beträgt das Höchstmaß der Geld-
buße im Falle einer Ordnungswidrigkeit 
nach § 130 Absatz 1 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten in Verbindung mit § 
95a Absatz 1 dieses Gesetzes vierzig Milli-
onen Euro. 

(7) u n v e r ä n d e r t  
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Gerichtsverfassungsgesetz Gerichtsverfassungsgesetz 

§ 74 § 74 

(1) Die Strafkammern sind als erken-
nende Gerichte des ersten Rechtszuges 
zuständig für alle Verbrechen, die nicht zur 
Zuständigkeit des Amtsgerichts oder des 
Oberlandesgerichts gehören. Sie sind auch 
zuständig für alle Straftaten, bei denen eine 
höhere Strafe als vier Jahre Freiheitsstrafe 
oder die Unterbringung in einem psychiatri-
schen Krankenhaus, allein oder neben ei-
ner Strafe, oder in der Sicherungsverwah-
rung zu erwarten ist oder bei denen die 
Staatsanwaltschaft in den Fällen des § 24 
Abs. 1 Nr. 3 Anklage beim Landgericht er-
hebt. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Für die Verbrechen  (2) Für die Verbrechen  

1. des sexuellen Missbrauchs von Kin-
dern mit Todesfolge (§ 176d des Straf-
gesetzbuches), 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. des sexuellen Übergriffs, der sexuellen 
Nötigung und Vergewaltigung mit To-
desfolge (§ 178 des Strafgesetzbu-
ches), 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. des Mordes (§ 211 des Strafgesetzbu-
ches), 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. des Totschlags (§ 212 des Strafgesetz-
buches), 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. (weggefallen) 5. u n v e r ä n d e r t  

6. der Aussetzung mit Todesfolge (§ 221 
Abs. 3 des Strafgesetzbuches), 

6. u n v e r ä n d e r t  

7. der Körperverletzung mit Todesfolge (§ 
227 des Strafgesetzbuches), 

7. u n v e r ä n d e r t  
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8. der Entziehung Minderjähriger mit To-
desfolge (§ 235 Abs. 5 des Strafge-
setzbuches), 

8. u n v e r ä n d e r t  

8a. der Nachstellung mit Todesfolge (§ 
238 Absatz 3 des Strafgesetzbuches), 

8a. u n v e r ä n d e r t  

9. der Freiheitsberaubung mit Todesfolge 
(§ 239 Abs. 4 des Strafgesetzbuches), 

9. u n v e r ä n d e r t  

10. des erpresserischen Menschenraubes 
mit Todesfolge (§ 239a Absatz 3 des 
Strafgesetzbuches), 

10. u n v e r ä n d e r t  

11. der Geiselnahme mit Todesfolge (§ 
239b Abs. 2 in Verbindung mit § 239a 
Absatz 3 des Strafgesetzbuches), 

11. u n v e r ä n d e r t  

12. des Raubes mit Todesfolge (§ 251 des 
Strafgesetzbuches), 

12. u n v e r ä n d e r t  

13. des räuberischen Diebstahls mit To-
desfolge (§ 252 in Verbindung mit § 
251 des Strafgesetzbuches), 

13. u n v e r ä n d e r t  

14. der räuberischen Erpressung mit To-
desfolge (§ 255 in Verbindung mit § 
251 des Strafgesetzbuches), 

14. u n v e r ä n d e r t  

15. der Brandstiftung mit Todesfolge (§ 
306c des Strafgesetzbuches), 

15. u n v e r ä n d e r t  

16. des Herbeiführens einer Explosion 
durch Kernenergie (§ 307 Abs. 1 bis 3 
des Strafgesetzbuches), 

16. u n v e r ä n d e r t  

17. des Herbeiführens einer Spreng-
stoffexplosion mit Todesfolge (§ 308 
Absatz 4 des Strafgesetzbuches), 

17. u n v e r ä n d e r t  

18. des Mißbrauchs ionisierender Strahlen 
gegenüber einer unübersehbaren Zahl 
von Menschen (§ 309 Abs. 2 und 4 des 
Strafgesetzbuches), 

18. u n v e r ä n d e r t  
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19. der fehlerhaften Herstellung einer kern-
technischen Anlage mit Todesfolge (§ 
312 Abs. 4 des Strafgesetzbuches), 

19. u n v e r ä n d e r t  

20. des Herbeiführens einer Überschwem-
mung mit Todesfolge (§ 313 in Verbin-
dung mit § 308 Absatz 4 des Strafge-
setzbuches), 

20. u n v e r ä n d e r t  

21. der gemeingefährlichen Vergiftung mit 
Todesfolge (§ 314 in Verbindung mit § 
308 Absatz 4 des Strafgesetzbuches), 

21. u n v e r ä n d e r t  

22. des räuberischen Angriffs auf Kraftfah-
rer mit Todesfolge (§ 316a Abs. 3 des 
Strafgesetzbuches), 

22. u n v e r ä n d e r t  

23. des Angriffs auf den Luft- und Seever-
kehr mit Todesfolge (§ 316c Abs. 3 des 
Strafgesetzbuches), 

23. u n v e r ä n d e r t  

24. der Beschädigung wichtiger Anlagen 
mit Todesfolge (§ 318 Abs. 4 des Straf-
gesetzbuches), 

24. u n v e r ä n d e r t  

25. einer vorsätzlichen Umweltstraftat mit 
Todesfolge (§ 330 Abs. 2 Nr. 2 des 
Strafgesetzbuches), 

25. einer vorsätzlichen Umweltstraftat mit 
Todesfolge (§ 330 Absatz 3 des Straf-
gesetzbuches), 

26. der schweren Gefährdung durch Frei-
setzen von Giften mit Todesfolge (§ 
330a Absatz 2 des Strafgesetzbu-
ches), 

26. u n v e r ä n d e r t  

27. der Körperverletzung im Amt mit To-
desfolge (§ 340 Absatz 3 in Verbin-
dung mit § 227 des Strafgesetzbu-
ches), 

27. u n v e r ä n d e r t  

28. des Abgebens, Verabreichens oder 
Überlassens von Betäubungsmitteln 
zum unmittelbaren Verbrauch mit To-
desfolge (§ 30 Absatz 1 Nummer 3 des 
Betäubungsmittelgesetzes), 

28. u n v e r ä n d e r t  

29. des Einschleusens mit Todesfolge (§ 
97 Absatz 1 des Aufenthaltsgesetzes) 

29. u n v e r ä n d e r t  
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ist eine Strafkammer als Schwurgericht zu-
ständig. § 120 bleibt unberührt. 

ist eine Strafkammer als Schwurgericht zu-
ständig. § 120 bleibt unberührt. 

(3) Die Strafkammern sind außerdem 
zuständig für die Verhandlung und Ent-
scheidung über das Rechtsmittel der Beru-
fung gegen die Urteile des Strafrichters und 
des Schöffengerichts. 

(3) u n v e r ä n d e r t  
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FIDE-Verzeichnis-Verordnung FIDE-Verzeichnis-Verordnung 

§ 1 § 1 

(1) In das Aktennachweissystem für 
Zollzwecke dürfen Daten zu folgenden 
Straftaten im Sinne von § 2 des ZIS-Aus-
führungsgesetzes aufgenommen werden, 
soweit den Zuwiderhandlungen ein Waren-
verkehr über die Grenzen der Bundesre-
publik Deutschland zugrunde liegt und die 
Straftaten keine Verstöße gegen Rechts-
akte der Europäischen Union oder deren 
nationale Umsetzung zum Gegenstand ha-
ben:  

(1) In das Aktennachweissystem für 
Zollzwecke dürfen Daten zu folgenden 
Straftaten im Sinne von § 2 des ZIS-Aus-
führungsgesetzes aufgenommen werden, 
soweit den Zuwiderhandlungen ein Waren-
verkehr über die Grenzen der Bundesre-
publik Deutschland zugrunde liegt und die 
Straftaten keine Verstöße gegen Rechts-
akte der Europäischen Union oder deren 
nationale Umsetzung zum Gegenstand ha-
ben:  

1. Straftaten gegen Vorschriften über den 
Verkehr mit Betäubungsmitteln nach  

1. u n v e r ä n d e r t  

a) § 29 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 
5, 13 und 14 des Betäubungsmit-
telgesetzes, 

 

b) § 29a Absatz 1 Nummer 2 des Be-
täubungsmittelgesetzes, 

 

c) § 30 Absatz 1 Nummer 1 und 4 
des Betäubungsmittelgesetzes, 

 

d) § 30a des Betäubungsmittelgeset-
zes; 

 

2. Straftaten gegen Vorschriften über den 
Verkehr mit Waffen und Kriegswaffen 
nach  

2. u n v e r ä n d e r t  

a) § 19 des Kriegswaffenkontrollge-
setzes, 

 

b) § 20 des Kriegswaffenkontrollge-
setzes, 
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c) § 20a des Kriegswaffenkontrollge-
setzes, 

 

d) § 22a Absatz 1 Nummer 2, 4, 5 
und 7 des Kriegswaffenkontrollge-
setzes, 

 

e) § 51 des Waffengesetzes,  

f) § 52 des Waffengesetzes,  

g) § 40 Absatz 1 Nummer 1 und Ab-
satz 2 Nummer 1 des Sprengstoff-
gesetzes; 

 

3. Straftaten gegen Vorschriften über den 
Außenwirtschaftsverkehr nach den §§ 
17 und 18 Absatz 2 des Außenwirt-
schaftsgesetzes; 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. Straftaten gegen Vorschriften über den 
Warenverkehr zum Schutz der öffentli-
chen Ordnung nach  

4. u n v e r ä n d e r t  

a) § 86 des Strafgesetzbuches,  

b) § 86a Absatz 1 Nummer 2 des 
Strafgesetzbuches, 

 

c) § 87 Absatz 1 Nummer 3 des 
Strafgesetzbuches, 

 

d) § 130 Absatz 2 des Strafgesetzbu-
ches, 

 

e) § 130a des Strafgesetzbuches,  

f) § 131 des Strafgesetzbuches,  

g) § 146 des Strafgesetzbuches, 
auch in Verbindung mit den §§ 
151 und 152 des Strafgesetzbu-
ches, 
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h) § 147 des Strafgesetzbuches, 
auch in Verbindung mit den §§ 
151 und 152 des Strafgesetzbu-
ches, 

 

i) § 148 des Strafgesetzbuches, 
auch in Verbindung mit § 152 des 
Strafgesetzbuches, 

 

j) § 149 des Strafgesetzbuches, 
auch in Verbindung mit den §§ 
151 und 152 des Strafgesetzbu-
ches, 

 

k) § 152a Absatz 1 Nummer 1 des 
Strafgesetzbuches, 

 

l) § 152b des Strafgesetzbuches,  

m) § 184 des Strafgesetzbuches,  

n) § 184a des Strafgesetzbuches,  

o) § 184b des Strafgesetzbuches,  

p) § 275 des Strafgesetzbuches,  

q) § 276 des Strafgesetzbuches,  

r) § 310 des Strafgesetzbuches,  

s) § 328 des Strafgesetzbuches,  

t) § 27 Absatz 1 und 2 des Jugend-
schutzgesetzes, 

 

u) § 25 Absatz 1 Nummer 3 Variante 
2 des Telekommunikation-Digitale-
Dienste-Datenschutz-Gesetzes, 

 

v) § 5 des Hundeverbringungs- und -
einfuhrbeschränkungsgesetzes; 

 

5. Straftaten gegen Vorschriften über den 
Warenverkehr zum Schutz des Men-
schen, der Umwelt, der Tierwelt und 
der Pflanzenwelt nach  

5. Straftaten gegen Vorschriften über den 
Warenverkehr zum Schutz des Men-
schen, der Umwelt, der Tierwelt und 
der Pflanzenwelt nach  
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a) § 326 des Strafgesetzbuches, a) u n v e r ä n d e r t  

b) § 27 Absatz 1 Nummer 1 und 2 
und Absatz 2 des Chemikalienge-
setzes, 

b) u n v e r ä n d e r t  

c) § 71 Absatz 1 in Verbindung mit § 
69 Absatz 3 Nummer 21 des Bun-
desnaturschutzgesetzes, 

c) § 69 Absatz 1 Nummer 5 des Bun-
desnaturschutzgesetzes, 

d) (weggefallen) d) u n v e r ä n d e r t  

e) § 74 Absatz 1 Nummer 2 des Tier-
seuchengesetzes; 

e) u n v e r ä n d e r t  

6. Straftaten gegen Vorschriften über den 
Warenverkehr zum Schutz der 
menschlichen Gesundheit nach  

6. u n v e r ä n d e r t  

a) § 95 Absatz 1 Nummer 1 bis 9, § 
96 Nummer 3 bis 5, 7 bis 9, 12 bis 
15, 18 und 19 des Arzneimittelge-
setzes, 

 

b) § 4 Absatz 1 Nummer 1 und 3 und 
Absatz 4 des Anti-Doping-Geset-
zes, 

 

c) § 58 Absatz 1 Nummer 1 bis 3, 8 
und 9 sowie Absatz 5 und § 59 
Absatz 1 des Lebensmittel- und 
Futtermittelgesetzbuches, auch in 
Verbindung mit § 10 Absatz 1 der 
Lebensmittel-Kennzeichnungsver-
ordnung, 

 

d) den §§ 74 und 75 des Infektions-
schutzgesetzes, 

 

e) § 18 des Transplantationsgeset-
zes, 

 

f) § 49 des Weingesetzes;  

7. Straftaten gegen Vorschriften über den 
Warenverkehr zum Gewerblichen 
Rechtsschutz nach  

7. u n v e r ä n d e r t  
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a) den §§ 143 und 144 des Marken-
gesetzes, 

 

b) den §§ 106, 107, 108 und 108a 
des Urheberrechtsgesetzes, 

 

c) § 108b Absatz 1 Nummer 2b, Ab-
satz 2 und 3 des Urheberrechtsge-
setzes, 

 

d) § 51 des Designgesetzes,  

e) § 142 Absatz 1 Nummer 1 des Pa-
tentgesetzes, 

 

f) § 25 Absatz 1 Nummer 1 des Ge-
brauchsmustergesetzes, 

 

g) § 10 Absatz 1 Nummer 2 des 
Halbleiterschutzgesetzes, 

 

h) § 39 Absatz 1 Nummer 1 des Sor-
tenschutzgesetzes; 

 

8. Straftaten gegen Vorschriften über den 
Warenverkehr zum Schutz des Kultur-
gutes nach § 83 Absatz 1 Nummer 1 
des Kulturgutschutzgesetzes vom 31. 
Juli 2016 (BGBl. I S. 1914). 

8. u n v e r ä n d e r t  

(2) In das Aktennachweissystem für 
Zollzwecke dürfen des Weiteren Daten zu 
Straftaten aus dem Bereich der Geldwä-
sche nach § 261 des Strafgesetzbuches 
aufgenommen werden, sofern die Vortaten 
von Artikel 2 Nummer 1 Buchstabe c des 
Beschlusses 2009/917/JI des Rates vom 
30. November 2009 über den Einsatz der 
Informationstechnologie im Zollbereich 
(ABl. L 323 vom 10.12.2009, S. 20, L 234 
vom 4.9.2010, S. 17) erfasst werden. 

(2) u n v e r ä n d e r t  
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Gesetz gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen 

Gesetz gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen 

§ 81a § 81a 

Geldbußen gegen Unternehmen Geldbußen gegen Unternehmen 

(1) Hat jemand als Leitungsperson im 
Sinne des § 30 Absatz 1 Nummer 1 bis 5 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
eine Ordnungswidrigkeit nach § 81 began-
gen, durch die Pflichten, welche das Unter-
nehmen treffen, verletzt worden sind oder 
das Unternehmen bereichert worden ist 
oder werden sollte, so kann auch gegen 
weitere juristische Personen oder Perso-
nenvereinigungen, die das Unternehmen 
zum Zeitpunkt der Begehung der Ord-
nungswidrigkeit gebildet haben und die auf 
die juristische Person oder Personenverei-
nigung, deren Leitungsperson die Ord-
nungswidrigkeit begangen hat, unmittelbar 
oder mittelbar einen bestimmenden Ein-
fluss ausgeübt haben, eine Geldbuße fest-
gesetzt werden. 

(1) u n v e r ä n d e r t  
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(2) Im Fall einer Gesamtrechtsnach-
folge oder einer partiellen Gesamtrechts-
nachfolge durch Aufspaltung (§ 123 Absatz 
1 des Umwandlungsgesetzes) kann die 
Geldbuße nach Absatz 1 auch gegen den 
oder die Rechtsnachfolger festgesetzt wer-
den. Im Bußgeldverfahren tritt der Rechts-
nachfolger oder treten die Rechtsnachfol-
ger in die Verfahrensstellung ein, in der 
sich der Rechtsvorgänger zum Zeitpunkt 
des Wirksamwerdens der Rechtsnachfolge 
befunden hat. § 30 Absatz 2a Satz 2 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten findet 
insoweit keine Anwendung. Satz 3 gilt auch 
für die Rechtsnachfolge nach § 30 Absatz 
2a Satz 1 des Gesetzes über Ordnungs-
widrigkeiten, soweit eine Ordnungswidrig-
keit nach § 81 zugrunde liegt. 

(2) Im Fall einer Gesamtrechtsnach-
folge oder einer partiellen Gesamtrechts-
nachfolge durch Aufspaltung (§ 123 Absatz 
1 des Umwandlungsgesetzes) kann die 
Geldbuße nach Absatz 1 auch gegen den 
oder die Rechtsnachfolger festgesetzt wer-
den. Im Bußgeldverfahren tritt der Rechts-
nachfolger oder treten die Rechtsnachfol-
ger in die Verfahrensstellung ein, in der 
sich der Rechtsvorgänger zum Zeitpunkt 
des Wirksamwerdens der Rechtsnachfolge 
befunden hat. § 30 Absatz 3a Satz 2 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten findet 
insoweit keine Anwendung. Satz 3 gilt auch 
für die Rechtsnachfolge nach § 30 Absatz 
3a Satz 1 des Gesetzes über Ordnungs-
widrigkeiten, soweit eine Ordnungswidrig-
keit nach § 81 zugrunde liegt. 

(3) Die Geldbuße nach § 30 Absatz 1 
und 2 des Gesetzes über Ordnungswidrig-
keiten sowie nach Absatz 1 kann auch ge-
gen die juristischen Personen oder Perso-
nenvereinigungen festgesetzt werden, die 
das Unternehmen in wirtschaftlicher Konti-
nuität fortführen (wirtschaftliche Nachfolge). 
Für das Verfahren gilt Absatz 2 Satz 2 ent-
sprechend. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) In den Fällen der Absätze 1 bis 3 
bestimmen sich das Höchstmaß der Geld-
buße und die Verjährung nach dem für die 
Ordnungswidrigkeit geltenden Recht. Die 
Geldbuße nach Absatz 1 kann selbststän-
dig festgesetzt werden. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Soweit in den Fällen der Absätze 1 
bis 3 gegen mehrere juristische Personen 
oder Personenvereinigungen wegen der-
selben Ordnungswidrigkeit Geldbußen fest-
gesetzt werden, finden die Vorschriften zur 
Gesamtschuld entsprechende Anwendung. 

(5) u n v e r ä n d e r t  
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Außenwirtschaftsgesetz Außenwirtschaftsgesetz 

§ 19 § 19 

Bußgeldvorschriften Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer eine 
in  

(1) u n v e r ä n d e r t  

1. § 18 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a 
bis e, g oder h, Nummer 2 oder 4 
Buchstabe a bis e, g oder h, Absatz 
1a, 2 Nummer 1 bis 6 oder 7, Absatz 3 
bis 5a oder 5b oder 

 

2. § 18 Absatz 1b oder 2 Nummer 8  

bezeichnete Handlung fahrlässig begeht.  

(2) Ordnungswidrig handelt, wer ent-
gegen § 8 Absatz 5, auch in Verbindung 
mit § 9 Satz 2, eine Angabe nicht richtig 
oder nicht vollständig macht oder nicht rich-
tig oder nicht vollständig benutzt. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Ordnungswidrig handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig  

(3) u n v e r ä n d e r t  

1. einer Rechtsverordnung nach   

a) § 4 Absatz 1 oder  

b) § 11 Absatz 1 bis 3 oder Absatz 4 
oder 

 

einer vollziehbaren Anordnung auf 
Grund einer solchen Rechtsverord-
nung zuwiderhandelt, soweit die 
Rechtsverordnung für einen bestimm-
ten Tatbestand auf diese Bußgeldvor-
schrift verweist und die Tat nicht in § 
17 Absatz 1 bis 4 oder Absatz 5 oder § 
18 Absatz 2 mit Strafe bedroht ist, 
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2. einer vollziehbaren Anordnung nach § 
7 Absatz 1, 3 oder Absatz 4 oder § 23 
Absatz 1 oder Absatz 4 Satz 2 zuwi-
derhandelt, 

 

2a. (weggefallen)  

3. entgegen § 27 Absatz 1 Satz 1 Waren 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig vorzeigt, 

 

4. entgegen § 27 Absatz 3 eine Erklärung 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig abgibt oder 

 

5. entgegen § 27 Absatz 4 Satz 1 eine 
Sendung nicht, nicht richtig, nicht voll-
ständig oder nicht rechtzeitig gestellt. 

 

(4) Ordnungswidrig handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig einer unmittelbar 
geltenden Vorschrift in Rechtsakten der 
Europäischen Union über die Beschrän-
kung des Außenwirtschaftsverkehrs zuwi-
derhandelt, die inhaltlich einer Regelung 
entspricht, zu der die in  

(4) u n v e r ä n d e r t  

1. Absatz 3 Nummer 1 Buchstabe a oder  

2. Absatz 3 Nummer 1 Buchstabe b  

genannten Vorschriften ermächtigen, so-
weit eine Rechtsverordnung nach Satz 2 
für einen bestimmten Tatbestand auf diese 
Bußgeldvorschrift verweist und die Tat 
nicht in § 18 Absatz 1, 3 bis 5, 7 oder Ab-
satz 8 mit Strafe bedroht ist. Das Bundes-
ministerium für Wirtschaft und Energie wird 
ermächtigt, soweit dies zur Durchführung 
der Rechtsakte der Europäischen Union er-
forderlich ist, durch Rechtsverordnung 
ohne Zustimmung des Bundesrates die 
Tatbestände zu bezeichnen, die als Ord-
nungswidrigkeit nach Satz 1 geahndet wer-
den können. 
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(5) Ordnungswidrig handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig einem im Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften oder 
der Europäischen Union veröffentlichten 
unmittelbar geltenden Rechtsakt der Euro-
päischen Union, der der Durchführung ei-
ner vom Rat der Europäischen Union im 
Bereich der Gemeinsamen Außen- und Si-
cherheitspolitik beschlossenen wirtschaftli-
chen Sanktionsmaßnahme dient, zuwider-
handelt, indem er  

(5) u n v e r ä n d e r t  

1. eine Information nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 
übermittelt, 

 

2. eine Vorabanmeldung nicht, nicht rich-
tig, nicht vollständig, nicht in der vorge-
schriebenen Weise oder nicht rechtzei-
tig abgibt, 

 

3. eine Aufzeichnung von Transaktionen 
nicht oder nicht für die vorgeschrie-
bene Dauer aufbewahrt oder nicht oder 
nicht rechtzeitig zur Verfügung stellt 
oder 

 

4. eine zuständige Stelle oder Behörde 
nicht oder nicht rechtzeitig unterrichtet. 

 

(6) Die Ordnungswidrigkeit kann in 
den Fällen der Absätze 1, 3 Nummer 1 
Buchstabe a und des Absatzes 4 Satz 1 
Nummer 1 mit einer Geldbuße bis zu fünf-
hunderttausend Euro, in den übrigen Fällen 
mit einer Geldbuße bis zu dreißigtausend 
Euro geahndet werden. 

(6) u n v e r ä n d e r t  

(7) Abweichend von § 30 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 1 des Gesetzes über Ord-
nungswidrigkeiten beträgt das Höchstmaß 
der Geldbuße im Falle einer vorsätzlichen 
Straftat nach § 18 Absatz 1 dieses Geset-
zes vierzig Millionen Euro. 

entfällt 
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(8) Abweichend von § 30 Absatz 2 
Satz 2 des Gesetzes über Ordnungswidrig-
keiten beträgt das Höchstmaß der Geld-
buße im Falle einer Ordnungswidrigkeit 
nach § 130 Absatz 1 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten in Verbindung mit § 
18 Absatz 1 dieses Gesetzes vierzig Millio-
nen Euro. 

(7) u n v e r ä n d e r t  
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Anbaumaterialverordnung Anbaumaterialverordnung 

§ 21 § 21 

Ordnungswidrigkeiten Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 60 
Absatz 1 Nummer 3 des Saatgutverkehrs-
gesetzes handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig  

(1) u n v e r ä n d e r t  

1. entgegen § 4 Absatz 7 Satz 1 oder § 
18 Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 eine 
Aufzeichnung oder einen Nachweis 
nicht oder nicht für die vorgeschrie-
bene Dauer aufbewahrt, 

 

2. entgegen § 13 Absatz 1 oder § 14 Ab-
satz 1 Satz 1 Anbaumaterial in den 
Verkehr bringt, 

 

3. entgegen § 18 Absatz 1, 2 Satz 1 oder 
Absatz 4 Satz 1 Anbaumaterial einführt 
oder 

 

4. entgegen § 18 Absatz 5 Satz 1 Num-
mer 1 eine Anzeige nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig, nicht in der vorge-
schriebenen Weise oder nicht rechtzei-
tig erstattet. 

 

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 68 
Absatz 1 Nummer 3 des Pflanzenschutzge-
setzes handelt, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig entgegen § 4 Absatz 4 eine Anzeige 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder 
nicht rechtzeitig erstattet. 

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 69 
Absatz 2 Nummer 3 des Pflanzenschutzge-
setzes handelt, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig entgegen § 4 Absatz 4 eine Anzeige 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder 
nicht rechtzeitig erstattet. 
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Verordnung zur Bekämpfung 
der Blauschimmelkrankheit des 

Tabaks 

Verordnung zur Bekämpfung 
der Blauschimmelkrankheit des 

Tabaks 

§ 5 § 5 

Ordnungswidrig im Sinne des § 68 Ab-
satz 1 Nummer 3 Buchstabe a des Pflan-
zenschutzgesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig  

Ordnungswidrig im Sinne des § 69 Ab-
satz 2 Nummer 3 des Pflanzenschutzge-
setzes handelt, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig  

1. entgegen § 1 die Meldung nicht, nicht 
unverzüglich, nicht richtig oder nicht 
vollständig erstattet, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. entgegen § 2 Nr. 1 Tabaksämlinge 
nicht unverzüglich vernichtet, 

2. u n v e r ä n d e r t  

2a. einer vollziehbaren Anordnung nach § 
2 Nummer 2 zuwiderhandelt, 

2a. u n v e r ä n d e r t  

3. entgegen § 2 Nr. 3 den Boden oder ei-
nen Raum nicht entseucht, 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. entgegen § 2 Nr. 4 ein Grundstück 
nicht von Tabakpflanzen freihält, 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. entgegen § 3 den Blauschimmelpilz 
züchtet oder hält oder mit ihm arbeitet 
oder 

5. u n v e r ä n d e r t  

6. einer mit einer Genehmigung nach § 4 
verbundenen vollziehbaren Auflage zu-
widerhandelt. 

6. u n v e r ä n d e r t  



 - 1 - Bearbeitungsstand: 14.04.2026  14:04 

Geltendes Recht Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Strafrechts – Umsetzung der Richtli-
nie (EU) 2024/1203 über den strafrechtli-
chen Schutz der Umwelt sowie zur Än-
derung der Zustellungspauschalen und 
Gebühren im Gesetz über Ordnungswid-
rigkeiten und in den Justizkostengeset-

zen 

Reblausverordnung Reblausverordnung 

§ 7 § 7 

Ordnungswidrigkeiten Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des § 68 Ab-
satz 1 Nummer 3 Buchstabe a des Pflan-
zenschutzgesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig  

Ordnungswidrig im Sinne des § 69 Ab-
satz 2 Nummer 3 des Pflanzenschutzge-
setzes handelt, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig  

1. entgegen § 1 die Anzeige nicht, nicht 
richtig oder nicht rechtzeitig erstattet, 

1. u n v e r ä n d e r t  

1a. einer vollziehbaren Anordnung nach § 
2 oder § 4 Absatz 3 Nummer 1 zuwi-
derhandelt, 

1a. u n v e r ä n d e r t  

2. entgegen § 3 Abs. 1 Pflanzgut von 
Rebe in eine nicht befallene Gemeinde 
oder einen nicht befallenen Ortsteil 
verbringt, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. entgegen § 4 Abs. 1 Wurzelreben an-
baut, 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. entgegen § 5 Abs. 1 die Reblaus züch-
tet oder hält oder mit ihr arbeitet oder 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. einer mit einer Genehmigung nach § 5 
Absatz 2 verbundenen vollziehbaren 
Auflage zuwiderhandelt. 

5. u n v e r ä n d e r t  
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Bienenschutzverordnung Bienenschutzverordnung 

§ 4 § 4 

Ordnungswidrigkeiten Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des § 68 Ab-
satz 1 Nummer 3 Buchstabe a des Pflan-
zenschutzgesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig  

Ordnungswidrig im Sinne des § 69 Ab-
satz 2 Nummer 3 des Pflanzenschutzge-
setzes handelt, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig  

1. entgegen § 2 Absatz 1, 2 oder Absatz 
3 ein bienengefährliches Pflanzen-
schutzmittel anwendet oder 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. entgegen § 2 Absatz 4 ein bienenge-
fährliches Pflanzenschutzmittel hand-
habt, aufbewahrt oder beseitigt. 

2. u n v e r ä n d e r t  
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Pflanzenschutz-Anwendungs-
verordnung 

Pflanzenschutz-Anwendungs-
verordnung 

§ 8 § 8 

Straftaten und Ordnungswidrigkeiten Straftaten und Ordnungswidrigkeiten 

(1) Nach § 69 Absatz 1 Nummer 2, 
Absatz 6 des Pflanzenschutzgesetzes wird 
bestraft, wer entgegen § 1 ein Pflanzen-
schutzmittel anwendet. 

(1) Nach § 69 Absatz 1 Nummer 6 
des Pflanzenschutzgesetzes wird bestraft, 
wer entgegen § 1 ein Pflanzenschutzmittel 
anwendet. 

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 68 
Absatz 1 Nummer 3 des Pflanzenschutzge-
setzes handelt, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig  

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 69 
Absatz 2 Nummer 3 des Pflanzenschutzge-
setzes handelt, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig  

1. entgegen § 2, § 3 Absatz 1 oder Ab-
satz 2, § 3b Absatz 3, Absatz 4 Satz 1 
oder Absatz 5, § 4 Absatz 1 Satz 1, 
auch in Verbindung mit Satz 2, oder § 
4a Absatz 1 Satz 1 ein Pflanzenschutz-
mittel anwendet, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. einer vollziehbaren Anordnung nach § 
3 Absatz 3 zuwiderhandelt oder 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. entgegen § 3a ein Pflanzenschutzmit-
tel abgibt. 

3. u n v e r ä n d e r t  
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Verordnung zur Bekämpfung 
der Bakteriellen Ringfäule und 

der Schleimkrankheit 

Verordnung zur Bekämpfung 
der Bakteriellen Ringfäule und 

der Schleimkrankheit 

§ 14 § 14 

Ordnungswidrigkeiten Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des § 68 Ab-
satz 1 Nummer 3 Buchstabe a des Pflan-
zenschutzgesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig  

Ordnungswidrig im Sinne des § 69 Ab-
satz 2 Nummer 3 des Pflanzenschutzge-
setzes handelt, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig  

1. entgegen § 1 Abs. 1 oder 3 Satz 1, 
auch in Verbindung mit Satz 2, eine 
Anzeige nicht, nicht richtig, nicht voll-
ständig oder nicht rechtzeitig erstattet, 

1. u n v e r ä n d e r t  

1a. einer vollziehbaren Anordnung nach § 
3 Absatz 1 Satz 1, § 6 Absatz 4 Satz 1 
oder Absatz 5 Satz 3, § 8 Absatz 3, § 9 
Absatz 3 oder § 10 Absatz 7 Satz 2, 
auch in Verbindung mit § 11 Absatz 7 
Satz 2, zuwiderhandelt, 

1a. u n v e r ä n d e r t  

2. entgegen § 6 Abs. 1 Satz 1, 2 oder 3 
Nr. 1 oder 2, oder Abs. 2 Satz 1, 2 
oder 3 Nr. 1 oder 2 Kartoffeln anbaut, 
verwendet, pflanzt, behandelt oder la-
gert, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. entgegen § 6 Abs. 1 Satz 3 Nr. 3, Abs. 
2 Satz 3 Nr. 3 oder Abs. 3 Satz 3 eine 
Maschine oder einen Lagerraum ver-
wendet, 

3. u n v e r ä n d e r t  

3a. entgegen § 6 Abs. 3 Satz 1 Tomaten-
pflanzen verwendet, 

3a. u n v e r ä n d e r t  

4. entgegen § 7 einen Schadorganismus 
züchtet, hält oder mit ihm arbeitet, 

4. u n v e r ä n d e r t  
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5. entgegen § 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 oder 
§ 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 

5. u n v e r ä n d e r t  

a) Kartoffeln oder Tomatenpflanzen 
nicht oder nicht rechtzeitig vernich-
tet oder 

 

b) Kartoffeln oder Tomatenpflanzen 
verwendet oder behandelt, 

 

6. entgegen § 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 oder 
§ 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 

6. u n v e r ä n d e r t  

a) Sachen nicht oder nicht rechtzeitig 
vernichtet oder 

 

b) Sachen behandelt,  

7. entgegen § 8 Abs. 1 Nr. 3 oder § 9 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Pflanzenteile nicht, 
nicht richtig oder nicht rechtzeitig be-
seitigt und nicht, nicht richtig oder nicht 
rechtzeitig verwendet, 

7. u n v e r ä n d e r t  

8. entgegen § 8 Abs. 2 Satz 3 oder 4 
oder § 9 Abs. 2 Satz 3 Abfälle nicht, 
nicht richtig oder nicht rechtzeitig ent-
sorgt oder Abwässer nicht, nicht richtig 
oder nicht rechtzeitig behandelt, 

8. u n v e r ä n d e r t  

9. entgegen § 10 Abs. 1 oder 2 Satz 1 
oder § 11 Abs. 1 oder 2 Satz 1 Kartof-
feln, Wirtspflanzen, Tomatenpflanzen 
oder dort genannte Pflanzen anbaut, 

9. u n v e r ä n d e r t  

10. entgegen § 10 Abs. 3 Satz 3 oder § 11 
Abs. 3 Satz 6 eine Mitteilung nicht, 
nicht richtig oder nicht rechtzeitig 
macht, 

10. u n v e r ä n d e r t  

11. ohne Genehmigung nach § 10 Abs. 6 
Satz 2 oder § 11 Abs. 6 Satz 2 Kartof-
feln oder Tomaten erzeugt, 

11. u n v e r ä n d e r t  
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12. entgegen § 11 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 
Buchstabe a oder Nr. 2 Buchstabe a 
Kartoffeln oder Tomatenpflanzen er-
zeugt, 

12. u n v e r ä n d e r t  

13. ohne Genehmigung nach § 11 Abs. 5 
Satz 1 Nr. 2 Bewässerungs- und Be-
regnungsmaßnahmen durchführt oder 

13. u n v e r ä n d e r t  

14. einer vollziehbaren Auflage nach § 11 
Absatz 5 Satz 2 oder § 13 Absatz 3 
Satz 3 zuwiderhandelt. 

14. u n v e r ä n d e r t  
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Verordnung über das Inver-
kehrbringen und die Aussaat 
von mit bestimmten Pflanzen-

schutzmitteln behandeltem 
Maissaatgut 

Verordnung über das Inver-
kehrbringen und die Aussaat 
von mit bestimmten Pflanzen-

schutzmitteln behandeltem 
Maissaatgut 

§ 6 § 6 

Ordnungswidrigkeiten Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des § 68 Ab-
satz 1 Nummer 3 Buchstabe a des Pflan-
zenschutzgesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig einer vollziehbaren Anord-
nung nach § 5 zuwiderhandelt. 

Ordnungswidrig im Sinne des § 69 Ab-
satz 2 Nummer 3 des Pflanzenschutzge-
setzes handelt, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig einer vollziehbaren Anordnung nach 
§ 5 zuwiderhandelt. 
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Verordnung zur Bekämpfung 
des Kartoffelkrebses und der 

Kartoffelzystennematoden 

Verordnung zur Bekämpfung 
des Kartoffelkrebses und der 

Kartoffelzystennematoden 

§ 16 § 16 

Ordnungswidrigkeiten Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des § 68 Ab-
satz 1 Nummer 3 Buchstabe a des Pflan-
zenschutzgesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig  

Ordnungswidrig im Sinne des § 69 Ab-
satz 2 Nummer 3 des Pflanzenschutzge-
setzes handelt, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig  

1. entgegen § 1 einen Schadorganismus 
züchtet, hält oder mit ihm arbeitet, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. entgegen § 2 Absatz 1 oder Absatz 3 
Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2, 
eine Anzeige nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig erstat-
tet, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. entgegen § 5 Absatz 1 Nummer 1, § 7 
Absatz 1 Satz 1 oder § 11 Absatz 1 
Nummer 1 Kartoffeln oder dort ge-
nannte Pflanzen anbaut oder an-
pflanzt, 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. entgegen § 5 Absatz 1 Pflanzen an-
baut, einschlägt oder lagert, 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. entgegen § 6 Satz 1 oder Satz 2 Kar-
toffelknollen, Kartoffelkraut oder eine 
Partie nicht, nicht richtig oder nicht 
rechtzeitig behandelt oder in den Ver-
kehr bringt oder verwendet, 

5. u n v e r ä n d e r t  

6. entgegen § 11 Absatz 2 nicht dafür 
Sorge trägt, dass Maschinen oder Ge-
räte gereinigt werden, 

6. u n v e r ä n d e r t  

6a. einer vollziehbaren Anordnung nach § 
12 Absatz 1 Satz 2 zuwiderhandelt, 

6a. u n v e r ä n d e r t  
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7. entgegen § 13 Absatz 2 oder Absatz 3 
Pflanzkartoffeln oder dort genannte 
Pflanzen anpflanzt, 

7. u n v e r ä n d e r t  

8. entgegen § 14 Satz 1 Kartoffeln verar-
beitet, sortiert oder abpackt, 

8. u n v e r ä n d e r t  

9. entgegen § 14 Satz 3 Resterden auf-
bringt oder 

9. u n v e r ä n d e r t  

10. entgegen § 15 Absatz 1 Satz 2 Pflanz-
kartoffeln in den Verkehr bringt. 

10. u n v e r ä n d e r t  
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Pflanzenbeschauverordnung Pflanzenbeschauverordnung 

§ 22 § 22 

Ordnungswidrigkeiten Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 16 
Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a des 
Pflanzengesundheitsgesetzes handelt, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig  

(1) u n v e r ä n d e r t  

1. entgegen § 4 Absatz 1 oder Absatz 2 
eine Pflanze, ein Pflanzenerzeugnis 
oder einen anderen Gegenstand ein-
führt, 

 

2. ohne Registrierung nach § 9 Absatz 2 
Satz 1 eine dort genannte Tätigkeit 
aufnimmt, 

 

3. entgegen § 9 Absatz 4 nicht sicher-
stellt, dass eine dort genannte Unter-
weisung erfolgt ist, 

 

4. entgegen § 10 Absatz 3 Satz 1 oder 
Absatz 4 Satz 1 Holz verwendet, 

 

5. entgegen § 12 Absatz 1 Satz 4 eine 
Markierung anbringt, 

 

6. entgegen § 12 Absatz 2 Verpackungs-
material aus Holz erneut markiert, 

 

7. entgegen § 12 Absatz 3 Satz 1 eine 
Markierung vornimmt, 

 

8. entgegen § 13 Absatz 1 Satz 1 Verpa-
ckungsmaterial aus Holz repariert, 

 

9. entgegen § 13 Absatz 2 Satz 1 oder 
Absatz 3 eine Markierung nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig entfernt, 
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10. entgegen § 13 Absatz 2 Satz 2 eine 
Markierung anbringt, 

 

11. entgegen § 14 Absatz 1 eine Anzeige 
nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig 
erstattet, 

 

12. entgegen § 14 Absatz 3 Satz 1 oder § 
15 Absatz 2 Satz 1 eine Sendung nicht 
oder nicht für die vorgeschriebene 
Dauer vorhält, 

 

13. entgegen § 17 Absatz 1 eine Pflanze, 
ein Pflanzenerzeugnis oder einen an-
deren Gegenstand ausführt oder 

 

14. entgegen § 17 Absatz 3 Verpackungs-
material aus Holz verwendet. 

 

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 16 
Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b des 
Pflanzengesundheitsgesetzes handelt, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig  

(2) u n v e r ä n d e r t  

1. entgegen § 9 Absatz 2 Satz 3 oder § 
10 Absatz 1 Satz 1, auch in Verbin-
dung mit Satz 2, eine Aufzeichnung 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht in der vorgeschriebenen 
Weise führt oder nicht oder nicht min-
destens drei Jahre aufbewahrt oder 

 

2. entgegen § 10 Absatz 6 Nummer 2 ei-
nen Nachweis nicht oder nicht mindes-
tens drei Jahre aufbewahrt. 

 

(3) Ordnungswidrig im Sinne des § 68 
Absatz 1 Nummer 3 des Pflanzenschutzge-
setzes handelt, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig entgegen § 2 Absatz 1 Satz 1, auch 
in Verbindung mit Absatz 3 Nummer 2, 
eine Anzeige nicht, nicht richtig, nicht voll-
ständig oder nicht rechtzeitig erstattet. 

(3) Ordnungswidrig im Sinne des § 69 
Absatz 2 Nummer 3 des Pflanzenschutzge-
setzes handelt, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig entgegen § 2 Absatz 1 Satz 1, auch 
in Verbindung mit Absatz 3 Nummer 2, 
eine Anzeige nicht, nicht richtig, nicht voll-
ständig oder nicht rechtzeitig erstattet. 
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Pflanzenschutz-Geräteverord-
nung 

Pflanzenschutz-Geräteverord-
nung 

§ 7 § 7 

Ordnungswidrigkeiten Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des § 68 Ab-
satz 1 Nummer 3 Buchstabe a des Pflan-
zenschutzgesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig entgegen § 6 ein Pflanzen-
schutzgerät verwendet. 

Ordnungswidrig im Sinne des § 69 Ab-
satz 2 Nummer 3 des Pflanzenschutzge-
setzes handelt, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig entgegen § 6 ein Pflanzenschutzge-
rät verwendet. 
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Pflanzenschutz-Saatgutanwen-
dungsverordnung 

Pflanzenschutz-Saatgutanwen-
dungsverordnung 

§ 4 § 4 

Ordnungswidrigkeiten Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des § 68 Ab-
satz 1 Nummer 3 Buchstabe a des Pflan-
zenschutzgesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig entgegen § 1 Absatz 1 
Saatgut einführt oder in den Verkehr bringt. 

Ordnungswidrig im Sinne des § 69 Ab-
satz 2 Nummer 3 des Pflanzenschutzge-
setzes handelt, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig entgegen § 1 Absatz 1 Saatgut ein-
führt oder in den Verkehr bringt. 
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Pflanzenbeständeschutzverord-
nung 

Pflanzenbeständeschutzverord-
nung 

§ 7 § 7 

Ordnungswidrigkeiten Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des § 68 Ab-
satz 1 Nummer 3 des Pflanzenschutzge-
setzes handelt, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig  

Ordnungswidrig im Sinne des § 69 Ab-
satz 2 Nummer 3 des Pflanzenschutzge-
setzes handelt, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig  

1. einer vollziehbaren Anordnung nach § 
5 Absatz 1 zuwiderhandelt oder 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. entgegen § 6 eine Anzeige nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig erstattet. 

2. u n v e r ä n d e r t  
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Bundesartenschutzverordnung Bundesartenschutzverordnung 

§ 16 § 16 

Ordnungswidrigkeiten Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 69 
Absatz 3 Nummer 27 Buchstabe b des 
Bundesnaturschutzgesetzes handelt, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 3 
Abs. 2 ein Tier anbietet, zur Abgabe vorrä-
tig hält, feilhält, an andere abgibt oder 
züchtet. 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 70 
Absatz 3 Nummer 27 Buchstabe b des 
Bundesnaturschutzgesetzes handelt, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 3 
Abs. 2 ein Tier anbietet, zur Abgabe vorrä-
tig hält, feilhält, an andere abgibt oder 
züchtet. 

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 69 
Absatz 3 Nummer 27 Buchstabe c des 
Bundesnaturschutzgesetzes handelt, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig  

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 70 
Absatz 3 Nummer 27 Buchstabe c des 
Bundesnaturschutzgesetzes handelt, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig  

1. entgegen § 4 Abs. 1 in der dort be-
zeichneten Weise einem Tier nach-
stellt, es anlockt, fängt oder tötet, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. entgegen § 6 Abs. 1 Satz 1 ein Buch 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht in der vorgeschriebenen 
Weise führt, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. entgegen § 6 Abs. 3 ein Buch nicht 
oder nicht rechtzeitig aushändigt, 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. entgegen § 6 Abs. 4 Satz 1 ein Buch 
nicht oder nicht mindestens fünf Jahre 
aufbewahrt, 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. entgegen § 7 Abs. 2 eine Anzeige 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig, 
nicht in der vorgeschriebenen Weise 
oder nicht rechtzeitig erstattet, 

5. u n v e r ä n d e r t  

6. entgegen § 9 Greifvogelhybride züch-
tet, 

6. u n v e r ä n d e r t  
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7. entgegen § 10 Greifvogelhybride hält, 7. u n v e r ä n d e r t  

8. entgegen § 11 Greifvogelhybride in 
den Flug entlässt, 

8. u n v e r ä n d e r t  

9. entgegen § 11 Abs. 3 auch in Verbin-
dung mit Abs. 4 eine Maßnahme nicht 
oder nicht rechtzeitig ergreift oder eine 
Greifvogelhybride nicht rechtzeitig zu-
rückführt, 

9. u n v e r ä n d e r t  

10. entgegen § 12 Satz 1 und 2 Nr. 1 ein 
Tier nicht, nicht richtig, nicht in der vor-
geschriebenen Weise oder nicht recht-
zeitig kennzeichnet, oder Kennzeichen 
ohne Zustimmung der nach Landes-
recht zuständigen Behörde verändert 
oder entfernt, 

10. u n v e r ä n d e r t  

11. entgegen § 13 Abs. 1 Satz 9 die Fest-
legung einer verbindlichen Kennzeich-
nungsmethode nicht oder nicht recht-
zeitig beantragt, 

11. u n v e r ä n d e r t  

12. entgegen § 13 Abs. 3 Satz 4 eine dort 
genannte Unterlage nicht beifügt oder 
nicht oder nicht rechtzeitig vorlegt. 

12. u n v e r ä n d e r t  
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Ausführungsgesetz Seerechts-
übereinkommen 1982/1994 

Ausführungsgesetz Seerechts-
übereinkommen 1982/1994 

Artikel 12 Artikel 12 

Erweiterung des Geltungsbe-
reichs des deutschen Strafrechts 

Erweiterung des Geltungsbe-
reichs des deutschen Strafrechts 

Das deutsche Strafrecht gilt für Strafta-
ten gegen die Umwelt in den Fällen der §§ 
324, 326, 330 und 330a des Strafgesetzbu-
ches, die von einem Schiff aus in der Nord-
see oder Ostsee außerhalb der deutschen 
ausschließlichen Wirtschaftszone durch 
Einleiten von Stoffen unter Verletzung ver-
waltungsrechtlicher Pflichten (§ 330d Nr. 4, 
5 des Strafgesetzbuches) begangen wer-
den, welche der Durchführung völkerrecht-
licher Übereinkommen zum Schutz des 
Meeres dienen. Soweit die Tat in den Ho-
heitsgewässern eines anderen Staates be-
gangen wird, gilt dies, wenn die Tat nach 
dem Recht dieses Staates mit Strafe be-
droht ist. Für die Abgrenzung der Nordsee 
ist Artikel 2 des Übereinkommens zur Zu-
sammenarbeit bei der Bekämpfung der 
Verschmutzung der Nordsee durch Öl und 
andere Schadstoffe vom 13. September 
1983 (BGBl. 1990 II S. 70) maßgebend. 

Das deutsche Strafrecht gilt für Strafta-
ten gegen die Umwelt in den Fällen der §§ 
324, 326, 330 und 330a des Strafgesetzbu-
ches, die von einem Schiff aus in der Nord-
see oder Ostsee außerhalb der deutschen 
ausschließlichen Wirtschaftszone durch 
Einleiten von Stoffen unter Verletzung ver-
waltungsrechtlicher Pflichten (§ 330d Ab-
satz 1 Nummer 6, 7 des Strafgesetzbu-
ches) begangen werden, welche der 
Durchführung völkerrechtlicher Überein-
kommen zum Schutz des Meeres dienen. 
Soweit die Tat in den Hoheitsgewässern ei-
nes anderen Staates begangen wird, gilt 
dies, wenn die Tat nach dem Recht dieses 
Staates mit Strafe bedroht ist. Für die Ab-
grenzung der Nordsee ist Artikel 2 des 
Übereinkommens zur Zusammenarbeit bei 
der Bekämpfung der Verschmutzung der 
Nordsee durch Öl und andere Schadstoffe 
vom 13. September 1983 (BGBl. 1990 II S. 
70) maßgebend. 
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